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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Dezember 1982 Januar bis Dezember 1982 

absolut Veränderung Monats- Veränderung 
gegenüber durch- gegenüber 
gleichem schnitt gleichem 

Monat des Zeitraum des 
Vorjahres Vorjahres 

in% in% 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 1000 170 - 4,2 174 3,2 
Geleistete Arbeiterstunden Miii.Std. 16 - 4,4 17 4,9 
Löhne und Gehälter Miii. DM 532 - 0,8 508 + 1,3 
Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Miii. DM 3433 + 17,5 2821 + 1,1 

Inlandsumsatz Miii. DM 2672 + 13,5 2280 + 0,7 
Auslandsumsatz Miii.DM 761 + 34,6 541 + 2,8 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige Miii. DM 1423 -29,7 1 420 2,5 

aus dem Inland Mill DM 1003 + 0,4 1039 + 5,9 
aus dem Ausland Miii. DM 420 -59,1 380 -20,0 

Energieverbrauch 1 000 t SKE 227 + 23,3 194 - 12,6 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 1000 47 - 6,1 49 9,6 
Geleistete Arbeitsstunden Mill. St. 4 + 28,9 5 8,7 
Löhne und Gehälter Miii.DM 111 + 25,1 126 4,8 
Baugewerblicher Umsatz 
(ohne Umsatzsteuer) Miii.DM 541 + 2,7 359 - 10,1 

Auftragseingang 3 Miii. DM 230 + 54,9 212 - 11,3 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau Wohnungen 1 022 + 16,1 1044 -17,5 
Nichtwohnbau 1 OOOm3 umbauter Raum 564 + 36,2 520 - 1,0 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose Anzahl 110 609 + 28,6 92442 + 50,1 

November 1982 Januar bis November 1982 

Ausfuhr Miii. DM 763 - 12,9 663 7,3 

Ausfuhr ohne Schiffe Miii.DM 763 + 22,1 620 - 3,1 

Kredlte5 

Bestand am Monatsende 
kurzfnstige Kredite Miii.DM 8803 + 1,0 9017 + 2,6 
mittel- und langfristige KrediteS Miii.DM 37019 + 6,0 36068 + 6,4 

1} Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschafttgten. Zur Methode siehe Statistischen BerichtE 11 
2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 3} Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Errichtung neuer Gebäude 5} an inländische Unternehmen und Private 6) einschließlich durchlaufender Kredite 

Anmerkung: Zum Einzelhandel, Gastgewerbe und Fremdenverkehr können wegen Umstellung des Berichtskreises erst später wieder 
Ergebnisse gebracht werden 
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Aktuelle Auslese 

Reales Bruttoinlandsprodukt 1982 
um 1,2 OJo gesunken 

1982 wurden in Schleswig-Holstein zum 
zweiten Mal seit Kriegsende- das erste Mal war es 1975 
- weniger Güter produziert Wtd Dienstleistungen er­
bracht als ein Jahr zuvor. Das reale Bruttoinlandsprodukt, 
bewertet mit den Preisen von 1970, belief sieb auf 31,8 
Mrd. DM und war damit um 1,2% niedriger als 1981. 
Diese verminderte wirtschaftliche Leistungwar mit einem 
Rückgang der durchschnittlichen Zahl der Erwerbstäti­
gen um 24 000 (- 2,5 Ofo) verbunden, bei einem gleich­
zeitigen Anstieg der Arbeitslosen (jeweils September) um 
30 000. Die gesamtwirtschaftliche Produktivität - ge­
messen am Bruttoinlandsprodukt in konstanten Preisen 
je Erwerb tätigen - lag damit in Schleswig-Holstein um 
1,3 ~o über der des Vorjahres. Bei gleichzeitiger Abnahme 
der geleisteten Arbeitszeit dürfte der Produktivitätsan­
stieg je geleistete ArbeitsstWtde etwa 2% betragen haben. 

In jeweiligen Preisen ist das Bruttoinlandsprodukt 1982 
in Schleswig-Holstein um 2,7 D;o auf57,6 Mrd. DM gestie­
gen. Damit verteuerte sich die gesamtwirtschaftliche Lei­
stung in Schleswig-Holstein mit 4,0% merklich geringer 
als im Länderdurchschnitt (4,8 %). 

VVohnungsbaugenehnrigungen 
1982 auf dem Tiefpunkt 

1982 wurden in Schleswig-Holstein insge­
samt 13 902 WohnWtgen zum Bau frei­

gegeben, 2 264 (14 O~) weniger als im Jahr davor. Dies ist 
das geringste Jahresergebnis seit 1950. Die im letzten 
~artal1982 gemessene Zunahme an genehmigten Woh­
nungen von 9,8% im Vergleich zum letzten Quartal1981 
beeinflußte die negative Tendenz des Jahresergebnisses 
nur geringfiigig, berechtigt aber zu einem vorsichtigen 
Optimismus. 

1982 hat sich der Mehrfamilienhausbau (Wohngebäude 
mit 3 und mehr Wohnungen) in den Vordergrund ge­
schoben. Die Zahl seiner Wohnungen (6 675) machte 
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mehr als die Hälfte (53 %) aller genehmigten Wohnun­
gen in neuen Wohngebäuden aus, fast zwei Drittel davon 
Eigentumswohnungen, die zu einem großen Teil im Rah­
men sog. Bauherrenmodelle erstellt werden sollen. 

Im Eigenheimbau dagegen entsprechen die 5 833 geneh­
migten Wohnungen nur noch der Hälfte des Durch­
schnitts der letzten zehn Jahre. Verringerte ich die Nach­
frage 1979 "nur" um 10 %, so waren es ein Jahr später 
schon 13%, dann 23% Wtd im abgelaufenen Jahr 35 ~'o, 
um welche jeweils die Vorjahreswerte unterschritten wur­
den. 

Trotz Rückgangs 
zweitbestes Ausfuhrergebnis 

Die Ausfuhr Schleswig-Holsteins konnte 
1982 nicht auf dem hohen Niveau d~ bisherigen Rekord­
jahres 1981 gehalten werden. Während in den ersten 11 
Monaten 1981 Waren im Wert von 7,9 Mrd. DM ausge­
fuhrt wurden, betrug die Ausfuhr im Januar bi'> Novem­
ber 1982 nur 7,3 Mrd. DM. Der Wert verringerte !>ich 
damit um 7 %. Dennoch kann die ExportwirtschaH zu­
frieden sein, denn gegenüber dem bisher drittbesten Er­
gebnis, 1980, konnte die Ausfuhr um stattliche 30 % 
gesteigert werden. Der Rückgang gegenüber 1981 ist zum 
großen Teil auf die Wasserfahrzeuge zurückzufiihren, die 
zusammen mit den sonstigen Enderzeugnissen um 44 OJo 
absanken. Nimmt man diese beiden Warengruppen, de­
ren Ausfuhr starken Schwankungen unterliegt, aus dem 
Vergleich heraus, dann ergibt sieb gegenüber 1981 sogar 
ein Plus von 2%. 

Zu der negativen Gesamtentwicklung hat auch die Er­
nährungswirtschaft beigetragen. Be onders die Ausfuhr 
von Nahrungsmitteln pflanzlichen Ursprungs nahm da­
bei ab(- 21 %), was hauptsächlich mit der geringeren 
Getreideausfuhr zusammenhängt. Die gewerbliche Wirt­
schaft (ohne die Ausfuhr von Wasserfahrzeugen und 
sonstigen Enderzeugnissen) hat dagegen 6 D;o mehr Güter 
ausgeführt. Zu ihren Stützen zählten wieder einmal Ma­
schinen (+ 14 %), elektrotechnische Erzeugnisse 
(+ 17 Ofo) sowie feinmechanische und optische Erzeug­
nisse ( + 7 %). 



Die Landtagswahlen in Schleswig-Holstein nach 1945 

Ernennungsperiode 

Nach dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen 
Reiches war zunächst an die Zulassung von Parteien 
oder gar an Wahlen nicht zu denken. Erst nach Be­
endigung der Potsdamer Konferenz wurde die Bildung 
von politischen Parteien auf Kreisebene von der bri­
tischen Militärregierung durch die Verordnung Nr. 12 
vom 15. September 1945 zugelassen 1 • Damit war der 
erste Schritt für die Wiederherstellung einer parlamen­
tarischen Demokratie getan. Die Parteien sollten 
ausdrücklich die später abzuhaltenden freien Wahlen 
vorbereiten. Noch im Herbst 1945 bauten die Par­
teien ihre Kreisverbände und in der ersten Hälfte des 
Jahres 1946 die Landesverbände auf. Die Sozialdemo­
kratische Partei und die Kommunistische Partei konn­
ten dabei an vorhandene Strukturen anknüpfen. 
Anders sah es bei den übrigen Parteien aus. Sie suchten 
eine Sammlung zu einer neuen Partei zu erreichen. 
Daraus entstand die schleswig-holsteinische Christ­
lich Demokratische Union. Die Sammlung gelang 
jedoch nicht vollständig. Eine liberale Gruppe, die 
gegen die Bezeichnung "christlich" war, gründete 
nämlich die schleswig-holsteinische Freie Demokra­
tische Partei 2. Im Norden unseres Landes trat der 
dänisch orientierte Südschleswigsche Verein (SSV) auf, 
der sich zwar nur kulturell betätigen durfte, aber auch 
an Wahlen teilnehmen konnte. Eine Besonderheit 
war die Sozialdemokratische Partei Rensburg (SPF), 
die ebenfalls prodänisch eingestellt war. Sie war eine 
eigenständige sozialdemokratische Partei und gehörte 
nicht zur SPD. Daneben gab es mehrere Versuche 
von konservativen Gruppen, eine Partei zu gründen. 
Aus einer solchen Zusammenfassung entstand die 
Deutsche Konservative Partei (DKP), die auch im 
ersten und zweiten ernannten Landtag vertreten war. 

Die Parteien drängten auf baldige Wahlen zu einem 
Provinziallandtag. Die britische Militärregierung hielt 
die Zeit aber dafür noch nicht gekommen. Sie beschloß 
vielmehr, einen Rat aus 60 Mitgliedern zu berufen, der 
zu einem Drittel aus Vertretern der einzelnen Kreise 

1) Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Britisches Kon­
trollgebiet, Nr. 4, S. 12 

2) K. Jürgensen: Die Gründung des Landes Schleswig-Holstein 
nach dem zweiten Weltkrieg 1945 - 194 7; in: Geschichte 
Schleswig-Holste1ns 8. Band, Beiheft, Neumünster 1969, 
s. 27 
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und zu zwei Dritteln aus Vertretern der neu entstande­
nen Parteien und der Berufsverbände bestehen sollte. 
Die Ernennung stand allein der Militärregierung zu. 
Dieses bald Provinzialbeirat genannte Gremium hatte 
die Aufgabe, eine Verfassung auszuarbeiten und die 
Provinzialverwaltung zu kontrollieren3 . Es kann daher 
als Provinziallandtag bezeichnet werden. 

Der Provinziallandtag trat am 26. Februar 1946 zu 
seiner ersten Sitzung zusammen. Durch zahlreiche 
Wechsel innerhalb der ersten Ernennungsperiode 
gehörten ihm insgesamt 78 Mitglieder an, deren Partei­
zugehörigkeit außerdem innerhalb der Periode teil­
weise wechselte. Geht man vom ursprünglichen Stand 
aus, so lassen sich die Mitglieder wie folgt zuordnen 4 : 

CDU 17 

SPO 27 

FOP 2 

KPD 7 

DKP 

Dänische Minderheit 2 

Partellos 22 

Im April 1946 wurden Hauptausschüsse geschaffen. 
Deren aus der Mitte des Provinziallandtages gewählte 
Vorsitzende waren für die Ämter der Landesverwaltung 
politisch verantwortlich und bildeten zusammen mit 
dem Oberpräsidenten die Regierung. Ab Juni 1946 
erhielten sie den Titel Landesminister und der Ober­
präsident den eines l.andespräsidenten. Diese Bezeich­
nungen liefen der Zeit etwas voraus, da erst am 
23. August 1946 durch die Militärregierung aus den 
ehemaligen preußischen Provinzen in der britischen 
Besatzungszone selbständige Länder geschaffen 
wurden 5. Der Landespräsident erhielt den Titel Mini­
sterpräsident. 

3) K. Jürgensen, a a 0. S. 35 

4) Handbuch des Schleswig-Holsteimschen Landtages. 
9. Wahlpenode 1979, Schleswig-Holsteinischer Landtag 
(Herausgeber), Kiel 1979, Abschnitt 7/1, S. 350 

5) Verordnung Nr. 46, Amtsblatt der Militärregierung Nr. 13, 
8. 305 

Sial Monatah S·H, 211983 



Der 23. August kann zwar als Gründungstag des 
Landes Schleswig-Holstein betrachtet werden, aber 
Wahlen waren immer noch nicht in Sicht. Ein weiterer 
Schritt in diese Richtung wurde mit den Wahlen zu 
den Gemeindeparlamenten am 15. September 1946 
und den Kreistagen am 13. Oktober 1946 getan6. Als 
Folge davon wurde der Landtag von der britischen 
Militärregierung am 11 . November 1946 aufgelöst 
und ein neuer Landtag auf Grundlage des Wahlergeb­
nisses der Kreiswahl ernannt. Bei seinem ersten Zu­
sammentreten am 2. Dezember 1946 erklärte der 
Vertreter der britischen Militärregierung: .,Denkwürdig 
ist dieses Ergebms insofern, als die Zusammensetzung 
des heutigen Landtages, obwohl er wie die früheren 
Landtage ernannt worden ist, doch die Wünsche des 
Volkes, wie sie in den kürzlichen Kreistagswahlen zum 
Ausdruck gekommen sind, getreu widersp1egeln7 ". 

Oie 60 Sitze des zweiten ernannten Landtages ver­
teilten sich wie folgt8 : 

Sitze Stimmenanteil bel der Kreiswahl 1946 

cou 23 37,3 

SPO 25 41,0 

FDP 4 6,1 

ssv 4 7,3 

KPO 3 5,1 

DKP 1,3 

Von den 60 Vertretern wurden 21 durch die 17 Kreis­
tage und die Stadtverordnetenversammlungen der 
vier kreisfreien Städte gewählt, und zwar 11 der CDU, 
9 der SPD und einer des SSV. Die verbleibenden 39 
Vertreter wurden auf Anordnung des Militärgouver­
neurs vom Ministerpräsidenten vorgeschlagen, der die 
Auswahl den einzelnen Parteileitungen überließ. Die 
Militärregierung hatte sich jedoch die Bestätigung 

vorbehalten9 . 

6) s1ehe h1erzu: W. Dahms, 01e Kommunalwahlen in Schles­
wtg-Holstem 1946 bis 1976. ind1eser Zeitschnft. Heft 1/1982, 
s 2 ff. 

7) Wortprotokolle der Sitzungen des Schleswlg-Holslelmschen 
Landtages. 11/1 , S. 5 

8) Handbuch des Schlesw1g-Holstem1schen Landtages, a.a.O. 
S.352 

9) K Ji.Jrgensen. a. a 0 . S. 48 

SUJt Monatah S+t, 2/1883 

Der Ministerpräsident wurde ebenfalls von der Militär­
regierung ernannt und nicht vom Landtag gewählt. Es 
war in beiden ernannten Landtagen Theodor Steltzer, 
der der CDU angehörte. Er bildete seine beiden Kabi­
nette aus CDU- und SPD-Abgeordneten. Im 1 Kabmett 
war außerdem ein KPD-Abgeordneter vertreten 10 . Aus 
heutiger Sicht betrachtet, gab es also eine groBe 
Koalition. Das sollte sich, wie noch zu zeigen sein 
wird, nach der 1. Landtagswahl entscheidend andern. 
Diese Landtagswahl sollte für die gesamte britische 
Zone (Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig­
Holstein) Ende März 194 7 stattfinden. ,.Bei dieser Zeit­
planung spielten mehrere Faktoren eine Rolle, und zwar 
innen- und außerpolitische. Zum einen ging es darum, 
die neue Landesordnung mit den in der vorläufigen Ver­
fassung festgelegten Organen auch im Bewußtsein 
der Bevölkerung zu verankern, den politischen Parteien 
Zeit zur inneren Konsolidierung zu geben und den Land­
tag das Landeswahlgesetz 1n Ruhe ausarbeiten zu las­
sen, so daß es breiten Konsensus finden könnte. Zum 
anderen spielte die Moskauer Au6enministerkonferenz, 
die am 10. März 194 7 zusammentrat, eine Rolle. Der 
britische Außenminister Ernest Bevin wollte auf dieser 
Konferenz seinen Deutschland-Plan vorlegen: Schaf­
fung eines in sich ausgewogenen deutschen Bundes­
staates. Dabei war es ihm wichtig, im Verlauf der Kon­
ferenz anhand der Wahlergebnisse auf die ,.innere 
demokratische Festigkeit" der Länder in der britischen 
Zone verweisen zu können. Aber die Außenminister 
Bevin, Bidault, Marshall und Molotow lösten die deut­
sche Frage nicht, und der überaus kalte Winter ver­
schärfte vor allem im Ruhrgebiet die ohnehin äußerst 
angespannte Versorgungslage derart, daS sich die bri­
tische Regierung zu einer Verschiebung der Wahlen 
auf den 20. April1947 - das war vier Tage vor Ende 
der Moskauer Konferenz - entschloß 11 ". 
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Landtagswahl am 20. April1947 

Der zweite ernannte Landtag hatte die rechtliche 
Grundlage für die erste Landtagswahl durch das 

1 0) s1ehe Anlage .Landtagspras1denten und Landesreglerun­
gen se1t 1946" 

11) K. Jurgensen: Start 1n die Demokratie, 1n Kieler Nachnchten. 
20. April 1982, s. 3 



Landeswahlgesetz vom 31. Januar 1947 (Amtsbl. 
Schi.-H. S. 95) geschaffen. Sie brachte ein neues Wahl­
system, das wesentlich von dem bis 1933 gültigen 
abwich. Anstelle der reinen Verhältniswahl mit partei­
gebundenen Listen wurde die Mehrheitswahl mit Ver­
hältnisausgleich eingeführt. Dem Verhältnisausgleich 
wurde dabei lediglich eine begrenzte Ausgleichs­
aufgabe eingeräumt, er sollte zu krasse Ergebnisse 
der Mehrheitswahl vermeiden. Das kommt einmal darin 
zum Ausdruck, daß von den insgesamt 70 Abgeord­
neten 42, also 60 %, durch relative Mehrheitswahl in 
den Wahlkreisen und 28 über Landeslisten gewählt 
werden und zum anderen darin, daß die Sitze nicht 
wie heute üblich aus der Gesamtstimmenzahl der 
erfolgreichen Parteien, sondern getrennt für Wahl­
kreis- und Listensitze berechnet werden. Außerdem 
nehmen nur solche Parteien an der Verteilung der 
28 Listensitze teil, die in mindestens einem Wahl­
kreis die höchste Stimmenzahl aufweisen und damit 
einen direkt gewählten Abgeordneten stellen. Die 
Berechnung der Listensitze wird so vorgenommen, daß 
alle Stimmen der erfolglosen Bewerber der Parteien, 
die mindestens einen Kandidaten direkt durchgebracht 
haben, und die Stimmendifferenz zwischen dem erfolg­
reichen und dem erfolglosen Bewerber, der über die 
höchste Stimmenzahl verfügt, je Wahlkreis errechnet 
und auf eine Landesliste übertragen werden. Die 
Stimmen auf der Landesliste werden durch 1, 2, 3 
usw. geteilt und die Sitze in der Reihenfolge der sich 
daraus ergebenden Quotienten (Höchstzahlen) ver­
teilt. Es wird also erstmals das noch heute gültige 
Höchstzahlenverfahren nach d'Hondt verwendet (siehe 
hierzu: Anhang 2) 

Zur Landtagswahl am 20. April 194 7 kandidierten 
sieben Parteien und ein parteiloser Bewerber, und zwar: 

·Zahl der 
Bewerber 

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 68 

CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands 61 

SSV Sudschleswigscher Vere1n 28 

KPD Kommunistische Partei Deutschlands 69 

FDP Freie Demokratische Partel 

DKP Deutsche Konservative Partel 

Z Deutsche Zentrumspartei 

Parteilose 

34 

36 

4 

Es traten insgesamt 301 Bewerber an, 207 von ihnen 
kandidierten in den Wahlkreisen, 201 auf den Landes­
listen und 1 07 für beide gleichzeitig. Die SPD, die 

CDU und die KPD hatten in allen Wahlkreisen Direkt­
kandidaten aufgestellt. Bemerkenswert ist der immer 
noch vorhandene Einfluß der britischen Militärregie­
rung. Sie überprüfte nämlich die Wahlvorschläge der 
Parteien und lehnte 24 Direkt- und 16 Listenbewerber 
ab. Die größte Zahl von Ablehnungen betraf die 
Deutsche Konservative Partei (DKP) mit 11 und 12 
Bewerbern. Es handelte sich dabei meist um politisch 
Belastete, die vom passiven Wahlrecht ausgeschlos­
sen waren. Nach § 11 d des Landeswahlgesetzes 12 

zählen dazu aktive Offiziere der Wehrmacht und 
Mitglieder von NS-Qrganisationen wie NSDAP, SA, 
Stahlhelm usw. Im übrigen mußten die Bewerber 
am Wahltage das 25. Lebensjahr vollendet und seit 
mindestens 12 Monaten ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthaltsort in Schleswig-Holstein haben. 

Auch das aktive Wahlrecht war noch stärkeren als den 
heute üblichen Einschränkungen unterworfen. Neben 
der Lebensalter- (21 Jahre) und Wohnsitzvoraus­
setzung (drei Monate in Schleswig-Holstein) waren 
solche Personen von der Wahl ausgeschlossen, die 
eine führende Funktion in einer NS-Qrganisation inne­
gehabt hatten oder vor dem 1. März 1933 Mitglied 
einer solchen Organisation gewesen waren Weil die 
Wohnsitzvoraussetzung fehlte, waren 70 000 und 
wegen der politischen Belastung waren 50 000 Per­
sonen von der Wahl ausgeschlossen. Nur 61 % der 
Wohnbevölkerung konnten sich an der Wahl beteiligen. 
Heute macht der Anteil um 70 % aus. Gegenüber der 
Kreiswahl 1946, als er sich auf 54 % belief, ist der 
Anteil jedoch kräftig angestiegen. Das hängt mit dem 
Flüchtlingsstrom zusammen, der Ende 1946 nach­
ließ. Dadurch erfüllten die meisten Rüchtlinge die 
Wohnsitzvoraussetzung. Von den 1,6 Mill. Wahlbe­
rechtigten beteiligten sich 1,1 Mill. oder 69,8 Ofo an 
der Wahl. Das ist aus heutiger Sicht eine sehr nied­
nge Wahlbeteiligung. Bemerkenswert ist, daß die Wahl­
beteiligung, anders als heute, im nördlichen Landesteil 
höher war als im übrigen Landesgebiet: nördlich der 
Eider betrug sie 7 4,3 % und südlich davon 68,3 %. 
Der Grund ist darin zu suchen, daß die Wahlen in den 
nördlichen Kreisen den Charakter einer Volksabstim­
mung trugen und die prodeutschen Parteien und die 

12) a. a. 0 . S. 97. Im Letzten Absatz heißt es dort: .Es können 
JedOCh Bewerber zugelassen werden, die aus dtesen 
Organisationen frelwllhg ausgeschieden sind. aus pollh­
schen Gründen ausgestoßen wurden oder besonders 
geeignet s1nd, den Aufbau der Demokratie in Deutschland 
zu fördern." 

- 28-
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L.andtagswahlam 20. Aprfl1947 

KREISFREIE STADT Wahl· Von 100 gulttgen Sttmmen 
bete•· entfallen auf 
hgung 

Kre1S 1 % CDU SPD FDP SSV KPD 

FLENSBURG 79,3 18,7 17,1 60,7 1,3 

KIEL 67,7 39,9 44,6 1,8 1,2 9,0 

LÜBECK 72,6 26,3 53,5 3,6 6,6 

NEUMÜNSTER 67,1 40,3 50,1 2,3 5,5 

Kreistrete Stadte 71,2 31.4 43,3 2,2 11 ,5 6,4 

Dithmarschen 66,7 39,4 46.9 6,7 0,2 4,1 

Hzgt Lauenburg 63,8 39,0 54,7 0,3 5,5 

Nordfnesland 73.5 32.7 34,0 0,6 30,1 2,1 

Ostholstein 67,9 34,2 51 ,3 7.4 3,8 

Ptnneberg 70,5 27,6 48.6 14,8 7.3 

Pion 69,0 44,1 47,2 0,7 4.2 

Rendsburg·Eckernforde 70,2 35,7 40,9 1,9 13.4 3.4 

Schleswsg-Aensburg 75,5 39.0 28,8 1,0 28,3 2,2 

Segeberg 63.7 40.2 47,9 7,1 3.3 

Stemburg 71 ,5 25,1 47,7 17,5 0,1 5.6 

Stormarn 65,0 33.2 48,9 10,4 5,1 

Kretse 69,3 35,1 44,0 6,0 8,5 4,1 

Schleswlg-Holsteln 69,8 34,1 43,8 5,0 9,3 4,7 

1) Dse Ergebnisse wurden auf die seit 197 4 gültsge Kretsetnteilung 

umgerechnet 

Quelle: Dse Landeswahlen tn Schlesw•g-Holstein vom 20 April194 7, 
herausgegeben vom Landeswahlleiter fur Schleswig·Holstetn unter 
Mttwirkung des Statistischen Landesamtes, Klei 194 7. 
Dte absolu1en Zahlen enthalt der Anhang 1 

prodänische Partei besonders aktiv waren 13 Die Wahl­
beteiligung war in Rensburg mit 79,3 % am höchsten 
und im Kreis Segeberg mit 63,7 % am niedrigsten Sie 
war 1m Gegensatz zu den heute üblichen Ergebnissen 
in den kreisfreien Städten höher (71,2 %) als in den 
Kreisen (69,3 %) 

Ein Vergleich der Ergebnisse nach Landtagswahl­
kreisen ist über den langen Beobachtungszeitraum 
nicht möglich, weil sich die Wahlkreiseinteilung häufig 
geändert hat Um dennoch die regionalen Verände­
rungen des Wählerverhaltens darstellen zu können, 
wurden die Ergebnisse aller Landtagswahlen auf die 
seit 197 4 gültige Kreiseinteilung umgerechnet. Ge-

13) J_ Sachse: Wahlauswertung und Wahlvergletche. tn: D1e 
Landeswahlen tn Schleswtg ·Holstetn vom 20. Apnl 1947. 
K1el. 194 7, S. 62 

meindeteilungen konnten dabei nicht berücksichtigt 
werden. ln diesen Fällen wurde d1e Gemeinde dem 
Kreis oder der kreisfreien Stadt zugeordnet, auf die der 
großte Teil der Bevölkerung entfallt. 

Die Landtagswahl vom 20. April 1947 änderte die 
politische Landschaft in Schleswig-Holstein ganz 
wesentlich. Aus der Kreiswahl im Oktober 1946 war 
die SPD zwar auch als stärkste Partei hervorgegangen, 
der Abstand zur CDU war aber nicht sehr groß gewesen. 
Nun war die SPD mit Abstand stärkste Parte1. Sie 
erhielt 43,8 % der gültigen Stimmen und die CDU 
34,1 %. Die SPD eroberte bis auf Rensburg und 
Schleswig-Rensburg den 1. Platz in allen kreisfreien 
Städten und Kreisen und verfugte in Lübeck, Neu­
münster, Lauenburg und Ostholstein uber die absolute 
Mehrheit. Die CDU lag demgegenüber nur in Schleswig­
Aensburg vom und erzielte ihr bestes Ergebms rn Plön 
mit 44,1 %. Das beste Einzelergebnis erreichte der 
SSV. Er vereinigte in Rensburg 60,7 % der gültigen 
Stimmen auf sich Da er aber nur im nördlichen Landes­
teil kandidierte, kam er insgesamt nur auf 9,3 % Die 
FDP blieb als viertstärkste Partei knapp unter 5 % 
(4,97 %). Sie schnitt in Steinburg mit 17,5% am besten 
ab Die KPD erhielt 4, 7 % der gültigen Stimmen, wobei 
Kiel mit 9,0 % herausragt. Für die DKP sttmmten in 
Lübeck 10,2 % der Wähler, insgesamt aber nur 3,1 %. 
Das Zentrum war mit 0,1 %bedeutungslos. 

Da nur die SPD, die CDU und der SSV Direktkandi­
daten durchgebracht hatten, stellten sie allem die Abge­
ordneten des neuen Landtages. Das wäre aber auch bei 
der heute üblichen 5 %-Klausel nicht anders gewesen. 
Der erste gewählte Landtag setzte sich wie folgt zu­
sammen: 

Sitze insgesamt SPD CDU SSV 

70 43 21 6 

Die SPD verfügte also über eine satte absolute Mehr­
heit. Ihr kam dabei das Mehrheitswahlrecht mit relativ 
geringem Verhältnisausgleich zugute Ste hatte nämlich 
34 der 42 Wahlkreise direkt gewonnen, während auf 
die CDU 6 und den SSV 2 entfielen. Die SPD erhielt 
so fur 43,8% der Sttmmen 61 ,4% der Sitze. 

Dem Wahlergebms entsprechend ernannte der bnti­
sche Zivilgouverneur auf Vorschlag der SPD Hermann 
Lüdemann zum Ministerpräsidenten. Dieser bildete 
eine rein sozialdemokratiSChe Regterung. Sie hatte zu­
sammen mit dem Landtag neben der Überwindung der 
allgemein schlechten wirtschaftlichen Lage vornehm-
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lieh drei Aufgaben zu lösen: Verabschiedung einer 
Verfassung, die Rüchtlingsfrage und die Eigenstaat­
lichkelt Schleswig-Holsteins. Die Landessatzung wurde 
am 13. Dezember 1949 vom Landtag verabschiedet. 
Die Flüchtlingsfrage - am 1. Januar 1950 waren 
1,2 Mill. oder über vier Zehntel der Gesamtbevölke­
rung (2,7 Mill.) Flüchtlinge und Evakuierte; die Bevöl­
kerung hatte dadurch gegenüber 1939 um fast sieben 
Zehntel zugenommen - konnte nicht gelöst werden. 
Sie spielte, wie noch zu zeigen sein wird, bei den näch­
sten Wahlen eine entscheidende Rolle. Die Diskus­
sion, ob Schleswig-Holstein zusammen mit Harnburg 
und einem Teil Niedersachsens ein Land .,Unterelbe" 
bilden sollte, wurde dahingehend entschieden, daß 
Schleswig-Holstein in der ursprünglichen Form beste­
hen blieb. 

Im Landeswahlgesetz war die Legislaturperiode auf 
drei Jahre festgelegt. Es gab jedoch einen Wechsel 
an der Spitze der Landesregierung. Ministerpräsident 
Lüdemann trat nach der für die SPD verlorengegan­
genen Bundestagswahl vom 14. August 1949 zurück. 
Sein Nachfolger wurde Bruno Diekmann, SPD. Er war 
der erste Regierungschef, der vom Landtag gewählt 
wurde. 

Landtagswahl am 9. Juli 1950 

Das dieser Wahl zugrunde liegende Landeswahlgesetz 
vom 27. Februar 1950 (GVOBI. Schi.-H. S. 77) lehnte 
sich weitgehend an die gesetzlichen Bestimmungen 
und Grundsätze der vorangegangenen Wahl an. Das 
Prinzip der Mehrheitswahl mit Verhältnisausgleich blieb 
bestehen und die Mehrheitswahl in den jetzt 46 Wahl­
kreisen stand bei jetzt insgesamt 69 zu wählenden 
Abgeordneten noch etwas stärker im Vordergrund 
(zwei Drittel statt sechs Zehntel). Dieses System soll­
te einer Aufsplitterung der Parteien entgegenwirken. 
ln die gleiche Richtung wirkte die erstmals eingeführte 
5 %-Klausel. Danach mußte eine Partei mindestens 
einen Abgeordneten direkt durchgebracht oder 5 % 
aller Stimmen im Lande erhalten haben, um am Ver­
hältnisausgleich über eine Landesliste teilnehmen zu 
können. Neu war die Regelung, daß am Verhältnisaus­
gleich nur solche Parteien teilnehmen, die in allen 
Wahlkreisen Wahlvorschläge aufgestellt hatten. Von 
dieser Regelung war nur die Partei der dänischen Min­
derheit ausgenommen (siehe hierzu: Anhang 2). Damit 
sollte eine Aufschlüsselung der Wahlkreise unter den 

Parteien erschwert werden. Wie noch zu zeigen sein 
wird, ist es dennoch zu einer Blockbildung gekommen. 

Die Parteienlandschaft hatte sich gegenüber 1947 
wesentlich verändert. Neben dem Deutschen Wahl­
block setzte vor allem der Bund der Heimatvertriebe­
nen und Entrechteten (BHE) neue Akzente. "Mancher 
Vertriebene hatte früh Zugang und Stellung in einer 
der schon entstandenen Parteien gefunden; ja, sie 
gehörten nicht selten zu den Gründern und Trägern 
dieser ersten Parteibildungen." 14 

Unter den neuen Einwohnern Schleswig-Holsteins reg­
ten sich jedoch bald Stimmen, die für die Gründung 
einer eigenen Partei eintraten. So kam es am 8. Januar 
1950 in Kiel zur Gründung des BHE. Nachdem im März 
1950 der Genehmigungszwang für Parteien durch die 
Militärregierung aufgehoben worden war, stand der 
Teilnahme des BHE an den bevorstehenden Landtags­
wahlen nichts mehr im Wege. Von den anderen neuen 
Parteien war die Deutsche Partei (DP) schon zur Bun­
destagswahl 1949 recht erfolgreich gewesen. Sie war 
im Juni 1947 aus der Niedersächsischen Landespartei 
hervorgegangen. Außerdem traten die Sozialistische 
Reichspartei (SRP) und die Deutsche Reichspartei 
(DRP) auf. Die SRP bestand nur kurze Zeit. Sie wurde 
im Oktober 1952 vom Bundesverfassungsgericht ver­
boten. 

Der Deutsche Wahlblock, in dem die CDU, die FDP 
und die DP zusammengeschlossen waren. trat nicht 
als Partei auf. Die drei Parteien traten vielmehr einzeln 
unter ihrem Namen auf. Sie hatten jedoch vereinbart, 
nur jeweils einen Kandidaten einer Partei in den Wahl­
kreisen aufzustellen. Das Ziel dieser Parteienkoalition 
war es, die sozialdemokratische Regierung zu stürzen. 

Zur Landtagswahl am 9. Juli 1950 bewarben sich neun 
Parteien und zwei Einzelbewerber, und zwar: SPD, 
CDU, SSW, FDP, KPD, BHE, DP, DRP, SRP sowie jeweils 
ein Einzelbewerber in Flansburg und in Segeberg. Ge­
genüber 1947 waren die DKP und das Zentrum nicht 
mehr und der BHE, die DP, die DRP und die SRP erst­
mals vertreten. Außerdem hatte die dänische Minder­
heitenpartel ihren Namen von SSV in SSW (Süd­
schleswigscher Wählerverband) geändert. 

Am Wahltage waren 1 , 7 Mi II. Personen wahlberechtigt 
und damit 120 000 mehr als drei Jahre zuvor. Ein we-

14) H. J. Varain, Parteien und Verbände, 1n Staat und Politik 
Bd. 7, Köln und Opladen 1964, S. 49 
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sentlicher Grund dafür ist der Wegfall der Wahlberech­
tigungseinschränkungen für politisch Belastete Im 
Landeswahlgesetz von 1950 ist der Ausschluß vom 
Wahlrecht auf die heute üblichen Fälle der Entmündi­
gung und den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
beschränkt. Es gingen bedeutend mehr Wahlberech­
tigte zur Wahl, nämlich 78,2 %. als 194 7 (69,8 %). 
An der Spitze der Wahlbeteiligungsskala liegt aber­
mals Rensburg m1t 84,4 % vor Schleswig-Rensburg 
mit 82,1 %. Die Kreise haben aber, wie heute üblich, 
die kreisfreien Städte überholt. Bemerkenswert ist 
auch, daß schon damals der Kreis Plön mit zur Spit­
zengruppe gehörte. 

Das überraschendste Ergebnis der Landtagswahl 
1950 war ohne Zweifel das gute Abschneiden des 

Landtagswahl am 9. Julll950 

KREISFREIE 
STADT 

Krets1 

FLENSBURG 
KIEL 
LÜBECK 
NEUMUNSTER 

Kreisfr. Städte 

Dithmarschen 
Hzgt Lauenburg 
Nordtnesland 
Ostholstein 

Ptnneberg 
Pion 
Rendsb ·Eckern!. 
Schi ·Fiensb. 

Sageberg 
Stemburg 
Stormarn 

KreiSe 

Schi.·Holst. 

Wahl· 
betei-
ligung 
% 

84.4 
76,1 
76,9 
79,3 

78,0 

77,2 
73,8 
77.2 
80,3 

78,1 
81.2 
78,1 
82,1 

79,6 
79.5 
73,1 

78,3 

78,2 

Von 100 gultigen Stimmen entfallen auf 

CDU SPD 

13.1 8.3 
30,5 39,6 
17,3 37,8 

35,3 

19,6 33,2 

20,4 25.0 
11,4 28,8 
23,6 16,9 
24,1 26,6 

15,1 36.8 
37,4 31,8 
12,8 21,4 
30,4 13,6 

24,5 23,5 

FDP 

8,7 
9,2 
2,2 

6,6 

ssw BHE DP 

43,7 16,8 
0,4 6,8 5,2 

20,3 10,5 
13,7 32,2 

7,5 13,8 9,2 

0,2 28.9 22,2 
31,5 18,5 

9,8 21.2 23,6 0,3 
6,8 34,6 

13,1 18,1 13.0 
5,3 19,8 
8,1 5,8 26.9 16.7 

1 7.8 29,2 3,9 

13,1 30,3 11,2 
7.9 30.9 27,2 

32,0 12,2 
0,1 24,7 16,7 

25.4 

19,8 25.3 7.2 4,7 27.0 9,7 

19,8 27,5 7,1 5,5 23,4 9,6 

1) Die Ergebmsse wurden auf d1e se1t 197 4 glilt1ge Kreiseinteilung 
umgerechnet 

Quelle Sonderdienst des Statistischen Landesamtes Schlesw1g· 
Holstem. Re1he Wahlen Arbeitsnummer 7 - 80 - 4, Ergebnisse 
der Landtagswahl vom 9 Juh 1950 1m VergleiCh zu den Kre1stags· 
wahlenvom 24 Oktober 1948, 
Landesregierung Schleswig·Holstein, der Landesmimster des ln· 
nern. Stallstisches Landesamt. Az. 7 - 82. Ergebnis der Landtags· 
wahl vom 9. Juh 1950 in den Gernemden nach Wahlkreisen. 
D1e absoluten Zahlen enthält Anhang 1 

Stat Monatsh S H 2/1983 

BHE. Er erhielt auf Anhieb 23,4 % der gültigen Stim­
men und wurde damit die zweitstärkste Partei im 
Lande. ln den Kreisen Hzgt. Lauenburg und Osthal­
stein wurde er sogar die stärkste Partei. Läßt man 
den Deutschen Wahlblock außer Acht, so bekam er 
außerdem noch in Dithmarschen, Nordfriesland, 
Randsburg-Eckernförde und Segeberg die meisten 
Stimmen. Sein Stimmenanteil war in den Kre1sen 
doppelt so hoch (27,0 %) wie in den kreisfreien Städ­
ten (13,8 %). Die SPD blieb zwar stärkste Partei, sie 
mußte aber gegenüber 1947 kräftige Verluste hin­
nehmen. Nur noch 27,5 Ofo anstelle von 43,8 % der 
Wähler stimmten für d1e SPD. Sie steht nur noch in 
Kiel, Lübeck und Neumünster an der Spitze. ln den 
kreisfreien Städten war der Rückgang auch nicht so 
hoch (- 1 0,1 Prozentpunkte) wie in den Kreisen 
(- 18,7). Die CDU büßte ebenfalls -sofern man sie 
isoliert betrachtet - St1mmen ein. Da sie aber -
wie schon erwähnt - zusammen mit der FDP und 
der DP den Deutschen Wahlblock bildete, ergibt 
diese Betrachtungsweise em falsches Bild Die drei 
Parteien traten zwar getrennt auf, in den Wahlkreisen 
hatte jedoch nur jeweils eine von ihnen einen Kandi­
daten aufgestellt. Es ist also richtiger, wenn auch 
nicht ohne gewisse Einschränkungen, den Wahlblock 
insgesamt zu betrachten Dem Wahlblock mtissen 
zusätzlich noch die Stimmen des Einzelbewerbers in 
Rensburg zugerechnet werden, da er diesen im Wahl­
kreis Rensburg-ost unterstützte, indem er ke1ne eige­
nen Kandidaten aufstellte. So berechnet ergibt sich 
ftir den Wahlblock ein Stimmenanteil von 37,0 %, der 
die Spitzenposition bedeutet Er stellt bis auf Flans­
burg, Lübeck, Neumünster und Ostholstein in Kiel 
und allen anderen Kre1sen die stärkste Parte1. Ob 
s1ch das auch bei der Sitzverteilung bezahlt gemacht 
hat, wird noch zu zeigen sein Der SSW mußte eben­
falls Verluste hmnehmen. Se1n Stimmenanteil verrin­
gerte sich von 9,3 % auf 5,5 %. Er behauptete Je­
doch in Rensburg seine Spitzenposition. Der schon 
bisher geringe Bestand der KPD gmg um mehr als 
die Hälfte auf 2,2 % zurück. Die DRP (2,8 %) und 
die SRP (1 ,6 %) blieben ebenfalls bedeutungslos. 
Lediglich m Neumünster erreichte d1e DRP 12,7 % 
der gültigen Stimmen. Der parteilose Bewerber kam 
in Rensburg auf immerhin 12,6 % und in seinem 
Wahlkreis sogar auf 25,7% 

Die Sitzverteilung brachte keine eindeutigen Mehr­
heiten und es kam deshalb zu langwierigen Koalitions­
verhandlungen. Die drei im bishengen Landtag vertre­
tenen Parteien verloren sämtlich S1tze. Besonders 
betroffen davon war die SPD, die nur noch 19 an­
stelle von 43 Bewerbern durchbrachte. Die CDU ver-
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lor fünf Sitze und der SSW zwei. Die Sitzverteilung 
im zweiten gewählten Landtag sieht wie folgt aus: 

Sitze 1nsgesamt SPD CDU SSW FDP BHE DP 

69 19 16 4 8 15 7 

Die SPD stellt danach zwar weiterhin die stärkste Frak­
tion, sie ist aber von der absoluten Mehrheit weit ent­
fernt. Auch der Wahlblock erreicht dieses Ziel nicht. 
Er weist 31 Sitze auf und würde 35 benötigen. Er hätte 
dazu noch vier weitere Wahlkreise direkt gewinnen 
müssen. Durch diese sicherlich vorher aufgestellte 
Rechnung hat ihm aber offensichtlich der BHE einen 
Strich gemacht, der fünf Wahlkreise gewann. Von den 
46 Wahlkreisen eroberten nämlich die SPD 8, die 
CDU 16, der SSW 2, die FDP 8, der BHE 5 und die 
DP 7. Da der Wahlblock aus den dargelegten Gründen 
an der Listensitzverteilung nicht teilnehmen konnte, 
blieb es bei seinen 31 Sitzen. Die 23 Listensitze ent­
fallen auf die SPD (11), den SSW (2) und den BHE 
(10). Die KPD, die DRP und die SRP gingen bei der 
Sitzverteilung leer aus, da sie weder 5 % der gültigen 
Stimmen noch einen Direktsitz errungen hatten. 

Für die Beurteilung des Wahlgesetzes ist es aufschluß­
reich zu fragen, wie die Sitzverteilung ausgesehen 
hätte, wenn die Parteien des Wahlblocks auf der 
Landesliste berücksichtigt worden wären. Es hätte sich 
dann folgende Sitzverteilung ergeben: 

Sitze insgesamt SPD CDU SSW FDP BHE DP 

69 17 19 3 8 13 9 

Der Wahlblock hätte also besser daran getan, einzeln 
in jedem Wahlkreis zu kandidieren. Ob er dann aller­
dings genauso viele Direktsitze bekommen hätte, ist 
zumindest fraglich. Zweifellos hat ihn aber die gewollte 
Einschränkung im Wahlgesetz benachteiligt, da er ohne 
sie die absolute Mehrheit der Sitze, nämlich 36, errun­
gen hätte. Die Sitze der SPD und des BHE wären um 
jeweils zwei und die des SSW um einen zurückgegan­
gen. 

Da die Realität aber anders war, mußten sich die Par­
teien in Koalitionsverhandlungen über eine neue Re­
gierungsbildung einigen. Der BHE war dabei ein von 
allen Seiten umworbener Partner. Die Verhandlungen 
mit der SPD scheiterten. Es wäre außerdem auch keine 
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ausreichende Mehrheit zustande gekommen, da beide 
zusammen nur über 34 Sitze verfügten. Zwischen 
dem Wahlblock und dem BHE kam es, wenn auch 
nach anfänglichen Schwierigkeiten, zu einer Einigung 
in allen materiellen Fragen. Dazu gehörte vor allem 
die Forderung nach Auflösung und Neuwahl der Kom­
munalvertretungen, weil der BHE an den Kommunal­
wahlen 1948 noch nicht teilnehmen konnte. Die end­
gültige Einigung scheiterte jedoch zunächst an der für 
den Posten des Ministerpräsidenten vorgesehenen 
Person. Bei der konstituierenden Sitzung des neuen 
Landtages vom 7. August 1950 hatte deshalb der Miß­
trauensantrag des Wahlblocks keinen Erfolg. Die SPD­
Minderheitsregierung blieb im Amt. Nach der Landes­
satzung endet nämlich die Amtszeit des Ministerpräsi­
denten und der Landesminister nicht automatisch 
mit Ablauf der Wahlperiode. 

Nach längeren Verhandlungen wurde am 5. September 
1950 Dr. Bartram, CDU, zum Ministerpräsidenten ge­
wählt. Die angespannte Lage, zu der noch Probleme 
innerhalb der CDU hinzu kamen, blieb aber erhalten. 
Das Kabinett Bartram blieb deshalb nur ein dreiviertel 
Jahr im Amt und trat am 25. Juni 1951 zurück. Am 
gleichen Tage wurde Fr.-W. Lübke zum Ministerpräsi­
denten gewählt. Bemerkenswert ist dabei, daß sowohl 
der erste als auch der zweite CDU-Ministerpräsident 
nicht dem Landtag angehörten. Er bildete zunächst 
ein vorläufiges Kabinett, das nur aus CDU- und FDP­
Mitgliedern bestand und einen Monat später ein erwei­
tertes Kabinett aus CDU, FDP und BHE. Dieses Kabi­
nett blieb bis zum Ende der Wahlperiode im Amt. 

Anzumerken bleibt noch, daß sich der BHE Im Novem­
ber 1952 entschloß, dem bisherigen Namen BHE die 
Bezeichnung gesamtdeutscher Block voranzustellen. 
Er hieß nun "Gesamtdeutscher Block (BHE)" und abge­
kürzt GB/BHE. Er wollte damit dem Signum, nur eine 
Interessengruppe zu sein, entgegentreten. Er begrün­
dete die Namensänderung wie folgt: "Der « Gesamt­
deutsche Block » (BHE) schließt als Partei ... nicht nur 
Vertriebene ein, die mit den außerhalb der Bundes­
republik liegenden Teilen Gesamtdeutschlands schick­
salhaft verbunden sind. Der« Gesamtdeutsche Block» 
(BHE) bezieht auch alle jene Deutsche ein, die für eine 
Wiedervereinigung Deutschlands und für das gleiche 
Recht aller einzutreten gewillt sind, unabhängig davon, 
ob sie selber Unrecht erlitten haben oder nicht." 15 

15) BHE-Dienst, 22. 11 . 1952, zitiert bei· H. J. Varian, a.a.O. 
$.53 
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Landtagswahl am 12. September 1954 

Das dieser Wahl zugrunde liegende Wahlgesetz vom 
22. Oktober 1951 (GVOBI. Schi. -H. S. 179) änderte das 
Wahlsystem. Die bisherige Mehrheitswahl mit teil­
weisem Verhältnisausgleich (Teilproporz) wurde durch 
eine Mehrheitswahl mit vollem Verhältnisausgleich 
(Vollproporz) ersetzt. Danach werden die Sitze nicht 
mehr getrennt für Wahlkreise und Uste, sondern ins­
gesamt berechnet. Das geschieht, indem alle Stimmen 
der Bewerber auf die Landesliste ihrer Partei gutge­
schrieben werden. Die so für jede Partei summierten 
Zahlen werden durch 1, 2, 3 usw. geteilt und die 69 
insgesamt zu vergebenden Sitze in der Reihenfolge 
der sich daraus ergebenden Quotienten verteilt 
(d'Hondt'sches Höchstzahlenverfahren). Von den so 
errechneten Sitzen werden den Parteien die in direkter 
Wahl in den 42 Wahlkreisen errungenen Sitze abge­
zogen und der Rest aus den Landeslisten zugeteilt. 
Hat eine Partei mehr direkte Sitze errungen als ihr nach 
dem verhältnismäßigen Anteil zustehen, so verbleiben 
ihr diese Sitze als Überhangmandat. Es erfolgt, anders 
als bei den Kommunalwahlen, kein Ausgleich für die 
anderen Parteien 16 . An dem Verhältnisausgleich kön­
nen aber nur solche Parteien teilnehmen, die minde­
stens einen Wahlkreisbewerber direkt durchgebracht 
oder 5 % aller gültigen Stimmen im Lande erhalten 
haben (siehe hierzu. Anhang 2). Im ursprünglichen 
Wahlgesetz war noch eine 7,5 %-Grenze enthalten. 
Diese wurde jedoch durch das Urteil des Bundesver­
fassungsgerichtes vom 5. April 1952 fur nichtig erklärt, 
da das ,.gemeindeutsche" Quorum bei 5 % lag und 
keine besonderen Gründe für einen anderen Prozent­
satz vorlagen. Durch das Gesetz zur Neufassung eini­
ger Bestimmungen des Landeswahlgesetzes vom 
5. November 1952 (GVOBI Schi.-H S. 175) wurde des­
halb die Sperrklausel von 7,5 % auf 5 % geändert 
Bemerkenswert ist dabei. daß der ursprüngliche Regie­
rungsentwurf die 5 %-Klausel vorsah, die aber durch 
die Mehrheit des Landtages geandert wurde. Die weiter­
gehende Einschränkung, daß nur solche Parteien am 
Verhältnisausgleich teilnehmen dürfen. die in allen 
Wahlkreisen Kandidaten aufgestellt haben. wurde nicht 
in das neue Wahlgesetz übernommen. Das in diesem 
Wahlgesetz festgelegte Wahlsystem gilt heute noch. 
Anders sieht es m1t dem Institut der Nachwahl aus. 
Der § 43 des Gesetzes schreibt vor, daß eine Nach­
wahl stattfinden muß, wenn ein direkt gewählter Be­
werber die Wahl ablehnt oder vor Begmn des letzten 
Jahres der Wahlperiode durch Tod oder Verlust seines 

16) s1ehe h1erzu: w. Dahms. a.a 0. S 10 
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Sitzes ausscheidet. Tritt das Ere1gnis innerhalb des 
letzten Jahres der Wahlperiode ein, so rückt ein Be­
werber aus der Landesliste der Partel nach. Letzteres 
gilt heute für alle drei Fälle. Eine Nachwahl findet heute 
nur noch statt, wenn e1n Wahlkreisbewerber nach der 
Zulassung und vor Beginn der Wahl stirbt. Bei der L.and­
tagswahl1954 ist es in emem Kieler Wahlkreis zu einer 
Nachwahl gekommen, weil ein Abgeordneter verstarb. 
Die in den folgenden Abschnitten beschriebenen Er­
gebnisse schließen diese Nachwahl vom 7. November 
1954 nicht ein. Sie hatte auf die Sitzverteilung keinen 
Einfluß, weil wieder e1n SPD-Bewerber direkt gewählt 
wurde und die Ustensitzverteilung davon gemäß Lan­
deswahlgesetz n~cht betroffen wird. 

Zur Landtagswahl am 12. September 1954 kandidier­
ten, neben den schon bekannten Parteien SPD, CDU, 
GB/BHE, FDP, SSW, DRP und KPD, drei neue Parteien. 
nämlich BdD (Bund der Deutschen), SHB (Schleswig­
Holstein Block) und SHLP (Schleswig-Holsteinische 
L.andespartei). Demgegenüber traten die DP, die SRP 
und die Einzelbewerber nicht mehr an Es stellten sich 
also zehn Parteien zur Wahl Von den drei neuen Par­
teien waren im Grunde genommen nur zwei neu Der 
SHB entstand nämlich aus einem Übereinkommen 
zwischen SHG (Schleswig-Holstelnlsche Gemein­
schaft) und DP. Der SHB sollte als Landesgruppe der 
DP bei Landtagswahlen auftreten. Die Abgeordneten 
der DP waren während der vergangenen Legislatur­
periode zu anderen ParteJen gewechselt, so daß d1e 
DP in Schleswig-Holstein fast völlig neu beginnen muß­
te. Für diesen Neuanfang bot sich die SHG, die an den 
bisherigen Wahlen nicht als eigenständige Partei teil­
genommen hatte, an. weil die politischen Z1ele beider 
gleichgelagert waren. Die SHG war Ende 1950 zur 
Abwehr des dänischen Einflusses und der Aüchtlinge 
gegründet worden. ln fünf Kernsätzen wurde das Ziel 
der Gemeinschaft ausgedruckt· .. Schleswig-Holstein 
den Schleswig-Holsteinern. - Wir regieren uns selbst. 
- Schleswig-Holstein~sche Gestnnung ist Reichsge­
sinnung. - Kampf für das Schleswig-Holsteinische 
Lebensrecht - Deutsche Selbstbehauptung im 
Grenzland!" 1 7. Die SHG stand hinter der Schleswig­
Holsteinischen Wählervereinigung, die Anfang 1951 
gegründet wurde und bei den Neuwahlen zu den Kom­
munalvertretungen am 29 April 1951 auftrat Neu 
waren also nur der BdD und die SHLP, die eine ähn­
liche politische Richtung vertraten. wie die SHG. 

1 7) Norddeutsche HausbesJtzer·Zellung, 22 11 1950, Zittert 
be1 H J. Vanan, a. a. 0 S 60 



Die zehn Parteien stellten insgesamt 401 Bewerber auf, 
davon 328 in den Wahlkreisen, 259 auf den Landes­
listen und 186 für beide gleichzeitig. Nur drei Parteien 
(SPD, KPD und BdD) kandidierten in allen Wahlkreisen. 
ln einigen Wahlkreisen gab es Absprachen zwischen 
CDU, GB/BHE und FDP. Die CDU stellte deshalb in 
zwei, der GB/BHE ebenfalls in zwei und die FDP in vier 
Wahlkreisen keine eigenen Kandidaten auf Und diese 
Absprachen hatten Erfolg. Es gelang nämlich auf diese 
Weise, dem SSW seine zwei Direktmandate in den bei­
den Rensburger Wahlkreisen abzujagen. Weitere Ab­
sprachen unter den Parteien oder gar eine Blockbil­
dung wie 1950 gab es nicht. 

Gut 1 ,5 Mill. Schleswig-Holsteiner konnten sich an der 
Wahl beteiligen und damit rund 200 000 weniger als 
vier Jahre zuvor. Der Rückgang ist auf die weitere Um­
siedlung von Flüchtlingen zurückzuführen. Die Wohn­
bevölkerung schrumpfte in dieser Zeit um fast 300 000 
Personen. Die Wahlbeteiligung war mit 78,6 % etwas 
höher als 1950 (78,2 %}, es blieben aber über 300 000 
Wahlberechtigte der Wahl fern. Die Nichtwähler stellen 
die drittstärkste .. Partei". Obwohl der Kreis Plön 
(83,3 %) die Stadt Flensburg (82,0 %) von der Spitze 
der Wahlbeteiligungsskala verdrängte, war die Beteili­
gung in den kreisfreien Städten höher (78,8 %) als in 
den Kreisen (78,5 %). Am niedrigsten war das Wahl­
interesse im Kreis Nordfriesland (7 4,1 %). Ein Gefälle 
zwischen dem nördlichen und südlichen Landesteil, wie 
es bei den ersten Wahlen nach dem Kriege auftrat, 
ist nicht mehr feststellbar. 

Die SPD konnte ihren Stimmenanteil gegenüber 1950 
verbessern und blieb mit 33,2 % stärkste Partei. Der 
Abstand zur CDU (32,2 %) ist aber sehr knapp. Die 
SPD verteidigte in Kiel, Lübeck, Neumünster und in 
den kreisfreien Städten zusammen ihre Spitzenposi­
tionen und eroberte sie in Ostholstein, Pinneberg, 
Steinburg und Stormarn. Die Anteile der SPD streuen 
zwischen 44,2% in Pinneberg und 19,1 %in Schleswig­
Fiensburg. Bei der CDU ist ein Vergleich mit 1950 nicht 
möglich, da sie damals bekanntlich zusammen mit der 
FDP und der DP den Deutschen Wahlblock gebildet 
hatte. Sie wird mit einem Stimmenanteil von 32,2 % 
zweitstärkste Partei und nimmt in sieben der elf Kreise 
sowie in den Kreisen zusammen den 1. Platz ein. Am 
besten schnitt die CDU in Neumünster (40,0 %) und am 
schlechtesten in Pinneberg (21,5 %) ab. Der GB/BHE 
mußte gegenüber der Landtagswahl 1950 deutliche 
Verluste hinnehmen. Sein Anteil schrumpfte von 23,4% 
auf 14,0 %. Er liegt in keinem Kreis mehr vorn, was 
ihm 1950 immerhin noch in Hzgt. Lauenburg und Ost­
haistein gelungen war. ln diesen beiden Kreisen erzielte 
er auch 1954 seine besten Ergebnisse (19,5% und 
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20,0 %). Dem GB/BHE ist es offensichtlich nicht ge­
lungen, seinen Wandel, der ja in der Namensänderung 
zum Ausdruck kommen sollte, für den Wähler deutlich 
zu machen. Der Anteil der Vertriebenen an der Bevöl­
kerung ist in diesem Zeitraum bei weitem nicht so stark 
zurückgegangen wie der Stimmenanteil des GB/BHE. 
Die FDP erhielt als viertstärkste Partei 7,5% der gül­
tigen Stimmen. Sie schnitt in Steinburg mit 12,6 % 
am besten ab. Der SSW konnte zwar in Rensburg seine 
Spitzenstellung halten, er verlor aber hier und auch 
insgesamt kräftig Stimmen. Er kam in Rensburg nur 
noch auf 36,1 % (1950: 43,7 %) und im gesamten 
Land auf 3,5 % (1950: 5,5 %). Der sich schon 1950 
andeutende Abstieg setzte sich also weiter fort. Der 
erstmals kandidierende SHB erhielt auf Anhieb 5,1 % 
der gültigen Stimmen. Er schnitt aber schlechter ab, 
als die DP vier Jahre zuvor (9,6 %). Die vier anderen 
Parteien waren bedeutungslos: Die KPD erhielt 2,1 %, 

Landtagswahl am 12. September 1954 

KREISFREIE Wahl- Von 100 gültigen Stimmen entfallen auf 
STADT betei· 

ligung CDU SPD FDP ssw GB/ SHB 
Kreis 1 % BHE 

FLENSBURG 82,0 21,9 18,6 - 36,1 16,2 1,6 
KIEL 78,8 35,2 42,3 9,0 0,2 5,1 2,1 
LÜBECK 77,7 30,6 37,9 8,4 - 13,6 3,2 
NEUMÜNSTER 78,6 40,0 41,3 3,8 - 9,0 1,9 

Kreistr. Städte 78,8 32,2 37,1 6,9 5,5 10,1 2,4 

Dithmarschen n.3 35,7 31,0 6,3 - 12,9 9,6 
Hzgt. Lauenburg 77,2 33,8 33,6 5,5 - 19,5 1,7 
Nordfriesland 74,1 36,3 22,2 6,2 12,0 13,3 7,9 
Ostholstein 81,6 27,1 33,3 6,9 20,0 8.5 

Pinneberg 75,6 21,5 44,2 10,2 - 14,3 4,4 
Plön 83,3 36,2 35,1 4,4 - 15.0 4.9 
Rendsb. ·Eckernf. 79,7 36,2 28,4 6,9 3,3 15.4 6,3 
Schi. -Aensb. 80,7 38.2 19,1 7,3 12,1 12,6 8,4 

Sageberg 77,8 36,6 29,4 9,0 18,2 3,1 
Steinburg 79,3 24,8 35,6 12,6 o.o 14,5 9,6 
Stormarn 77,5 30,1 35,7 9,9 - 17,5 3,3 

Kreise 78,5 32,2 31.4 7,8 2,7 15,7 6,3 

Schi.-Holst. 78,6 32,2 33,2 7,5 3,5 14,0 5,1 

1} Dte Ergebnisse wurden auf die seit 1974 gultlge Kreiseinteilung 
umgerechnet 

Quelle· Sonderdienst des Statistischen Landesamtes Schlesw1g· 
Holste1n, Reihe Wahlen. Arbeitsnummer 7 - 80 - 9/54, 
Die Landtagswahlen am 12. September 1954. 
Die absoluten Zahlen enthält Anhang 1 
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die DRP 1,5 %, der BdD 0,8 o/o und die SHLP, dre nur 
rn Lübeck auftrat. 0,1 %. 

Bei dieser Landtagswahl wurde erstmals erne Stich­
probenerhebung über das Wahlverhalten nach Alter 

und Geschlecht durchgeführt 18 . Die SPD weist da­
nach unter den Männern über- und unter den Frauen 
unterdurchschnittliche Anteile auf. Ihre Anteile srnken 
mit steigendem Alter. Demgegenüber wird die CDU 
deutlich von den Frauen bevorzugt und daber beson­
ders von den älteren Frauen. Die 60 Jahre und älteren 
Frauen stimmten am häufigsten für die CDU, während 
es bei der SPD die 21-brs 30jährigen Männer sind. Beim 
GB/BHE ist ebenfalls ern Übergewicht der Frauen fest­

stellbar. Bei der FDP und dem SHB soWie noch stärker 
bei der KPD dominieren dagegen die Männer. 

Die Sitzverteilung ergab ein Kopf-an-Kopf-Rennen von 
SPD und CDU. Seide erhielten 25 Sitze, so daß nur 
eine Koalition möglich war. Dre Sitzverteilung sah wie 
folgt aus: 

Sitze insgesamt SPD CDU GB/BHE FDP SHB 

69 25 25 10 5 4 

Dre SPD verbesserte sich gegenüber der Landtags­
wahl 1950 um sechs Sitze. Sie brachte fast alle Bewer­
ber, nämlich 22, direkt durch, während sie 1950 nur 
acht Wahlkreise gewonnen hatte. Die CDU verbesserte 

sich um neun Sitze und stellte 19 Wahlkreissieger. Von 
den anderen Parteren konnte nur der GB/BHE einen 
Direktbewerber durchbringen und dies auch nur, weil 
die CDU und die FDP in diesem Wahlkreis keinen Be­
werber aufgestellt hatten. Insgesamt verlor der GB/BHE 
fünf Sitze. Die FDP erhielt ebenfalls drei Sitze weniger 
und die SHG kam auf vrer Sitze anstelle der sieben 
Sitze der DP Der SSW grng leer aus (1950· vrer Sitze), 
da er an der tur ihn damals noch geltenden 5 %-Klausel 
scherterte und er keinen Direktkandidaten mehr durch­
brachte. Für die anderen Parteien (DRP. KPD, BdD und 
SHLP) war das Rennen um einen Sitz aussichtslos. 

Die Regierung schien zunächst einfach zu sein, da sich 
eine Fortsetzung der Koahtron ZWischen CDU und 
GB/BHE anbot und eine Verstärkung der schmalen 

18) Sonderdienst des Stahslischen Landesamtes Schleswrg· 
Holstern, Re1he Wahlen. Arbeitsnummer 7-80- g/54, Kiel, 
1955 
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Regierungsmehrheit (35 von 69 Sitzen) durch die FDP 

möglich erschien. Es tauchten aber Probleme auf, so 
daß auch die SPD die Initiative zu einer Regierungs­
bildung ergriff Nach langwierigen Verhandlungen ei­
nigten sich jedoch CDU, GB/BHE und FDP und schlos­
sen einen Koalitionsvertrag, wobei der Name des 

Ministerprasidenten bis zum Schluß offen blieb. Am 
11. Oktober 1954 wählte der Landtag in seiner konsti­

tuierenden Sitzung den Abgeordneten von Hassel zum 
neuen Ministerpräsidenten. Er blieb fur mehr als zwei 
Wahlperioden, bis zum 7. Januar 1963, im Amt. D1e 
Zusammensetzung des Kabinetts änderte sich aller­
dings im Laufe der Zeit '9 . 

Landtagswahl am 28. September 1958 

Für die Landtagswahl am 28. September 1958 galt 
zwar das Landeswahlgesetz von 1951 we1terhrn es 

war aber in einigen Bestimmungen geändert worden. 
Die wichtigste Änderung betraf den § 3 des Gesetzes, 
der die Wahl der Abgeordneten aus den Landeslisten 
regelt. Danach nahmen nur die Landeslisten solcher 
Parteren am Verhältnisausgleich teil, für die mindestens 
ein Bewerber direkt gewählt worden ist oder die 5 % 
der im Lande abgegebenen Stimmen erhalten haben. 

Durch das Änderungsgesetz vom 31 . Mai 1955 (GVOBI. 
Schi.-H. S 124) wurde der§ 3 wie folgt erganzt· .,Diese 
Einschränkungen gelten nrcht für die Parteien der 
dänischen Mindert,eit". Seitdem unterliegt der SSW 

nicht mehr der 5 o/o-Sperrklausel (siehe hierzu. An­
hang 2). Ein weiteres Änderungsgesetz vom 12. Okto­
ber 1955 (GVOBI. Schi.-H. S. 155) bestimmte, daß 
~ausscheidende Bewerber oder Abgeordnete grund­
sätzlich aus den Landeslisten der Parteien ersetzt wer­
den und nur, wenn der Ausscheidende als Parteiloser 
gewählt wurde, eine Nachwahl stattfindet". Vorher war 
stets dann, wenn ern im Wahlkreis gewählter Bewerber 
ausschied, eine Nachwahl durchgeführt worden. 

Solche Nachwahlen hat es allerdings in den drei abge­
laufenen Wahlperioden nur drei Mal gegeben Am 
Rande sei dabei vermerkt, daß der heutige Landtags­
präsident Dr Lemke (CDU) durch eine derartige Nach-

1 9) srehe Anlage .Landtagspräsrdenten und Landesreglerun­
gen se1t 1 946" 



wahl im September 1955 in den Landtag einzog. Die 
Möglichkeit der Briefwahl, die zur Bundestagswahl 
1957 eingeführt wurde, gab es bei der Landtagswahl 
1958 noch nicht. Die Wahlkreiseinteilung und die Zahl 
der Sitze blieb unverändert. 

Um die 69 Sitze bewarben sich acht Parteien, die auch 
schon zur Landtagswahl 1954 angetreten waren, und 
zwar: SPD, CDU, GB/BHE, FDP, SSW, DRP, BdD und 
DP. Die DP führte wieder ihren alten Namen, allerdings 
mit dem Zusatz ,.(Schleswig-Holstein-Biock)", nachdem 
sie 1954 unter der Bezeichnung SHB firmiert hatte. 
Die SHLP trat nicht mehr in Erscheinung und die KPD 
konnte nicht mehr kandidieren, weil sie durch Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes am 17. August 1956 
aufgelöst worden war. Außerdem bewarben sich 12 
Parteilose um einen Sitz. Insgesamt waren 352 Bewer­
ber aufgestellt worden, von denen über vier Zehntel 
sowohl in einem Wahlkreis als auch auf der Landes­
liste ihrer Partei kandidierten. Bis auf den SSW, der 
nur in den 12 nördlichen Wahlkreisen direkte Bewer­
ber aufstellte, und die DRP, die in 38 Wahlkreisen um 
den Wähler warb, konnten Bewerber aller Parteien in 
allen 42 Wahlkreisen gewählt werden. Es gab keine 
Absprachen unter den Parteien. 

Die Zahl der Wahlberechtigten hat sich wie die Wahl­
beteiligung nur geringfügig gegenüber 1954 erhöht. 
Es gab 1 ,57 Mill. Wahlberechtigte, knapp 20 000 mehr, 
und 78,9% (1954: 78,6 %) von ihnen gingen zur Wahl. 
Die Wahlbeteiligung ist damit zwar höher als bei Kreis­
wahlen, aber deutlich niedriger als bei Bundestags­
wahlen und bei den Landtagswahlen in den Siebziger 
Jahren. Sie ist abermals, wenn auch geringfügig, in den 
kreisfreien Städten höher als in den Kreisen. Bemer­
kenswert ist, daß die gleichen Kreise wie 1954 an der 
Spitze und am Ende der Wahlbeteiligungsskala liegen, 
nämlich Plön mit 83,2% und Nordfriesland mit 73,3 %. 
Die Nichtwähler stellen mit 330 000 Personen wie­
derum die drittstärkste ,.Partei". Es läßt sich zwar nicht 
eindeutig nachweisen, zu Lasten welcher Partei diese 
Nichtbeteiligung geht, es ist aber wahrscheinlich die 
SPD. Der Anteil der Nichtwähler liegt nämlich bei den 
jüngeren Wahlberechtigten erheblich über dem Durch­
schnitt und diese Altersgruppe (21 - 30 Jahre) wählte 
relativ häufiger die SPD. 

Die CDU erhielt am 28. September 1958 die meisten 
Stimmen und stellt mit 44,4 % erstmals die stärkste 
Partei. Ihr Abstand zur SPD macht 8,5 Prozentpunkte 
aus. Vier Jahre zuvor hatte die SPD noch mit einem 
Punkt vorn gelegen. Die CDU verbesserte sich insge­
samt um 12,2 Punkte, in den Kreisen um 13 Punkte 
und in den kreisfreien Städten um 10,5 Punkte. Sie 

verdrängte dadurch die SPD auch in den kreisfreien 
Städten vom 1. Platz. Der CDU gelang fast ein totaler 
Erfolg. Sie liegt nämlich nur noch in Kiel, Neumünster 
und Pinneberg an zweiter Stelle. Im Kreis Schleswig­
Aensburg erhielt sie sogar die Hälfte aller gültigen 
Stimmen, was bis dahin nur dem SSW bei der Land­
tagswahl194 7 gelungen war. Am schlechtesten schnitt 
die CDU in Flansburg mit 37,0% ab. Sie nimmt aber 
auch hier die Spitzenposition ein und verwies den bis­
herigen Spitzenreiter, den SSW, deutlich auf den 
2. Platz. Die SPD erhöhte zwar ebenfalls ihren Stim­
menanteil, jedoch nur um 2, 7 Punkte auf 35,9 %. Sie 
mußte ihren Spitzenplatz insgesamt und in Lübeck, 
Ostholstein, Steinburg sowie Stormarn der CDU räu­
men. Zu einer neuen Hochburg für die SPD entwickel­
te sich Neumünster (46, 1 %), vor Kiel (45,4 %) und 
Pinneberg (43,2 %). Am schlechtesten schnitt die SPD 
in Schleswig-Aensburg mit 19,6 %ab. Von den übrigen 
Parteien hat vor allem der GB/BHE erheblich Stimmen 
gegenüber 1954 eingebüßt. Sein Anteil halbierte sich 

Landtagswahl am 28. September 1958 

KREISFREIE STADT Wahl· Von 1 00 gültigen Stimmen 
bete I- entfallen auf 

Kreis 1 ligung 
% CDU SPD FDP SSW GB/ 

BHE 

FLENSBURG 79,5 37,0 21.7 3,2 29,5 4,8 
KIEL 79,4 43,5 45.4 5,1 0,2 2,4 
LÜBECK 77,9 44,0 40,2 4,8 6,0 
NEUMÜNSTER 80,3 42,7 46,1 4,3 4,4 

Kreisfreie Städte 79,0 42,7 40,4 4,6 4,2 4,2 

Dithmarschen 78,6 48,6 32,8 5,2 6 ,1 
Hzgt. Lauenburg 76,9 47,6 36,2 4,0 7,5 
Nordfriesland 73,3 46,6 25,2 5.4 10,1 6,0 
Ostholstein 81,7 43,4 35,8 3,7 12,1 

Pinneberg 78,5 40,8 43,2 5,5 6,8 
Plön 83,2 45,9 38,8 3,6 8,3 
Randsburg-Eckernförde 78,1 47,7 32,3 5,7 2,5 7.7 
Schleswlg-Flensburg 80,8 50,0 19,6 4,7 10,6 8,5 

Segeberg 78,2 44,2 31,8 10,8 9,8 
Steinburg 81,4 40,9 37,6 7,0 0,0 8,4 
Stormarn 77,2 41,8 38,9 8.1 8,5 

Kreise 78,8 45,2 33,9 5,7 2,2 8,2 

Schleswlg-Holstein 78,9 44,4 35,9 5,4 2,8 6,9 

----
1) Die Ergebnisse wurden auf die seit 1974 gültige Kreiseinteilung 

umgerechnet 

Quelle: Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes Schles-

wig-Holstein, 8 111 2 - 4/1958. 
Die absoluten Zahlen enthält Anhang 1 
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von 14,0 % auf 6,9 %. Er kam nur noch in seinem 
Stammkreis Ostholstein auf einen Anteil von uber 
10 %. Hier dürften die sich abzeichnenden Auflösungs­
erscheinungen eine nicht unerhebliche Rolle gespielt 
haben 20• Der GB/BHE blieb aber drittstärkste Partei, 
da auch die FDP ihren Stimmenanteil nicht halten 
konnte. Sie verschlechterte sich gegenüber 1954 um 
2,1 Punkte auf 5,4 %. ln einigen Kreisen war der Rück­
gang noch höher. Die FDP verbesserte sich in Rens­
burg, wo s1e 1954 nicht kandidiert hatte, Neumünster 
und Segeberg. Das beste Ergebnis sprang für sie in 
Segeberg mit 1 0,8 % heraus. Sie blieb jedoch in vier 
der elf Kreise und drei der vier kreisfreien Städte unter 
einem Anteil von 5 %. Auch der Anteil des SSW gmg 
weiter zurück. Er schrumpfte auf 2,8 % und verlor in 
Rensburg die relative Mehrheit an die CDU. D1e übri­
gen Parteien waren bedeutungslos. Die DP erreichte 
bei einer Abnahme von fast der Hälfte ihrer Stimmen 
von 1954 nur 2,8 % der gültigen Stimmen. D1e DRP 
büßte fast ein Viertel ihrer Stimmen ein und erhielt 
nur noch 1,1 %. Der BdD rutschte auf 0,5 % ab und 
verlor vier Zehntel seiner Stimmen. Die 12 parteilosen 
Kandidaten vereinigten nur 0,2 o/o aller gültigen Stim­
men auf sich. 

Eine abermals durchgeführte Stichprobenerhebung 
über das Wahlverhalten nach Alter und Geschlecht 
zeigt, daß die CDU weiterhin von den Frauen bevor­
zugt wird . Sie erhielt von ihnen nicht nur überdurch­
schnittlich viele Stimmen, sondern hat es auch vor allem 
ihnen zu verdanken, daß sich ihr Stimmenanteil so 
kräftig erhöhte. Dabei fallen besonders die älteren 
Frauen auf, von denen die Hälfte ihre St1mme der 
CDU gab. Unter den Männern ist zwar der Stimmen­
anteil der CDU wiederum unterdurchschmttlich, aber 
anders als 1954 höher als der der SPD. Selbst in der 
jüngsten Altersgruppe der Männer (21 - 30 Jahre) 
erh1elt die CDU fast soviele Stimmen wie die SPD. ln 
dieser Altersgruppe hatte die SPD vier Jahre zuvor noch 
klar vorn gelegen Die CDU und die SPD verbesserten 
sich in allen Altersgruppen gegenüber 1954. Jedoch 
mit dem entscheidenden Unterschied, daß die Gewinne 
der CDU nicht unerheblich großer waren als die der 
SPD. 

Von den 1 ,2 Mill. Wählern, die eine gültige St1mme ab­
gaben, bestimmten 95 % die Sitzverteilung im neuen 
Landtag. Fast 56 000 oder 5% der gültigen Stimmen 
sind für Parteien oder Einzelbewerber abgegeben 

20) H J. Vanan. a a 0 . S. 182 ff. 
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worden, die nicht an der Sitzverteilung teilnehmen 
konnten, weil sie die im Wahlgesetz geforderten Vor­
aussetzungen nicht erfüllten. Im Jahre 1954 waren 
es 8 % der gültigen Stimmen gewesen, die nicht bei 
der Sitzverteilung berucksichtigt werden konnten. Die 
Splitterparteien haben also an Gewicht verloren. D1e 
Sitzverteilung sieht wie folgt aus: 
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WahlkreiSSitze 

Ustensitze 

Sitze zusammen 

Sitze CDU SPD GBI FDP SSW 
insgesamt 

42 

27 

69 

32 10 

16 

33 28 

BHE 

5 3 2 

5 3 2 

Danach ziehen fünf Parteien in den 4. Landtag ein, und 
zwar die bisher schon im Landtag vertretenen Parteien, 
CDU, SPD, GB/BHE und FDP sowie der SSW, der 
1954 an der damals auch für ihn geltenden 5 %-Klausel 
gescheitert war. Die CDU stellt m1t 33 Sitzen die 
stärkste Fraktion, sie verfügt aber nicht über d1e abso­
lute Mehrheit. Sie verbesserte sich gegenuber 1954 um 
acht Sitze Neben diesem Gewinn ist besonders 
bemerkenswert, daß die CDU 32 anstelle von 19 
Bewerbern direkt durchbrachte. Die SPD vermehrte 
ebenfalls ihre Sitze, jedoch nur um einen, und sie verlor 
12 Wahlkreise. Nur 1 0 Direktbewerber der SPD wurden 
gewählt und 16 SPD-Bewerber zogen uber d1e Landes­
liste in den Landtag ein. Es zeigte sich erstmals das 
heute bekannte Bild: Nur die CDU und SPD waren in 
den Wahlkreisen erfolgreich, während alle anderen 
Parteien leer ausgingen Der GB/BHE büßte die 
Hälfte seiner 1954 errungenen Sitze ein und ist nun mit 
fünf Sitzen 1m Landtag vertreten. Das ist übrigens die 
Anzahl, die er auch am Ende der 3. Wahlperiode auf­
Wies. Mitte 1958 sind nämlich fünf Abgeordnete aus 
dem GB/BHE ausgetreten. Jeweils zwei von ihnen 
traten der CDU und der FDP bei und einer blieb partei­
los. Die FDP verschlechterte sich ebenfalls. Sie erhielt 
dre1 S1tze und damit zwei weniger als 1954. Der wieder 
im Landtag vertretene SSW kam auf zwei Sitze. Bemer­
kenswert ist die große Ruktuat1on unter den Abgeord­
neten. Gerade 18 Abgeordnete sind das dntte Mal 
in den Landtag gewählt worden und nur sieben von 
diesen sind seit 194 7 ununterbrochen dabei. 

Das Kabinett von Hasse! blieb an der Regierung und 
anderte seine Zusammensetzung n1cht, obwohl der 
GB/BHE nicht mehr an der Koalition beteiligt war Seme 
beiden Kabinettsmitglieder waren nämlich aus dem GB/ 



BHE ausgetreten. Eines von ihnen schloß sich sofort 
der CDU an und das andere im Laufe der 4. Wahl­
periode. Beide gehörten nicht dem neuen Landtag an. 
Die Koalitionsregierung bestand zunächst aus fünf 
Mmistern der CDU, einem der FDP und einem partei­
losen. CDU und FDP hatten sich schnell über d1e Fort­
setzung der Koalition geeinigt, obwohl der Wunsch der 
FDP nach einem gewichtigerem Ministerium als dem 
Justizministerium nicht erfüllt wurde und die Bonner 
Wahlrechtsdiskussion (Einführung der Mehrheits­
wahl) 1956 fast zu einem Bruch der schleswig-hol­
stemlschen Koalition geführt hatte. 

Landtagswahl am 23. September 1962 

Der Landtagswahl am 23. September 1962 lag das 
Wahlgesetz in der Fassung vom 17. Juli 1959 zugrunde 
(GVOBL Schi.-H. S. 133). Dieses Gesetz brachte nur 
eine wesentliche Änderung: Es wurde die seit 1957 
schon bei Bundestagswahlen übliche Möglichkeit zur 
Briefwahl eingeführt. Mittels Briefwahl kann jedoch 
nur der Wahlberechtigte abstimmen, der einen ent­
sprechenden schriftlichen Antrag stellt und darin glaub­
haft macht, daß er sich am Wahltage während der 
Wahlzeit außerhalb seines Stimmbezirks aufhält oder 
wegen semes körperlichen Zustandes den Wahlraum 
nicht aufsuchen kann. Weiterhin wurde durch die Ver­
ordnung vom 16. Juli 1962 (GVOBI. Schi.-H. S. 343) die 
nach dem Wahlgesetz zulässige Verwendung von Stim­
menzählgeräten geregelt. ln mit Stimmenzählgeräten 
ausgerüsteten Wahllokalen wählt der Wahlberechtigte 
nicht mit einem Stimmzettel, sondern mittels ,.Knopf­
druck". Das Wahlergebnis kann dann unmittelbar nach 
Wahlschluß abgelesen werden und Entscheidungen 
über nicht eindeutig abgegebene Stimmen sind nicht 
erforderlich. Der Wahlberechtigte kann sich auch der 
Stimme enthalten, indem er einen bestimmten .,Knopf" 
drückt. Nachteilig sind bei diesem Verfahren nur die 
emmaligen Anschaffungskosten und die beschränkte 
Kapazität der Gerate, d. h. wenn zu viele Parteien auf­
treten, kann das Gerät nicht eingesetzt werden. Die 
Wahlkreiseinteilung 11 und die Zahl der zu wahlenden 
Vertreter blieb unverändert. 

21 l Nur Schtlksee, das am 1. 4. 1959 nach Klei etngemetndet 
wurde, wurde aus dem Wahlkrets Eckernförde 1n den Wahl­
krets Ktei-Nord umgesetzt 
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Um die 69 Sitze bewarben sich sieben Parteien. Fünf 
von ihnen waren schon zur vorangegangenen Landtags­
wahl angetreten, und zwar CDU, SPD, FDP, SSW und 
GDP (Gesamtdeutsche ParteO. die am 8. Mai 1961 
aus dem Zusammenschluß von GB/BHE und DP ent­
stand. Vier Jahre zuvor waren diese beiden Parteien 
noch getrennt aufgetreten. Hinzugekommen sind die 
Deutsche Friedens-union (DFU) und die Deutsche 
Gemeinschaft (DG). Diese Parteien stellten insgesamt 
262 Bewerber auf, von denen 232 in den Wahlkreisen, 
190 auf den Landeslisten und 160 für beide gleich­
zeitig kandidierten. Während der SSW nur in 13 Wahl­
kreisen und die DG sogar nur in neun Wahlkreisen 
gewählt werden konnten, waren die anderen Parteien in 
allen 42 Wahlkreisen vertreten. 

Die Zahl der Wahlberechtigten hat sich gegenüber 
1958 um rund 90 000 auf 1,65 Mill. Personen erhöht. 
Das Wahlinteresse ist dagegen deutlich zurückge­
gangen, nur 70,1 % der Wahlberechtigten gaben ihre 
Stimme ab. Bei den drei vorangegangenen Landtags­
wahlen lag d1e Wahlbeteiligung jeweils über 78 %. 
Lediglich zur Kommunalwahl 1946 (70,6 %) und zur 
Landtagswahl 194 7 (69,8 %) ist eine ähnlich niedrige 
Beteiligung festgestellt worden. Bei der Bundestags­
wahl ein Jahr zuvor haben sich 88,0 % der Wahlbe­
rechtigten beteiligt. Oie Wahlmüdigkeit dürfte damit 
zusammenhängen, daß die Schleswig-Holsteiner inner­
halb von zwölf Monaten drei Mal zur Wahlurne ge­
rufen worden sind. Im März 1962 fand nämlich zusätz­
lich eine Kommunalwahl statt. Die "Partei" der Nicht­
wähler weist dadurch den größten Zuwachs auf. Ihre 
Zahl erhöhte sich um über 160 000 auf 490 000 Per­
sonen. Sie ist damit die zweitstärkste .,Partei" (SPD: 
449 000) und fast so groß wie die CDU (516 000). 
Eme Untersuchung der Wahlbeteiligung nach Alter und 
Geschlecht zeigt, daß das Desinteresse bei Männern 
und Frauen ziemlich gleich groß und in den jüngeren 
Altersgruppen am stärksten gegenüber 1958 gewach­
sen ist. Von den 21- bis 25jährigen Wahlberechtigten 
gingen 46 % der Frauen und 49 % der Männer nicht 
zur Wahl. Geringer als erwartet war die Zahl der Wahl­
berechtigten. die einen Wahlschein beantragt haben. 
Nur 61 000 oder 3,7% aller Wahlberechtigten mach­
ten von dieser Möglichkeit Gebrauch. Mittlerweile ist 
ihr Anteil auf liber 10 % angestiegen. Die Wahlbetei­
ligung ist in den kreisfreien Städten und Kreisen ins­
gesamt gleich gering. Sie ist aber wie 1950 in den 
Kre1sen etwas höher. Bemerkenswert ist, daß wiederum 
der Kreis Plön (76,9 %) an der Spitze und der Kreis 
Nordfriesland (66,4 %) am Ende der Wahlbeteiligungs­
skala liegen. 



Die unterdurchschnittliche Wahlbeteiligung ist für 
die beiden großen Parteien CDU und SPD nicht nach­
teilig gewesen. Sie schnitten vielmehr recht günstig ab. 
Der Anteil, den beide auf sich zusammen vereinigten, 
1St mit 84,3 % noch niemals so hoch gewesen. Die 
CDU verbesserte sich 1962 um 0,6 Punkte auf 45,0 % 
und die SPD um 3,3 Punkte auf 39,2 %. Der Abstand 
zwischen beiden Parteien hat sich von 8,5 auf 5,8 
Punkte verringert. Die CDU blieb zwar insgesamt die bei 
weitem stärkste Partei, in den kreisfreien Städten zu­
sammen und in Lübeck mußte sie aber der SPD den 
1. Platz räumen. ln Rensburg und in allen Kreisen bis 
auf Pinneberg blieb sie an der Spitze. Sie konnte so­
gar in Schleswig-Aensburg ihre absolute Mehrheit 
weiter ausbauen und in Randsburg-Eckernförde kam 
sie nahe an diese heran. Die SPD überflügelte die CDU 
in den kreisfreien Städten zusammen, in den Kreisen 
zusammen macht der Rückstand aber weiterhin fast 
1 0 Punkte aus. Am besten schnitt die SPD wie 1958 
in Neumünster mit 49,5 % ab. Sie verfehlte also nur 

Landtegawahlam 23. September 1962 

KREISFREIE STADT Wahl- Von 1 00 gültigen Stimmen 
betei· entfallen auf 

Kreis1 ligung 
% CDU SPD FDP ssw GDP 

FLENSBURG 71 ,3 37,1 30,1 4,0 24,9 2.9 
KIEL 69.3 43.8 48,4 4,7 0,2 1,4 
LÜBECK 68,4 44,0 44,9 5.3 4,2 
NEUMÜNSTER 72,5 39,3 49.5 7.2 2,2 

Kre•sfrere Städte 69,7 42,4 44,8 5,1 3.6 2.7 

Dithmarschen 69,9 49.4 35,3 10,9 3,3 
Hzgt. Lauenburg 70,9 46,3 40,3 6,5 4,9 
Nordfriesland 66,4 47.9 28,6 11 ,1 8 ,1 3,5 
Ostholstein 73,5 44,9 38,7 7,2 8,2 

P1nneberg 68.9 43,0 44,5 79 0,1 2.8 
Pion 76,9 43,7 41 ,3 7,0 7.2 
Randsburg-Eckernförde 69,9 49,2 35.7 7,8 1,9 4,4 
Schleswig·Aensburg 71 ,4 52.1 25,0 7,7 9,0 5,5 

Sageberg 68,4 45,3 35,0 13,4 5,0 
Stemburg 73.1 42.3 39.2 12,4 0,0 5,0 
Stormarn 67,2 42,8 40,1 10,6 4,9 

Kreise 70,4 46,2 36.8 9,1 1,8 4,9 

Schleawlg-Holateln 70,1 45,0 39,2 7,9 2,3 4,2 

-- -
1) Die ErgebniSse wurden auf die se•t 197 4 geltende Kreiseinteilung 

umgerechnet 

QueUe: Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes Schles-
wig·Hotstein, B 111 2 - 5162. 
Die absoluten Zahlen enthält Anhang 1 

knapp die absolute Mehrheit. Die geringsten Stimmen­
anteile entfielen auf die SPD ebenfalls wie 1958 in 
Schleswig-Rensburg mit 25.0 %. Die SPD konnte sich in 
allen kreisfreien Städten und Kreisen gegenüber 1958 
verbessern. 

Auch die FDP erhielt mehr Stimmen als vier Jahre zu­
vor. Ihr Stimmenanteil erhöhte sich um 2,5 Prozent­
punkte auf 7,9 % und sie ist nun die drittstärkste 
Partei. Sie erzielte ihr bestes Ergebnis abermals in 
Segeberg mit 13,4 % und kam noch in vier weiteren 
Kreisen auf über 1 0 %. Nur in Rensburg und Klei blieb 
sie unter der 5 %-Grenze. Die neuformierte GDP büßte, 
wenn man als Vergletch die Stimmen von GB/BHE 
und DP zusammenfaßt, gegenüber 1958 weit über die 
Hälfte der Stimmen ein und ihr Anteil verringerte sich 
von 9,7% auf 4,2 %. Die GDP hat also ihr Ziel, in den 
Landtag einzuziehen, verfehlt. Sie erhielt nur in drei 
Kreisen mehr als 5 % der gültigen Stimmen. Am besten 
schnitt sie im Kreis Ostholstein mit 8,2 % ab. Der SSW 
konnte ebenfalls seinen Anteil von 1958 nicht halten. 
Er weist nur noch 2,3 % anstelle von 2,8 % auf. Die 
beiden übrigen Parteien DFU und DG sind bedeutungs­
los: Sie erhielten 1,2% und 0,1 %der gültigen Stimmen. 

Die Stichprobenerhebung zeigt, daß die Frauen der 
CDU hold geblieben sind und daß die SPD die Gunst 
der Männer zurückerobert hat. Von den Frauen stimm-
ten 48,1 %für CDU und 36,9 %für die SPD. Umgekehrt 
gaben 43,2 % der Männer ihre Stimme der SPD und 
40,1 % der CDU Bemerkenswert ist. daß die CDU in 
den jüngerel_l Jahrgängen sowohl bei den Frauen 
(50,9 %) als auch bei den Männern (45,3 %) ein Über-
gewicht gegenüber der SPD hat. Die SPD liegt nur in 
den mittleren und älteren Jahrgängen vorn. Am häu-
figsten wird sie von den 30- bis 60jährigen Männern 
gewählt. Das Übergewicht der CDU in den jüngeren 
Jahrgängen kann daran liegen, daß hier die Wahl-
beteiligung besonders niedrig ist und dadurch poten-
tielle SPD-Wähler der Wahl fernblieben. 

Für die Sitzverteilung kamen nur CDU, SPD, FDP und 
der SSW in Frage. Die anderen Parteien scheiterten 
mehr oder weniger deutlich an der 5 %-Grenze. Die 
Sitzverteilung sieht wie folgt aus: 

Sitze insgesamt CDU SPD FDP ssw 

Wahlkreissitze 42 29 13 

Listensitze 27 5 16 5 

Sitze zusammen 69 34 29 5 1 
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Danach stellt die CDU abermals die stärkste Fraktion. 
Sie verfehlt aber wiederum knapp die absolute Mehr­
heit, so daß sie nicht allein regieren kann. Sie ver­
besserte sich um einen Sitz gegenüber 1958. Sie ver­
lor jedoch drei Wahlkreise an die SPD. Die CDU brachte 
aber weiterhin die bei weitem meisten Kandidaten 
direkt durch. Über acht Zehntel der CDU-Bewerber sind 
in den Wahlkreisen gewählt worden, während es bei 
der SPD nur gut vier Zehntel sind. Die CDU gewann 
mehr als doppelt so viele Wahlkreise wie die SPD. 
Seide Parteien teilten die Wahlkreise wie 1958 unter 
sich auf. Über ein Viertel von ihnen wurde mit der abso­
luten Mehrheit gewonnen, wobei dies der CDU neun­
mal und der SPD zweimal gelang. Die SPD verbes­
serte sich um drei Sitze. Die FDP eroberte zwei Sitze 
mehr als 1958. Ihr fehlten nur 765 Stimmen um einen 
weiteren Sitz zu erhalten, den sie auf Kosten der CDU 
bekommen hätte. Der SSW ist im neuen Landtag nur 
noch mit einem Abgeordneten vertreten. Vier Jahre 
zuvor hatte er noch zwei Sitze erzielt. 

Die Fortsetzung der bisherigen Koalition zwischen 
CDU und FDP schien zunächst problemlos zu sein, da 
sie vereinbart und von den Mehrheitsverhältnissen her 
auch gut möglich war. Es kam jedoch anders. ln den 
Koalitionsverhandlungen forderte der "harte Kemu der 
FDP zwei der bestehenden Ministerien, während die 
CDU neben dem Justizministerium ein neuzubildendes 
Ministerium für Wohnungsbau anbot. Die Verhand­
lungen fuhren sich fest und der FDP-Justizminister, der 
gleichzeitig Landesvorsitzender der FDP war, reichte 
eine Woche vor der konstituierenden Sitzung des Land­
tages seinen Rücktritt ein. Die Koalition war also ge­
platzt. Die CDU wartete ab. Von Hassel übernahm das 
Justizministerium geschäftsführend und sein bis­
heriges Kabinett blieb als Minderheitsregierung im Amt. 
Wie sich zeigte, löste sich das Problem durch bundes­
politische Ereignisse. Im gleichen Monat, im Oktober 
1962, kam es zur Spiegelaktion und als Folge davon 
zur Kabinettsumbildung in Sonn. Von Hassel wurde 
Anfang Januar 1963 als Nachfolger von Strauß Bundes­
verteidigungsminister. Er blieb zwar Mitglied des Land­
tages, aber sein Amt als Ministerpräsident mußte er 
niederlegen. Von der CDU wurde Dr. Lemke mit der 
Regierungsbildung beauftragt. Es kam zu einer Einigung 
mit der FDP: Sie erhielt neben dem Justizministerium 
ab April 1963 das Rnanzministerium. Das Kabinett 
Dr. Lemke wurde am 7. Januar 1963 vereidigt und 
blieb, wenn auch mit zahlreichen Änderungen 22 bis 
zum 24. Mai 1971 an der Regierung. Ihm gehörten in 

22) s1ehe Anlage .Landtagspr<3Sidenten und Landesreglerun­
gen se1t 1946" 

der 5. Wahlperiode neben dem CDU-Ministerpräsi­
denten fünf Minister der CDU und zwei der FDP an. 

Landtagswahl am 23. April 1967 

Der schleswig-holsteinische Landtag wird nach Artikel 
1 0 Abs. 1 der Landessatzung für vier Jahre gewählt. 
Die Landtagswahl hätte also im September 1966 statt­
tinden müssen. Wegen der Umstellung des Haushalts­
jahres auf das Kalenderjahr und den bei den Haus­
haltsberatungen zu erwartenden Schwierigkeiten 
wurde die Wahlperiode für den im Jahre 1962 zu 
wählenden Landtag durch Artikel 52a der Landes­
satzung (Gesetz zur Änderung der Landessatzung vom 
27. Dezember 1961, GVOBI. Schi.-H. 1962, S. 35) auf 
vier Jahre und sechs Monate verlängert und die Wahl 
fand am 23. April 1967 statt. Das dieser Wahl zu­
grunde liegende Wahlgesetz vom 18. März 1966 
(GVOBI. Schi.-H. S. 41) änderte das Wahlsystem nicht. 
Die Zahl der Wahlkreise wurde jedoch von 42 auf 44 
und die Gesamtsitzzahl von 69 auf 73 erhöht. Hier 
spielte die unterschiedliche Bevölkerungsentwicklung 
in den Wahlkreisen und der Wunsch der politischen 
Parteien nach einer angemessenen Erhöhung der 
Abgeordnetenzahl eine Rolle 23. Das bisherige Wahl­
gesetz sagte nur pauschal, daß die Wahlkreise mög­
lichst gleich groß sein sollten. Der neu gefaSte § 17 
des Landeswahlgesetzes legt fest, daß die Wahlkreise 
so zu begrenzen sind, daß sie die gleiche Anzahl von 
Einwohnern enthalten. Eine Abweichung ist nur mög­
lich, wenn sonst eine der vier folgenden Forderungen 
verletzt wird: 

1. Die Wahlkreise müssen ein zusammenhängendes 
Ganzes bilden. 

2. Die Wahlkreise sollen auch im Hinblick auf die 
Bevölkerungsentwicklung möglichst beständig sein. 

3. Gemeindegrenzen sollen nur ausnahmsweise 
durchschnitten werden. 

4. Örtliche Zusammenhänge sind nach Möglichkeit 
zu wahren. 

23) W. Bausenhart, D1e Wahlen 1n Schlesw,g-Holsteln, Wies­
baden 1971, 1111 S. 7 
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Eine durch diese Forderungen bedingte Abweichung 
darf jedoch nicht mehr als 25 % der durchschnittlichen 
Einwohnerzahl der Wahlkreise ausmachen. Maßgebend 
ist die Zahl der fortgeschnebenen Wohnbevölkerung 
- nicht mehr der Wahlberechtigten - am Beginn des 
der Wahl vorangehenden Kalenderjahres Damit kön· 
nen evtl. erforderliche Neuemteilungen noch recht· 
zeitig vor der Wahl vorgenommen werden. 

Da die Toleranzgrenze in einigen Wahlkreisen deutlich 
überschritten wurde, mußten die Landtagswahlkreise 
neu eingeteilt werden. Für die Neueinteilung standen 
mehrere Wege offen, wobei die völlige Neueinteilung 
des gesamten Wahlgebietes die weitestgehende und 
eine Änderung der stark abweichenden die scheinbar 
einfachste ist. Die alten Wahlkreise sollten mög· 
liehst beibehalten werden, da sie die örtlichen Zu­
sammenhänge berücksichtigen. Damit entfiel eine 
vollige Neueinteilung. Eine Änderung nur der stark 
abweichenden Wahlkreise erwies sich als unmöglich, 
da sich Kettenreaktionen über das ganze Land erge· 
ben hatten, was einer völligen Neueinteilung gleich· 
gekommen wäre. Deshalb mußte ein anderer Weg 
gefunden werden. 

Da die an Harnburg angrenzenden Wahlkreise beson­
ders hoch über dem Durchschnitt lagen. bot sich an, 
hier ein oder zwei neue Wahlkreise zu schaffen Der 
Landeswahlausschuß beschloß, daß in diesem Gebiet 
zwei neue Wahlkreise etnzuteilen sind. Die Gesamtzahl 
der Wahlkreise erhöht sich damit auf 44 Diese Wahl· 
kreiseinteilung hatte nur für die Landtagswahl 1967 
Bestand, da die Gebietsreform von 1970 etne Neu­
schneidung erforderte. 

Um die 73 Sitze bewarben sich wie 1962 sieben Par­
teien. Die CDU, SPD, FDP, DFU sowie der SSW traten 
wiederum an, die Freisoziale Union (FSU) und die 
Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 
erstmals und die DG und die GDP nicht mehr. ln der 
Ende 1964 gagrundeten NPD hatten hauptsächlich die 
Funktionäre und Mitglieder der DRP, der ehemaligen 
SRP. der GPD2 4 und der DG eine neue Heimat gefun­
den ln Schleswig-Holstein kandidierte einer ihrer 
Spitzenbewerber 1962 noch für die GPD. Die NPD trat 
erstmals bei der Bundestagswahl 1965, Jedoch ohne 
Erfolg, an Ein Jahr später, im Herbst 1966, konnte 

24) 01e GOP hatte zwischenzeitlich 1hre Abkürzung in GPO 
geändert. D1e Gewerkschaft der Pohze1 (GdP) hatte auf dem 
Klagewege erre1cht, daß die Gesamtdeutsche Parte1 1hre 
Abkurzung n1cht mehr verwenden durfte 

sie jedoch in die Landtage von Bayern (15 Abgeord· 
nete) und Hessen (7 Abgeordnete) einziehen. Nicht 
nur im ln· sondern auch im Ausland wurde deshalb 
mit Spannung erwartet, wie die NPD in Schleswig·Hol­
stem abschneiden würde. Außer der FSU hatten alle 
Parteien eine Landesliste aufgestellt. Auch in den Wahl­
kreisen waren nicht alle Parteien vertreten. Der SSW 
nominierte nur wie bisher in 13 Wahlkreisen des nörd­
lichen und westlichen Landesteils Bewerber und die 
FSU in drei Wahlkreisen. Insgesamt bewarben sich 
286 Kandidaten. Die Hälfte von ihnen, nämlich 144, 
war sowohl in einem Wahlkreis als auch auf der Lan· 
desliste ihrer Partei aufgestellt. Am stärksten sicherten 
der SSW und die SPD 1hre Wahlkreiskandidaten ab, 
die alle (SPD: zwei nicht) auf der Landesliste standen, 
während es be1 der CDU nur 21 von 44 waren. Alle 
anderen Parteien hatten weniger Kandidaten auf der 
Landesliste stehen als sie Wahlkreisbewerber aufge­
stellt hatten. Am umfangreichsten ist die Landesliste 
der CDU und der SPD mit 52 und 51 Bewerbern. 

Am 23 April 1967 waren 1,68 Mill. Schleswig-Holstei· 
ner wahlberechtigt und dam1t rund 28 000 mehr als 
1962. Es ist allgemein mit einer hohen Wahlbeteiligung 
gerechnet worden, einer Wahlbeteiligung, die nahe an 
die 80 %-Grenze kommen würde Diese Voraussage 
wurde jedoch von den Wählern zunichte gemacht 
Nicht einmal 75 von 100 Wahlberechtigten gingen zur 
Wahl. Zwar ist die Wahlbeteiligung mit 74,1 % höher 
als bei der Landtagswahl 1962, als es nur 70,1 % 
gewesen sind, aber niedriger als bei den drei vorher­
gehenden. Über 436 000 wahlberechtigte Schleswig­
Holsteiner blieben der Wahl fern Zum Vergleich : Die 
SPD erhielt 486 000 Stimmen. D1e Nichtwähler stellen 
die drittstärkste .,Parteiw. Eine damals durchgeführte 
Untersuchung 25 hat jedoch ergeben, daß sich selbst 
dann, wenn die Nichtwähler genauso abgestimmt 
hätten wie die Wähler, die Sitzverteilung geändert 
hätte. Der CDU wäre nämlich ein weiterer Sitz zu 
Lasten der SPD zugefallen. Die Jungwähler zeigten 
abermals das geringste Interesse an der Wahl. Beinahe 
jeder zweite Wahlberechtigte im Alter von 21 b1s 25 
Jahren ging nicht zur Wahlurne. Der Ante1l unter den 
25- bis 30jährigen ist kaum geringer Die schlechte 
Wahlbeteiligung ist auf die Gleichgültigkeit sowohl der 
Männer als auch der Frauen zurückzufuhren, obwohl 
das politische Interesse der Männer wie bei allen bis­
herigen Wahlen etwas stärker ist. Von den Frauen gin­
gen fast dre1 Zehntel mcht zur Wahl, während es bei 

25) W. Oahms. Wahlbeteiligung und Stimmabgabe nach Alter 
und Geschlecht. 1n dieser Ze1tschnft. 196 7, S 149 
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LANDTAGSWAHLEN IN SCHLESWIG-HOLSTEIN 1947 bis 1979 
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den Männer gut ein Viertel gewesen ist. Die Wahlbetei­
ligung ist in den Kreisen wiederum etwas stärker als 
in den kreisfreien Städten. Der Abstand ist jedoch 
nicht so deutlich, daß sich sagen ließe, die Landbevöl­
kerung wähle häufiger als die städtische. Bezieht man 
die zurückliegenden Wahlen mit ein, so muß man von 
einer ausgeglichenen Wahlbeteiligung sprechen. An­
ders sieht es in den einzelnen Kreisen und kreisfreien 
Städten aus. Hier kann man eindeutig über alle Land­
tagswahlen hinweg zwischen solchen mit hoher und 
solchen mit niedriger Wahlbeteiligung unterscheiden. 
Es tauchen immer wieder dieselben Namen auf. Dieses 
Mal liegen abermals der Kreis Plön (78,6 %) an der 
Spitze und der Kreis Nordfriesland (69,2 %) am Ende. 
Überraschenderweise ist der Anteil der Briefwähler 
zurückgegangen. Nur 3% der Wahlberechtigten (1962: 
3,2 %) machten von dieser Möglichkeit Gebrauch. 

Die Ergebnisse in Schleswig-Holstein fanden aus drei 
Gründen das besondere Interesse der breiten Öffent-

Landtagswahl am 23. April 1967 

KREISFREIE STADT Wahl· Von 100 gültigen Stimmen 
betei- entfallen auf 

Krels 1 llgung 
% CDU SPD FDP ssw NPD 

FLENSBURG 72,1 37,0 33,0 4,3 20,9 4,1 
KIEL 73.3 40,6 47,7 5,0 0,1 5,2 
LÜBECK 74,2 45,1 43,9 4,1 5,7 
NEUMÜNSTER 74.9 42,3 47,1 4,8 5.0 

Kreisfreie Städte 73,7 41 ,9 44,3 4,6 2,9 5,2 

Dithmarschen 74,9 49,4 35,6 7,1 7,5 
Hzgt. Lauenburg 73,4 46,7 40,5 5,3 6,5 
Nordfriesland 69,2 48,7 31 ,0 7,7 6,9 5,2 
Ostholstein 77,5 46,4 40,2 5,3 7.4 

Pinneberg 74,0 45,8 41 ,9 6,1 0,0 4,8 
Plön 78,6 46,0 41 ,9 4,9 6.4 
Rendsburg·Eckernförde 73,7 50,2 36,6 5,7 1,4 5,5 
Schleswig·Fiensburg 74,0 51 ,5 28,3 5 ,5 8 ,4 5,8 

Segeberg 72,6 48,3 36,7 7,8 0 ,0 6,5 
Steinburg 77,2 46,1 37,9 8,5 0 ,0 6,7 
Stormarn 72.7 45,0 39,4 7,7 6 ,1 

Kre1se 74,2 47,7 37,4 6.4 1,5 6,1 

Schleawig-Holsteln I 74,1 46,0 39,4 5,9 1,9 5,8 

1) Die Ergebnisse wurden auf die seit 197 4 geltende Kreiseinteilung 
umgerechnet 

Quelle: Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes Schles-
wig-Holsteln, B 1112- 5/1967. 

Die absoluten Zahlen enthält Anhang 1 

- .... -

lichkeit. Neben dem Antreten der NPD stellte sich vor 
allem die Frage, wie sich die gerade fünf Monate alte 
große Koalition in Sonn auf Schleswig-Holstein auswir­
ken würde. ln Bonn bildeten CDU/CSU und SPD eine 
Koalition und die FDP stand in der Opposition. ln 
Schleswig-Holstein gab es dagegen eine CDU/FDP­
Koalition und die SPD stand in der Opposition. Weiter 
hin stellte sich die Frage, ob der Tod des am 19. April 
1967 verstorbenen Altbundeskanzlers Adenauer das 
Wahlergebnis beeinflussen würde. Inwieweit diese 
beiden Umstände sich ausgewirkt haben, läßt sich nicht 
mit Sicherheit beantworten. Ein Vergleich aller Bundes­
und Landtagswahlen in Schleswig-Holstein zeigt je­
doch, daß die Schleswig-Holsteiner sehr wohl zwischen 
beiden Wahlen bei ihrer Stimmabgabe unterscheiden. 
Die CDU konnte ihre Spitzenposition auf 46,0 % leicht 
ausbauen, während der Anteil der SPD (39,4 %) fast 
stagnierte. Seide zusammen erhielten 85,4 % der 
Stimmen und damit etwas mehr als 1962. Die CDU er­
höhte ihren Anteil nur in den Kreisen ( + 1 ,5 Prozent­
punkte), während er in den kreisfreien Städten zurück­
ging (- 0,5). ln den Kreisen gelang ihr aber der totale 
Erfolg. Sie liegt dort überall vorn und in Randsburg­
Eckernförde und in Schleswig-Rensburg sogar mit der 
absoluten Mehrheit. Trotz des Rückganges in den kreis­
freien Städten zusammen eroberte sie die Mehrheit in 
Lübeck zurück und verteidigte sie in Flensburg. Die 
SPD steht nur noch in Kiel und Neumünster an 1 . Stelle. 
Sie verlor neben Lübeck auch die Mehrheit in Pinne­
berg. Der Abstand zur CDU hat sich insgesamt auf 
6,6 Punkte vergrößert. Am besten schnitt die SPD in 
Kiel ab, obwohl sie sich hier gegenüber 1962 ver­
schlechterte. Die FDP blieb zwar drittstärkste Partei 
(5,9 %), sie verlor aber fast ein Fünftel ihrer Stimmen. 

Sie rutschte in den kreisfreien Städten und in Plön 
unter die 5 %-Grenze. Der SSW verschlechterte sich 
ebenfalls. Sein Anteil sank unter 2 %. Dabei muß man 
allerdings berücksichtigen, daß er nicht überall kandi­
diert. ln Rensburg erhielt er immerhin ein Fünftel der 
Stimmen, bei der letzten Landtagswahl war es aber ein 
Viertel gewesen. Die NPD überwand auf Anhieb die 
5 %-Grenze (5,8 %), was der GPD bei der Landtags­
wahl 1962 nicht mehr gelungen war. Ihre Anteile streu­
en nicht sehr stark um diesen Mittelwert. Am besten 
schnitt sie in Dithmarschen und Ostholstein, der ehe­
maligen Hochburg des BHE. mit 7,5% und 7,4% und 
am schlechtesten in Flensburg mit 4,1 % ab DFU und 
FSU waren bedeutungslos. 

Die Frauen haben in noch stärkerem Maße als bisher 
die CDU gewählt. Über die Hälfte der Frauen gaben 
der CDU ihre Stimme. Während der Anteil 1962 48,1 % 
ausmachte, sind es jetzt 51,4 %. Umgekehrt domi­
nieren bei der SPD die Männer, jedoch nicht in dem 
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Ausmaß wie bei der CDU die Frauen. Von den Männern 
wählten 43,0 % d1e SPD (CDU 40,0 %) und von den 
Frauen 37,0 % (CDU: 51.4 %) Auch fur die FDP und 
noch starker fur d1e NPD (8,0 % zu 4,0 %) stimmten 
die Männer häufiger als die Frauen. Der Vorsprung der 
CDU ist in allen Altersgruppen der Frauen recht deut­
lich. Am größten ist er bei den Frauen ab 60 Jahre. 
Dort errang die CDU ihren größten Anteil (54,8 %) und 
die SPD ihren medrigsten (35,3 %). Bei den Männern 
liegt dagegen die CDU nur unter den 21- bis 30jährigen 
vorn. Faßt man beide Geschlechter zusammen, so stellt 
sich wegen des Übergewichts der Frauen (sie stellen 
53,5 % der gültigen Stimmen) heraus, daß die CDU in 
allen Altersgruppen dominiert. Die FDP-Wähler vertei­
len sich ziemlich gleichmäßig uber alle Altersgruppen. 
Bei der NPD s1nd dagegen deutliche Unterschiede 
feststellbar. Insgesamt erhielt sie 5,8 % der gult1gen 
Stimmen, von den 45- bis 60jährigen Männern 1 0,3 %, 
von 21- bis 30jährigen Männern 5,8 % und von den 
Frauen derselben Altersgruppe nur 2,8 %. 

Fünf Parteien schafften den Sprung in den 6. Landtag, 
der am 6. Ma1 1967 zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammentrat. Die Sitzverteilung sieht wie folgt aus: 

Sttze CDU SPD FDP ssw NPD 

insgesamt 

WahlkreiSStize 44 34 10 

Ustensttze 29 20 4 4 

Sitze zusammen 73 34 30 4 4 

Dagegen 1962 73 35 31 6 

Um die Sitzverteilur,g besser vergleichen zu können, 
sind die Ergebnisse von 1962 auf die Sitzzahl von 
1967 umgerechnet worden. Danach hat die CDU einen 
Sitz verloren. Sie eroberte zwar fünf zusätzliche Wahl­
kreise, dam1t war aber ihr verhältnismäßiger Sitzanteil 
erschopft. so daß sie uber die Landesliste keinen 
Abgeordneten mehr 1n das Parlament bringen konnte. 
1962 s1nd es noch sechs gewesen. Die SPD verlor 
ebenfalls einen S1tz. Bei ihr standen fünf Verlusten in 
den Wahlkreisen vier Gew1nne aus der Landesliste 
gegenüber. S1e stellt dam1t nur noch ein Viertel der 
Wahlkreisabgeordneten Die FDP verlor zwei Sitze und 
der SSW behielt seinen Sitz. D1e NPD errang die vier 
von den anderen Parteien verlorenen S1tze. Das bedeu­
tet jedoch nicht, daß die NPD der CDU und der SPD 
jewe1ls einen sowie der FDP zwei Sitze abgenommen 
hat. da es zwischen diesen Partelen ebenfalls Verschie-
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bungen gegeben hat Die NPD schnitt damit nicht so 
gut ab, wie sie gehofft und andere befürchtet hatten. 
Die Krise in der Parteiführung (von Thadden, Thielen) 
fuhrte letztlich zum Zerfall dieser Partei. Wie noch zu 
zeigen sein wird, blieb der Erfolg bei dieser Landtags­
wahl der einzige. D1e Entscheidung um den letzten Sitz 
war wiederum knapp. Der CDU fehlten rund 400 Stim­
men, um den 73. Sitz anstelle der SPD zu gewinnen. 

Die bisherigen Koalitionspartner CDU und FDP verfüg­
ten über eine ausreichende Mehrheit (38 von 73 Sit­
zen) und sie setzten die Koalition auch fort Das Kabi­
nett Dr. Lemke regierte weiter Da der bisherige Spit­
zenkandidat und Justizminister der FDP nicht mehr 
kandidierte, gab es einen Wechsel in der Besetzung 
der Ministerien. Die FDP übernahm das Sozialministe­
rium und behielt das Rnanzministerium. Die CDU wech­
selte den Wirtschaftsminister26

. 

Landtagswahl am 25. April1971 

Für die Landtagswahl am 25. April1971 galt das Lan­
deswahlgesetz von 1966 weiter. Es gab zwar einige 
Änderungen, aber keme prinzipiellen. Die wichtigste 
Änderung betraf das Wahlrecht. Durch das Gesetz über 
die Herabsetzung des Wahlalters vom 19. Juni 1969 
(GVOBI. Schi.-H. S. 11 0) wurde das aktive Wahlalter 
von 21 auf 18 Jahre und das passive von 25 auf 23 
Jahre herabgesetzt. Ein Jahr später wurde das passive 
Wahlalter auf 21 Jahre herabgesetzt (Gesetz vom 
29. Mai 1970 - GVOBI. Schi.-H. S. 129) ln Anpassung 
an das Bundes- und Kommunalwahlrecht können sich 
jetzt auch Richter um einen Sitz in den Landtag bewer­
ben (Gesetz vom 23. Januar 1970 - GVOBI. Schi.-H. 
S 23) Nimmt ein Richter seine Wahl in den Landtag 
an, so tntt er nach dem Grundsatz der Unvereinbarkeit 
zwischen Amt und Mandat (Inkompatibilität) w1e die 
Beamten des Landes in den einstweiligen Ruhestand. 

- .t5 -

Für die Landtagswahl 1971 mußten die Wahlkreise 
neu eingeteilt werden. Das war notwendig geworden 
durch die Gründung der Stadt Norderstadt Die bisheri­
gen Gemeinden (Friedrichsgabe. Garstedt, Glashütte 

26) s1ehe Anlage .Landtagspras1denten und Landesregterun­
gen se11 1946" 



und Harksheide) der neuen Stadt hatten nämlich zwei 
Landtagswahlkreisen angehört. Damit wäre aber der 

Grundsatz, daß Gemeindegrenzen nur ausnahmsweise 

durch Wahlkreisgrenzen durchschnitten werden sollen, 
verletzt worden. Eine Beschränkung der Korrektur auf 
die beiden beteiligten Wahlkreise, indem man Norder­

stadt einem der beiden zuordnet, war wegen des be­
völkerungsmäßigen Gewichts nicht möglich. Der jewei­

lige Wahlkreis würde mit seiner Bevölkerung um mehr 
als 25 % vom Landesdurchschnitt abweichen. Ein Aus­

gleich über weitere angrenzende Wahlkreise hätte 
eine Kettenreaktion ausgelöst. Der Landeswahlaus­
schuß entschloß sich daher zu einer Neueinteilung 
des gesamten Wahlgebietes unter Berücksichtigung 
der neugegliederten Kreise und Ämter. Da bei dieser 

Einteilung der Idealfall - gleiche Einwohnerzahl in 
allen Wahlkreisen - nicht zu verwirklichen Ist, wurde 
versucht, die Abweichungen der Bevölkerungszahl aller 

Wahlkreise unter 12,5 % zu halten, was auch gelungen 
ist27 . 

Wie bei der Landtagswahl 1967 bewarben sich sieben 
Parteien um Landtagsmandate. Zwe1 von ihnen, die 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) und die 
Europa Partei (EP) kandidierten das erste Mal zu einer 
LandtagswahL Die CDU, SPD, FDP, NPD und der SSW 

sind schon bei der Landtagswahl 1967 vertreten ge­
wesen. Die FSU und die DFU traten nicht wieder an. 
Alle sieben Parteien hatten eine Landesliste aufgestellt 

und sind außer dem SSW in allen Wahlkreisen vertre­
ten. Insgesamt bewarben sich 338 Kandidaten. Vier 
Zehntel von ihnen. nämlich 146, waren sowohl in einem 
Wahlkreis als auch auf der Landesliste ihrer Partei auf­
gestellt. Der SSW und die SPD nominierten am häufig­

sten Doppelkandidaten, die alle - bei der SPD bis 
auf vier - auch auf der Landesliste stehen, während 
es bei der CDU nur 29 von 44 sind. Alle anderen Par­

teien hatten weniger Kandidaten auf ihrer Landesliste, 
als sie Wahlkreisbewerber aufgestellt hatten. Am um­

fangreichsten ist die Landesliste der SPD mit 65 Be­
werbern, gefolgt von der CDU mit 45 Bewerbern. Die 
übrigen Parteien haben nur halb so viele oder noch 
weniger vorgeschlagen. Von den im alten Landtag ver­
tretenen 73 Abgeordneten sind nur 49 wieder aufge­
stellt worden. Die CDU benannte von ihren 36 Abge­

ordneten (einschließlich zwei ehemalige FDP-Abge­
ordnete) 24 erneut, die SPD von 30 Abgeordneten 21, 
die FDP keinen ihrer verbliebenen zwei Abgeordneten, 
die NPD drei von vier und der einzige SSW-Abgeord-

2n siehe auch: W. Dahms. Landtagswahlkretse 1971 . tn dieser 
Zeitschnft, 1970, S. 244 ff. 
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nete bewarb sich wiederum. Die erstmals wählbaren 
21- bis 25jährigen stellen nur 12 Bewerber Die meisten 
von ihnen werden von der EP aufgestellt (7), während 
CDU und SPD keinen Bewerber dieses Alters nomi­

nierten. 

Zur Landtagswahl am 25. April 1971 waren 1,81 Mill. 

Schleswig-Holsteiner wahlberechtigt, das sind 125 000 

oder 7,5% mehr als bei der Landtagswahl1967. Diese 
kräftige Zunahme ist im wesentlichen auf die Herab­
setzung des aktiven Wahlalters von 21 auf 18 Jahre 

zurückzuführen. Diese Altersgruppe umfaßt etwa 
92 000 Personen. Die Wahlbeteiligung war mit 79,2 % 
höher als bei allen bisherigen Landtagswahlen. Der 
Trend der rückläufigen Wahlbeteiligung ist damit unter­
brochen worden. Die Nichtwähler stellten aber immer 

noch mit 376 000 Personen die drittstärkste "Partei". 
Die Nachwahl28 Im Wahlkreis 5 (Husum-Land), wo die 

Wahlbeteiligung erwartungsgemäß niedrig war 

(67,3 %), hat das Landesergebnis fast nicht beeinflußt, 
da es sich um einen kleinen Wahlkreis mit traditionell 

niedriger Wahlbeteiligung handelt. Ohne den Wahl­
kreis 5 liegt die Wahlbeteiligung bei 79,4 %, also nur 
um 0,2 Punkte höher. Die Wahlbeteiligung hat sich in 
allen Altersgruppen gegenüber 1967 erhöht. Obwohl 
die Steigerung bei den jüngeren Wahlberechtigten 
recht stark war, zeigten diese wie bisher das geringste 
Interesse an der Wahl. Mehr als jeder Dritte der 18- bis 

25jährigen ging nicht zur Wahl. Bemerkenswert ist, daß 
die erstmals wahlberechtigten 18-bis 21 jährigen etwas 
häufiger ihre Stimme abgaben als die 21- bis 25jähri­

gen. Da die Wahlbeteiligung bei allen früheren Wahlen, 
seien es Landtags-, Bundestags- oder Kommunalwah­
len, in den jüngeren Jahrgangen niedrig war und in den 

mittleren und älteren höher, führt das zu dem Schluß, 
daß das politische Interesse mit wachsendem Alter 
steigt. Nach der Anzahl der Wahlberechtigten müßten 

die 18- bis 35jährigen mit fast einem Drittel an der 
Wahlentscheidung beteiligt sein, sie sind es aber nur 
mit weniger als drei Zehnteln. Entsprechend überpro­
portional sind die mittleren und vor allem die älteren 
Jahrgänge beteiligt. Am geringsten war das Wahl­
interesse bei den jungen Erstwählerinnen: Fast vier 
Zehntel der 18- bis 21 jährigen Frauen wählten nicht. 

Der Anstieg der Wahlbeteiligung ist in allen kreisfreien 
Städten und Kreisen ziemlich gleich gewesen, so daß 

28) Hter war e1n WahlkreiSbewerber zwe1 Tage vor der Wahl 
verstorben und es mußte deshalb gernaß § 28 L WG e1ne 
Nachwahl durchgefuhrt werden, dte am 16. Mat 1971 statt­
fand 
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sich das Bild nicht verändert hat: Die Landleute gehen 
etwas häufiger zur Wahl als die Städter und die Plöner 
stellen den Spitzenreiter (83,3 %) und die Nordfriesen 
(72,9 %) das Schlußlicht. Das Ergebnis in Nordfriesland 
wird allerdings von der schon erwähnten Nachwahl 
beeinfluBt. Die Zahl der Wahlberechtigten, die nicht in 
ihrem Wahllokal wählten, sondern von der Briefwahl 
Gebrauch machten, hat sich gegenüber 1967, wo es 
50 600 waren, beinahe verdoppelt, nämlich auf 90 000. 
Damit ist der be1 Bundestagswahlen übliche Anteil fast 
erreicht worden. Bei den letzten Bundestagswahlen 
sind es 6 % der Wahlberechtigten gewesen und bei 
der Landtagswahl 1971 5 % gegemiber 3 % im Jahre 
1967. 

Das Ergebnis der Wahl brachte eine große Überra­
schung. Es war mit einer knappen Wahlentscheidung 
gerechnet worden und es schien nicht ausgeschlossen, 
daß die SPD zusammen mit der FDP eine Koalitions­
regierung nach Banner Vorbild bilden konnte. Beide 

landtagawahlam 25. Apr111G71
1 

KREISFREIE STADT Wahl· Von 100 gültigen Stimmen 
bete!· entfallen auf 

Kreas 1 hgung 
% CDU SPD FDP ssw 

I 
FLENSBURG 75,5 39,7 40,6 2,3 16,1 

KIEL 77,8 43,5 50,5 3,9 0,1 
U)BECK 78,3 47,3 46,8 3,7 

NEUMÜNSTER 78.9 49,1 45,0 4,3 

Kreisfreie Stadte 77,8 45,0 47,2 3.7 2,2 

Dithmarschen 79,9 57,6 35,5 3,4 0,0 
Hzgt Lauenburg 79.9 54,8 39,5 3,7 

Nordfnesland 72.9 55.0 33.9 4,6 5.0 
Ostholstetn 81 ,7 54,4 40,4 3,5 

Pinneberg 80,2 51,4 42,3 4,5 0.0 
Pion 83,3 52,9 42,0 3,1 

Rendsburg·Eckernfbrde 80,0 55,1 38,7 3,6 1,0 
Schlesw1g·Fiensburg 79.2 56.4 32,5 3,2 6,1 

Sageberg 78,6 55.9 37,5 4,6 

Ste1nburg 81 ,9 55.2 39.2 3,1 0,0 
Stormarn 80,4 52,9 40.5 4,8 

Kreise 79.8 54,6 38,6 3 ,9 1 '1 

Schleawiii·Holateln 711,2 51,11 41,0 3,8 1,4 

1) D1e Ergebntsse wurden auf d1e se1t 197 4 geltende Kreiseinteilung 
umgerechnet 

a) e1nschheßlich Nachwahl am 16 Mai 1971 

Quelle Statistische Berichte des Statistischen Landesamtes Schles· 
w1g·Holste1n, B 111 2 • 6/1971 . 
D1e absoluten Zahlen enthalt Anhang 1 
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zusammen vereinigten bei der Bundestagswahl 1969 
erstmals mehr Stimmen auf sich als die CDU. Es kam 
jedoch anders. Die CDU erzielte mit 51,9 % erstmals 
die absolute Mehrheit, die FDP ihr bisher schlechtestes 
Ergebnis und die SPD konnte nicht einmal ihr Bundes­
tagswahlergebnis erreichen. 

Die CDU errang nicht nur insgesamt, sondern auch in 
allen Kreisen die absolute Mehrheit. Vier Jahre zuvor 
ist dies nur in zwei Kreisen der Fall gewesen. ln den 
kreisfreien Städten gab es einen Wechsel in den Mehr­
heitsverhältnissen. ln Rensburg ging die Mehrheit an 
die SPD verloren und in Neumünster wurde sie von der 
CDU erobert. ln Kiel blieb die Mehrheit für die SPD 
und in Lübeck für die CDU erhalten. Die CDU verbes­
serte sich insgesamt um 5,9 Prozentpunkte, in den 
kreisfreien Städten um 3,1 Punkte und in den Kreisen 
um 6,9 Punkte. Ihr Vorsprung gegenüber der SPD ver­
größerte sich auf 1 0,9 Punkte. Am besten schnitt die 
CDU in Dithmarschen mit 57,6 % und am schlechte­
sten in Rensburg mit 39,7 % ab. Die SPD verbesserte 
sich nur geringfügig um 1,6 Punkte und ging eindeutig 
abgeschlagen als zweiter Sieger durchs Ziel Sie liegt 
nur noch in Kiel und Rensburg vorn. ln Kiel eroberte 
sie die absolute Mehrheit und in Rensburg konnte sie 
die CDU knapp vom 1. Platz verdrängen. Der Anteil 
der beiden großen Parteien an allen gültigen Stimmen 
hat sich deutlich vergrößert. CDU und SPD vereinigten 
auf sich 92.9 % aller Stimmen, 1967 sind es 85,4 % 
gewesen. Die Verlierer dieser Wahl sind die NPD und 
die FDP. Die NPD verlor drei Viertel und die FDP ein 
Viertel Ihrer Stimmen. Beide rutschten unter die 5 %­
Grenze. Die FDP kam auf 3,8 % der gültigen Stimmen 
und die NPD auf 1 ,3 %. Sie sind also im neuen Landtag 
nicht mehr vertreten. Der Anteil des SSW ging eben­
falls zurück. Er bleibt aber dank seines Minderheiten­
status im Landtag vertreten. Hätte er 1 743 Stimmen 
weniger bekommen, so hätte es nicht gelangt. Die erst­
mals be1 einer Landtagswahl aufgetretenen DKP und 
EP erhielten jeweils weniger als ein halbes Prozent der 
gültigen Stimmen. 

Die Frauen gaben den Ausschlag für die absolute 
Mehrheit der CDU. Sie haben die CDU noch stärker 
bevorzugt als bei allen vorangegangenen Wahlen. Von 
den Frauen stimmten 54,3 % für die CDU, 1967 sind 
es 51 ,4 % gewesen. Die CDU bekam bis auf die 18- bis 
25jährigen in allen Altersgruppen der Frauen über die 
Hälfte der Stimmen. Der höchste Anteil sprang für sie 
bei den über 60jährigen mit 58,0 % heraus. Die SPD 
konnte ebenfalls ihre Stimmenanteile bei den Frauen 
erhöhen, sie überflügelte die CDU aber nur bei den 
18- bis 25jährigen. Die Männer, d1e bei den letzten 
Wahlen stets die SPD bevorzugten, stimmten dieses 



Mal häufiger für die CDU. Die CDU kam aber in keiner 
Altersgruppe der Männer auf die Anteile der Frauen. 
Von den Männern entfielen 48,2 % der Stimmen auf 
die CDU und 43,6 % auf die SPD. Bei den Jüngsten 
konnte die SPD die absolute Mehrheit erringen (51,9%) 
und bei den Ältesten die CDU (52,0 %}. Faßt man die 
Stimmenabgabe beider Geschlechter zusammen, so 
zeigt sich, daß die SPD nur bei den jüngsten Wählern 
vorn liegt. Die FDP wird wie bisher etwas häufiger von 
Männern als von Frauen gewählt. Sie erreicht aber auch 
unter den Männern nicht die 5 %-Grenze. 

Im 7. schleswig-holsteinischen Landtag sind nur noch 
drei Parteien vertreten, und zwar CDU, SPD und SSW. 
Die Sitzverteilung sieht wie folgt aus: 

WahlkreisSitze 

Listensrtze 

Sitze zusammen 

Sitze insgesamt CDU 

44 

29 

73 

35 

5 

40 

SPD 

9 

23 

32 

ssw 

Die CDU verfügt mit 40 Sitzen über eine satte abso­
lute Mehrheit. Sie konnte allein 35 der 44 Wahlkreis­
sitze erringen und damit drei mehr als 1967 - sofern 
man die neue Wahlkreiseinteilung auch 1967 zugrunde 
legt. Die SPD verlor entsprechend drei Wahlkreise und 
stellt nur noch neun Wahlkreissieger, davon allein 
vier in Kiel. Insgesamt gewann die CDU sechs und die 
SPD zwe1 Sitze gegenüber 1967. Der SSW beh1elt 
seinen Sitz. FDP und NPD, die 1967 jeweils vier Abge­
ordnete stellten, sind nicht mehr im Landtag vertreten. 
Beinahe jeder zweite Abgeordnete ist neu im Landtag 
und nur der Abgeordnete des SSW ist schon seit 
194 7 mit dabei. 

Da die Sitzverteilung und Koalitionsaussagen vor der 
Wahl emdeutig waren, bildete die CDU die neue Lan­
desregierung allein. Sie stellte einen neuen Minister­
präsidenten zur Wahl und der Landtag wählte am 
24 Mai 1971 den Abgeordneten Dr. Stollenberg 
zum Ministerpräsidenten. Da er gleichzeitig seit 1957 
Abgeordneter des Deutschen Bundestages war, mußte 
er dieses Mandat niederlegen. Er bildete das bisherige 
Kabinett Dr Lemke nur in zwei Positionen um29 • Die 

29) s1ehe Anlage .Landtagsprasrdenten und Landesreglerun­
gen se1! 1946" 
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CDU stellt danach neben dem Ministerpräsidenten 
sechs Minister; ein Minister ist parteilos. 

Landtagswahl am 13. April1975 

Das Landtagswahlrecht 1st durch das Gesetz vom 
16. September 197 4 (GVOBI Schi.-H. S. 340} in 
einigen Punkten geändert worden, die aber nicht das 
System betreffen. ln diesem Gesetz wird das Wähl­
barkeltsalter mit der Volljährigkelt verknupft. Da die 
Volljährigkeit seit 1. Januar 1975 mit der Vollendung des 
18. Lebensjahres beginnt, können jetzt auch Bewerber 
aufgestellt werden, die diese Voraussetzung erfüllen. 
Bisher galt als Mindestalter die Vollendung des 21 . 
Lebensjahres. Die E1nteilung der Landtagswahlkreise 
blieb gegenüber 1971 unverändert 30 . 

Für die Wahl zum 8. schleswig-holsteinischen Land­
tag bewarben sich acht Parteien und zwei Einzel­
bewerber, und zwar: CDU, SPD, FDP, SSW, NPD, DKP, 
die erstmals auftretenden Deutsche Mittelstandspartei 
(DMP) und Kommunistische Partei Deutschlands (KPD} 
sowie jewe1ls ein parteiloser Einzelbewerber in Pinne­
berg und Stormarn. Die noch 1971 kandidierende EP 
hatte keine Wahlvorschläge eingereicht. Alle acht 
Parteien hatten Landeslisten aufgestellt. ln allen 
Wahlkreisen kandidierten aber nur CDU, SPD, FDP, NPD 
und DKP, während der SSW in 14 Wahlkreisen und die 
DMP und die KPD in jeweils 1 0 Wahlkreisen gewählt 
werden konnten. Die Einzelbewerber sind nach dem 
Landeswahlgesetz von der Aufstellung einer Landes­
liste ausgeschlossen, sie können nur direkt gewählt 
werden. Das Privileg der Landesliste steht ausschließ­
lich den Parteien zu. Insgesamt bewarben sich 333 
Kandidaten um die 73 Landtagssitze. Knapp vier 
Zehntel von ihnen, nämlich 125 waren sowohl in einem 
Wahlkreis als auch auf der Landesliste ihrer Partei auf­
gestellt. Der SSW und die SPD machten am häufigsten 
von dieser Doppelnominierung Gebrauch. Im Alter der 
erstmals wählbaren 18- bis 21 Jährigen wurden fünf 
Bewerber aufgestellt. 

Die Wahlkampfziele der Parteien waren klar abgesteckt. 
Die CDU wollte ihre absolute Mehrheit ausbauen. 

30) Wenn man von der Geme1nde Oet)endorf absreht. dte durch 
dre Auflosung des Amtes Mollhagen zum Amt Srck kam und 
damrt nrcht mehr zum Wahlkrers 43. sondern zum Wahl· 
krers 44 gehbrt (GVOBI Schi.-H, 1974. S 1871 
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Die SPD wollte die CDU-Regierung ablösen und das 
gegebenenfalls mit Hilfe der FDP. Für die FDP mußte 
das 1 Ziel der Wiedereinzug in den Landtag sein Die 
FDP entschloß sich, eine Koalition mit der SPD zu btlden, 
wenn weder CDU noch SPD die absolute Mehrheit 
erreichen. Für den SSW galt es, seine parlamentarische 
Präsenz zu verteidtgen Alle anderen Parteien gingen 
ohne viel Aussteht auf Erfolg in das Rennen um die 

73 Sitze. 

Über die Z1ele der Parteien hatten 1 ,84 Mill. Schles­
wig-Holsteiner zu entscheiden. Das sind nur 33 000 
oder 2 % mehr als bei der Landtagswahl 1971 Der 
bei allen Wahlen in den letzten Jahren zu beobachtende 
Trend einer höheren Wahlbeteiligung, hat sich auch 
bei dieser Landtagswahl fortgesetzt. Am 13. April 
1975 gaben über 1,5 Mill. Schleswig-Holsteiner ihre 
St1mme ab und hoben damit die Wahlbeteiligung erst­
mals bei einer Landtagswahl über die 80 %-Unie. Die 
Wahlbeteiligung machte 82,3 % aus, 1971 sind es 
79,2 % und 1967 nur 7 4,1 % gewesen. Sie mihert 
steh damit der bet Bundestagswahlen üblichen Quote 
(Durchschnitt der Bundestagswahlen seit 1953 
- 88,0 %) und liegt deutlich über der der Kreis­
wahlen (Durchschnitt seit 1955 - 73,7 %). Trotz dieser 
günstigen Entwicklung stellt die .. Partet der Nicht­
wähleru nach wie vor mit 326 000 Personen die dritt­
stärkste Gruppe. ln der Wahlbeteiligungsskala liegen 
fast immer wieder dieselben Kreise an der Spitze und 
am Ende. Es hat sich bestätigt, daß die Wahlbetei­
ligung in dem Gebiet, das sich etwa mit dem Landes­
teil Schleswig deckt, und in den großen Städten nied­
nger ist. als 1m Landesteil Holstein. Die Wahlbeteiligung 
ist wiederum in den kreisfreien Städten niedriger 
als in den Kreisen. Die höchste Wahlbeteiligung ergibt 
sich wie 1971 im Kreis Plön mtt 85,9 % und die nied­
rigste in der kreistreten Stadt Flansburg mit 79,2 % 
und das langjährige Schlußlicht Norsfriesland nimmt 
den vorletzten Platz ein. 

Dte Wahlbeteiligung hat sich in allen Altersgruppen 
gegenüber 1971 erhöht. Die Quote der Frauen hat sich 
etwas starker erhöht als die der Manner, so daß sie bei 
betden Geschlechtern fast gleich ist (81 ,6%zu 81 ,9%). 
D1e jüngeren Wahlberechtigten zetgten wie bei den 
vorangegangenen Wahlen das relativ genngste Inter­
esse an der Wahl. Etwa jeder Dritte der 1 8- bts 24jäh­
rigen ging nicht zur Wahlurne. Erwähnenswert ist, 
daß wiederum die 18- b1s 20jährigen haufiger wählten 
(70. 1 %) als die 21- b1s 24jährigen (64,9 %). Im übri­
gen steigt die Wahlbetetilgung mit wachsendem Alter, 
erreicht thren Hohepunkt bei den 45- bis 49Jähngen 
(88,4 %), fällt zuerst leicht und dann stärker bei den 
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über 70jährigen ab Sie ist dort aber immer noch höher 
als 1n den jÜngeren Jahrgängen. 

Die Zahl der Wähler, die mit einem Wahlschein gewählt 
haben, 1st weiter angestiegen. Rund 7 % der Wahl­
berechtigten machten von dieser Möglichkeit Ge­
brauch (1971: 5 %). Das dürfte auf eme mit dem 
letzten Wahlgesetz eingeführte Vereinfachung der 
Antragstellung zurückzuführen sein. 

Die CDU konnte ihre Position mcht ausbauen. Sie 
verschlechterte sich um 1.5 Prozentpunkte auf 50,4 %. 
verteidigte aber ihre 1971 erstmals gewonnene 
absolute Mehrheit Es zetgt sich, daß sie in den Wahl­
kreisen mit hohen Anteilen (55 % und mehr) den größ­
ten Rückgang hinnehmen mußte (- 2,7 Punkte), 
in denen mit mittleren (45 - 55%) einen durchschnitt­
lichen (- 1,2 Punkte) und in denen mit niedrigen 
(unter 45 %) einen unterdurchschnittlichen (- 0,8 
Punkte). Eine Sonderstellung nehmen die an Harnburg 
angrenzenden Wahlkreise ein. Dort konnte sich die 

Landtagswahl am 13. April1975 

KREISFREIE STADT Wahl- Von 100 gulttgen Sttmmen 
betei· entfallen auf 

Krets ligung 
% CDU SPD FOP ssw 

RENSBURG 79.2 38.4 39.3 5.5 16.1 

KIEL 80.0 42.8 49.1 7,1 0.1 

LlJBECK 80,3 46,0 46,2 6,5 

NEUMÜNSTER 80,0 47,6 44,8 6,7 

Kreistrete Städte 80,0 43,9 46.2 6,6 2,3 

Dtthmarschen 83,2 55,8 36,5 6,3 0,0 

Hzgt. Lauenburg 83,3 53,3 38,5 7,2 

Nordfriesland 79.9 52,2 33,9 8,4 4,5 

Ostholstetn 83,7 52.5 40,2 6.4 

Pinneberg 83,1 50,8 39.5 8.4 0,0 

Pion 85.9 51 .9 41 ,2 5.9 

Randsburg-Eckernförde 83,9 52.9 384 7,1 0.9 

Schleswtg·Aensburg 82,5 52,5 34,1 6.1 6,6 

Sageberg 82.3 53,5 36.7 8.8 

Stetnburg 83.9 53.6 39.3 5.8 0.0 

Stormarn 83,6 52.4 38.2 8.3 

Kretse 83.2 52,7 37.9 7.3 101 

Schleswig-Holsteln 82,3 50,4 40,1 7,1 1,4 

Quelle. Stallstische Benchte des Statisttschen Landesamtes Schles· 

wtg·Holsletn, B Vll2 • 6/1975. 
Dte absoluten Zahlen enthält Anhang 1 
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CDU verbessern und erstmals die absolute Mehrheit 
erringen. Die CDU stellt in allen elf Kreisen und in Neu­
münster die stärkste Partei. ln den Kreisen errang sie 

wie 1971 überall die absolute Mehrheit. Obwohl sie sich 
dort um 1 ,9 Punkte verschlechterte, ist der Vorsprung 
gegenüber der SPD weiterhin noch sehr groß. Im 
ungünstigsten Kreis, in Plön, macht er 10,7 Punkte aus. 

Am besten schnitt die CDU wieder in Dithmarschen 

mit 55,8 % ab. Anders sieht es in den kreisfreien 
Städten aus. Hier ist der Abstand zwischen CDU und 
SPD meist gering, so daß es häufiger zu einem Wechsel 
in den Mehrheitsverhältnissen kommt. Dieses Mal gab 

es einen Wechsel in Lübeck. Dort ging die Mehrheit 
knapp an die SPD, während die von der CDU 1971 in 

Neumünster eroberte Mehrheit gehalten wurde. Die 
SPD erhielt 40,1 % der gültigen Stimmen und ver­

schlechterte sich um 0,9 Prozentpunkte. Sie hat also 
ebenfalls ihr Wahlziel nicht erreicht. Die SPD konnte 
zwar ihre Hochburgen halten, die Verluste sind aber 
hier, wie bei der CDU, überdurchschnittlich (- 1,6 

Punkte).ln den Wahlkreisen mit mittleren SPD-Anteilen 

ist der Rückgang durchschnittlich und in denen mit 
niedrigen Anteilen konnte die SPD einen Zuwachs ver­
buchen. Eine vom Landesergebnis stark abweichende 
Entwicklung ergibt sich für die SPD in den an Harnburg 
angrenzenden Wahlkreisen. Dort mußte sie weit über­
durchschnittliche Verluste hinnehmen (- 3,8 Punkte), 
und ihr Anteil fiel unter den Landesdurchschnitt, 

während er 1971 noch deutlich darüber gelegen hatte. 

Das dürfte auf die Veränderung der Wählerschaft 
zurückzuführen sein. ln diesem Gebiet hat sich die 

Zusammensetzung der Wähler durch eine große Zahl 
von Zuzügen Hamburger Bürger stark verändert. Offen­
sichtlich ist bei diesen Neuwählern eine stärkere 
Präferenz für die CDU als für die SPD vorhanden. Die 

SPD stellt 1975 in Rensburg, Kiel und Lübeck die 
stärkste Partei. Sie konnte jedoch in keiner die absolute 

Mehrheit erringen; 1971 war ihr dies noch in Kiel 
gelungen. Unter den Kreisen schnitt sie am besten in 

Plön und Ostholstein ab. ln allen anderen Kreisen 
blieb sie unter 40 %. Die FDP erreichte ihr Hauptwahl­
ziel, den Wiedereinzug in den Landtag. Sie verdoppelte 
ihre Stimmen gegenüber 1971 und erhielt 7,1 %. Aller­

dings muß dabei berücksichtigt werden, daß sie 1971 
ungewöhnlich schlecht abgeschnitten hatte. Dennoch 
bleibt festzustellen, daß die FDP bisher noch bei keiner 
Landtagswahl so viele Stimmen erhalten hat. Nur im 

Anteil hatte sie dieses Ergebnis 1954 (7 ,5 %) und 1962 
(7,9 %) überboten. Die FDP kam anders als 1971 in 

sämtlichen kreisfreien Städten und Kreisen auf über 
5 Ofo der gültigen Stimmen. Am besten schnitt sie in 
Segeberg mit 8,8 % ab. Der SSW verbesserte sich um 
knapp 1 000 auf 20 703 Stimmen und konnte seinen 

Stimmenanteil von 1 ,4 % halten. Er hat damit seinen 
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Sitz knapp behauptet. Hätte er die gleiche Stimmen­
zahl wie 1971 erhalten, so wäreertrotz Minderheiten­
status nicht mehr zum Zuge gekommen. Den für ihn 

"lebensnotwendigen" Stimmengewinn holte er im Kreis 
Schleswig-Fiensburg. Alle anderen Parteien wären auch 

ohne die 5 %-Klausel nicht zum Zuge gekommen. Die 
NPD verlor abermals über die Hälfte ihrer Stimmen 
und rutschte auf 0,5 % ab. Die DKP kam auf 0,5 % 
und die beiden anderen Parteien (DMP und KPD) erhiel­

ten nicht einmal 0,0 %. 

Die Frauen bevorzugen nach wie vor die CDU, aber 
nicht mehr so stark wie 1971. Von den gültigen Stim­
men der Frauen erhielt die CDU 51 ,5 % gegenüber 
54,3 % vor vier Jahren. Die CDU mußte in allen Alters­
gruppen der Frauen gegenüber 1971 Verluste hin­
nehmen. Sie sind bei den jüngeren Frauen besonders 
hoch. Sie machen unter den 18- bis 24jährigen 8,9 Pro­
zentpunkte und den 25- bis 34jährigen 6,2 Prozent­

punkte aus. Der Vorsprung gegenüber der SPD ist da­
durch bei letzteren zusammengeschrumpft und bei 
den Jüngsten hat sich der Abstand zur SPD vergrös­

sert. Demgegenüber erhielt die SPD mehr Frauen­
stimmen als 1971. Ihr Anteil erhöhte sich allerdings 
nur geringfügig von 39.4 % auf 39,7 %. Ihre Anteile 
liegen weiterhin bis auf die jüngsten Frauen unter 

denen der CDU. ln der jüngsten Altersgruppe konnte 
die SPD die absolute Mehrheit (51,6 %) erringen. 

Unter den Männern konnte die CDU ihren Stimmen­

anteil fast halten (48,0 % anstelle 48,2 %). Es gab 
aber einen Wechsel in der Altersgruppe 25 - 35 Jahre 
zugunsten der SPD, und bei den jüngsten Männem hat 
sich der Rückstand der CDU zur SPD vergrößert. Die 
SPD vereinigte 41 ,9 % der Männerstimmen auf sich 
(1971: 43,6 %). Der Rückgang ihres Stimmenanteils 
ist also im Gegensatz zur CDU auf die Männer zurück­
zuführen. Nur in der Altersgruppe 25- 34 Jahre konnte 
sich die SPD verbessern und gleichzeitig die Mehrheit 
erringen. Die SPD liegt damit in den beiden jüngsten 
Altersgruppen vorn. Faßt man die beiden Geschlechter 

zusammen und untersucht sie nach Altersgruppen, so 
erhielt die CDU in den Altersgruppen ab 35 Jahre die 
absolute Mehrheit und die SPD in der jüngsten. Die 
SPD hat außerdem noch die Mehrheit in der Alters­
gruppe 25 - 34 Jahre. Gegenüber 1971 hat sich die 
SPD in den beiden jüngsten Altersgruppen verbessert 
und die CDU in der Altersgruppe 35 - 44 Jahre. Die 
FDP wird wie die SPD häufiger von den JÜngeren Jahr­

gängen und den Männern gewählt. Sie erhielt von den 
gültigen Stimmen der Männer 7,1 % und von den 
Frauen 6,6 %. Am günstigsten schnitt die FDP in den 
Altersgruppen 18 - 24 Jahre und 25 - 34 Jahre mit 
9 ,6 % und 8,4 %ab. Bei den jüngsten Männern sind es 
sogar 10,0 %. Ihr Anteil sinkt mit steigendem Alter. 
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Dre Anteile der FDP sind gegenüber 1971 in allen 
Altersgruppen berder Geschlechter angestiegen. 
Besonders hoch rst der Zuwachs bei den JÜngeren 
Wählern. 

Im 8. schleswig-holsteinischen Landtag sind vier 
Parteien vertreten. Er setzt srch wie folgt zusammen: 

S1tze Insgesamt CDU SPD FDP SSW 

WahlkreiSSitze 44 36 8 

Ustens1tze 29 22 5 

Sitze zusammen 73 37 30 5 

Die CDU verlor zwar gegenüber 1971 drei Sitze, ver­
teidigte aber knapp die absolute Mehrheit Der Ver­
lust ging allein zu Lasten der Ustensitze. Die CDU 
gewann nämlich einen Wahlkrers hinzu und auf sie ent­
fällt nur noch ern Ustensitz. Die SPD büßte zwei Sitze 
ein, und zwar Jewerls ernen Wahlkreissitz und einen 
Listensitz. Die FDP, dre 1971 die 5 %-Grenze nicht über­
schritten hatte, stellt fünf Abgeordnete. Der SSW 
verteidigte knapp seinen Sitz. Die nicht im Verhältnis 
zum Rückgang der Stimmenanteile stehenden Sitz­
verluste von CDU und SPD hangen damit zusammen, 
daß 1971 nur 94 OJo der gültigen Stimmen bei der Sitz­
verteilung zum Zuge kamen und 1975 aber 99 Ofo. 
Bei der oft zitierten knappen Mehrheit der CDU von 
ernem Sitz muß der Minderheitenstatus des SSW be­
rücksichtigt werden Diese Besonderheit gibt es in 
anderen Bundesländern nicht. Unter gleichen Voraus­
setzungen wre rn anderen Bundesländern hätte dre CDU 
38 Sitze erhalten und damrt drei mehr als dre Oppo­
sition Die bisherige CDU-Regierung blieb im Amt Das 
Kabrnett Dr. Stoltenberg wurde jedoch in einer Positron 
geändert3 1 

• 

Landtagswahl am 29. April 1979 

Zu dieser Landtagswahl sind weder das Landeswahl­
gesetz noch dre Wahlkreiseinteilung geändert worden. 

31 J s1ehe Anlage .Landtagspras•denten und Landesreglerun­
gen se1t 1 946" 

Es bewarben sich acht Parteien. Sechs von ihnen be­
teiligten srch schon an der letzten Wahl. Sie erschienen 
auf den Stimmzetteln in der Reihenfolge ihres Stimmen­
anteils von 1975, und zwar CDU, SPD, FDP, SSW. NPD 
und DKP. Daran schlossen srch die erstmals ber einer 
Landtagswahl auftretende Grüne Uste und der Kom­
munistische Bund Westdeutschland (KBW} in alpha­
betischer Reihenfolge an Die noch 1975 kandidie­
renden DMP, KPD und zwer Einzelbewerber traten die­
ses Mal nicht an. Alle Parteien hatten Landeslisten auf­
gestellt. ln allen Wahlkreisen kandidierten aber nur 
die CDU, SPD, FDP, DKP und KBW, während der 
SSW wie bisher in 14 Wahlkreisen, die NPD rn 32 
Wahlkreisen und die Grune Uste rn 42 Wahlkrersen 
gewählt werden konnte. Für die nicht in allen Wahl­
kreisen kandidierenden Parteien bedeutet es ein Handi­
kap, daß bei Landtagswahlen nicht gesondert mit einer 
Stimme der Direktkandidat und mit einer zweiten 
Stimme die Landesliste gewählt wird, sondern mrt 
einer Stimme beides gleichzertig; eine Partei kann 
nämlich, anders als bei Bundestagswahlen, in ernem 
Wahlkreis, rn dem sie keinen Direktkandidaten auf­
gestellt hat, überhaupt nicht gewählt werden. Ins­
gesamt bewarben sich 367 Kandidaten um die 73 Land­
tagssitze. Nur jeder fünfte Bewerber hatte 1979 letzt­
lich erne Chance, einen Sitz zu erringen. Fast dre Hälfte 
der Bewerber, nämlich 181, war sowohl in einem Wahl­
krars als auch auf der Landesliste ihrer Partei aufge­
stellt. Berm SSW und KBW standen alle Wahlkreis­
bewerber auf der Landesliste und ber der SPD 43 von 
44. Bei der NPD und der DKP waren es dagegen nur 
7 von 32 und 9 von 44. Die Landeslisten von CDU 
(47) und SPD (53) wiesen eine größere Zahl von 
Bewerbern auf, als sie Wahlkreiskandidaten aufgestellt 
hatten. Die größte Anzahl von Bewerbern hatte die 
CDU mit 67 aufgeboten, gefolgt von der DKP mit 60 
und der SPD mit 54. Setzt man die aufgestellten in 
Bezug zu den letztlich gewählten Bewerbern, so hatten 
die CDU-Bewerber eine Erfolgsaussicht von 55 Ofo, die 
der SPD eine von 57 %, dre der FDP erne von 9 OJo 
und dre des SSW eine von 7 %. 

Die Landtagswahlen in Schleswig-Holstein sind, wie die 
bisherigen Ergebnisse zeigen, kern Gradmesser für 
bundespolitische Trends Die polrtische Großwetter­
lage und die Ergebnisse der vorangegangenen Land­
tagswahl und der Bundestagswahl 1976 schienen 
jedoch die Möglichkeit für ernen Regrerungswechsel zu 
eröffnen. 

Den Parteien gelang es, 1 ,58 Mill. Schleswig-Holsteiner 
fur die Wahl zu mobilisieren Das sind 83,3 Ofo aller 
Wahlberechtigten und damit mehr als jemals zuvor 
bei einer LandtagswahL Trotz dieser günstigen Entwick-
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lung sind aber die Nichtwähler mit 316 000 Personen 
weiterhin die drittstärkste Gruppe. Gegenüber 1975 
haben sich nur geringfügige Verschiebungen ergeben. 
Die Wahlbeteiligung ist wie ublich in den kreisfreien 
Städten niedriger (81,0 %) als in den Kreisen (84, 1 %) 
und der Kreis Plön liegt mit 88,0 % abermals an der 
Spitze der Wahlbeteiligungsskala. Das Schlußlieh bildet 
jedoch dieses Mal Lübeck (80,0 %) vor dem Letzten 
der 75er-Wahl, Aensburg. Unter den Kreisen steht nach 
wie vor Nordfriesland mit 81,5 % am Ende. Auch bei 
der Betrachtung der Wahlbeteiligung nach Alter und 
Geschlecht ergibt s1ch insgesamt ein Bild, das dem von 
1975 sehr ähnlich ist Die schon bei den letzten 
Wahlen festgestellte Tendenz, daß sich die Wahlbe­
teiligung beider Geschlechter angleicht, hat sich 
soweit fortgesetzt, daß dieses Mal Männer und Frauen 
gle1ch häufig zur Wahl gingen. Während die Wahl­
beteiligung insgesamt angestiegen ist, ging sie in den 
mittleren Jahrgängen zurück. Dabei fallen besonders 
die 45- bis 49jährigen Männer mit einem Rückgang von 
4,4 Prozentpunkten auf. Demgegenüber sind vor allem 
die jüngeren Frauen viel häufiger zur Wahl gegangen 
als 1975. Bei den 18· bis 20jährigen stieg die Quote 
um 5,3 Punkte und bei den 21· bis 24jährigen um 
4,8 Punkte. 

Die Zahl der Wähler, die mit einem Wahlschein durch 
Briefwahl oder in einem anderen Wahllokal in ihrem 
Wahlkreis gewählt haben, 1st weiter angestiegen. Fast 
11 % aller Wähler gegenüber 7 % vor vier Jahren 
gaben auf diese Weise ihre St1mme ab. 

Die Auszählung der Stimmen blieb am Wahlabend b1s 
zum Schluß spannend. Die CDU verte1d1gte aber Ietzt· 
lieh, wenn auch knapp, ihre absolute Mehrheit an 
Sitzen. Sie erhielt 758 000 der gültigen Stimmen und 
damit nur rund 600 weniger als 1975. Da die Zahl der 
gültigen St1mmen aber insgesamt um 64 000 höher war 
als vor vier Jahren, bewirkte dieser gennge Verlust, 
daß ihr Stimmenanteil von 50,4 % auf 48,3 % zurück­
ging. Die CDU hätte 791 000, also 33 000 Stimmen 
mehr erzielen müssen, um auf den gleichen Anteil w1e 
1975 zu kommen. Aus dem gleichen Grunde hatte der 
an s1ch nicht unerhebliche Stimmenzuwachs der 
SPD eine nicht sehr große Anteilserhöhung zur Folge. 
Die SPD erhielt 654 000 der gültigen Stimmen oder 
fast 51 000 mehr als 1975. Ihr Anteil st1eg aber nur von 
40,1 % auf 41,7 %. Um den gleichen Anteil wie vor 
vier Jahren zu erreichen, hätte sie nur die Hälfte der 
Mehrstimmen benötigt. Die CDU stellt zwar wie 1975 
in allen Kreisen die stärkste Partei, sie verlor Jedoch in 
Pinneberg und Steinburg die absolute Mehrheit. Den 
großten Anteil erhielt sie wie vor vier Jahren - damals 
sind es 55,8% gewesen - m1t 52,8 Ofo in Dithmarschen. 

Auch in allen anderen Kreisen gingen die Stimmen­
anteile der CDU gegenüber 1975 zunick. D1e Verluste 
streuen zwischen 4,2 Punkten in Steinburg und 1,5 
Punkten in Schleswig-Aensburg. Der Abstand zur 
SPD ist aber durchweg noch recht groß. Im ungünstig­
sten Kreis, m Pinneberg, macht er 5,8 Punkte aus. Der 
Vorsprung hat sich in allen Kreisen zusammen von 14,8 
auf 10,8 Punkte verringert. Trotzdem konnte die CDU 
ihre absolute Mehrheit in den Kreisen zusammen mit 
50,4 % knapp verteidigen. Ein anderes Bild ergibt sich 
in den kreisfreien Städten. Hier waren zwar die Ver­
luste der CDU nicht so groß wie in den Kre1sen. die 
CDU liegt aber in keiner kreisfreien Stadt mehr vorn. 
Vor vier Jahren war ihr dies noch in Neumünster 
gelungen. ln Neumünster mußte sie auch den größten 
Verlust unter den kreisfreien Städten hinnehmen 
(- 3,5 Punkte). Die SPD stellt 1979 in allen kreis­
freien Städten die stärkste Partei und konnte in Kiel die 
1975 verlorene absolute Mehrheit zurückerobern. ln 
den Kreisen ist die Position der SPD, obwohl sie durch· 
weg Gewinne verbuchen konnte, schwächer. Sie kam in 
keinem Kreis auch nur annähernd auf die Ergebnisse 

Landtagswahl am 29. April 1979 

KREISFREIE STADT Wahl- Von 100 gult1gen Stimmen 
betei- entfallen auf 

Kreis hgung 
% CDU SPD FDP ssw 

FLENSBURG 80,4 37,6 39,9 4.0 16,5 
KIEL 82,1 41 ,2 50.2 5,4 0.1 
LÜBECK 80,0 44.1 48,0 5,2 
NEUMÜNSTER 80,8 44,1 48,7 4.7 

Kreisfreie Stadte 81 ,0 42,1 47.8 5.0 2.3 

Dithmarschen 84,8 52,8 38,9 5.3 0,0 
Hzgt. Lauenburg 83,6 51 ,0 40,2 6.0 
Nordfriesland 81 ,5 50,4 35,1 6,7 4,5 
Ostholstein 84,8 50.6 42,0 5.5 

Pinneberg 83.0 48,1 42,3 6.9 0.1 
Pion 88,0 50,2 41 ,9 4,9 
Rendsburg·Eckernforde 85,4 50,8 39,8 5,7 1,0 
Schleswig·Fiensburg 84,9 51 ,0 34,7 4,9 7,0 

Sageberg 82,1 50,9 38,6 7,4 
Ste10burg 84,1 49,4 41 ,0 4.6 0,0 
Stormarn 84.1 50.1 40.3 6,7 

Kreise 84,1 50,4 39,6 6.0 1.1 

Schleswig-Holsteln 83,3 48,3 41 ,7 5,7 1,4 

Quelle Statistische Benchte des Statistischen Landesamtes Schles· 
w1g ·Holste1n, 8 Vll2 · 6/1979 
D1e absoluten Zahlen enthalt Anhang 1 
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der CDU Am besten schnitt sre in den Kreisen Pinne­
berg (42,3 %), Ostholstern (42,0 %) und Plön (41 ,9 %) 
ab. Die Gewinne der SPD streuen ziemlich gleich­
mäßig um den Landesdurchschnitt von 1 ,6 Punkten 
Nur m Neumünster ist er bedeutend höher. Er macht 
dort 3,9 Punkte aus. Die FDP mußte Verluste hin­
nehmen Sie verlor 17 000 Stimmen und kam auf 
90 000 Ihr Strmmenanteil fiel von 7,1 %auf 5,7 %. 
Sie erlebte damit zwar nicht einen Einbruch wie 1971 , 
als sie auf 3,8 Ofo schrumpfte, aber der Rückgang ist 
doch recht erheblich Sie blieb nur um rund 12 000 
Stimmen über der 5 %-Grenze. Sie erreichte in den 
kreisfreren Städten zusammen gerade die 5 %-Grenze, 
rn Flensburg und Neumünster bheb sie sogar darunter. 
ln den Krersen kam sie insgesamt auf 6 %. Sie brachte 
es aber auch in Plön, Schleswig-Rensburg und Stein­
burg nicht auf 5 %. Am besten schnitt sie in Segeberg 
mit 7,4 % und am schlechtesten in Rensburg mit 
4,0 % ab. Vor vier Jahren hatte sre noch in Segeberg 
8,8 % und 1n Nordfnesland und Pinneberg jeweils 8,4 % 
erzielt Der SSW konnte semen Stimmenanteil von 1 ,4% 
behaupten Die erstmals als Partei kandidierende 
Gn.ine Liste erhielt 2,4 % der gültigen Stimmen. Sie 
kam nur im Kreis Steinburg mit 4,3 % in die Nähe der 
5 %-Grenze. Die NPD verlor mehr als die Hälfte ihrer 
Stimmen und erhielt wie die DKP 0,2 %. Der KBW 
kam sogar nur auf 0,1 %. Faßt man die Stimmen der 
Parteien zusammen, die nicht an der Sitzverteilung 
teilnehmen, so sind es 2,9 %. 

Die Frauen geben ihre Stimme nach wie vor häufiger 
der CDU als die Männer Der Abstand ist aber auf zwei 
Punkte zusammengesunken (48,5% zu 46,5 %). ln der 
jüngsten Altersgruppe (18 bis 24 Jahre) haben sogar 
die Männer häufiger für die CDU gestrmmt als die 
Frauen, wahrend bisher der CDU-Anteil der Frauen in 
allen Altersgruppen über denen der Männer gelegen 
hat. ln dieser Altersgruppe der Frauen und bei den 
25- bis 34jährigen Frauen mußte die CDU die größten 
Verluste hinnehmen (4,9 und 6,8 Punkte) Das hatte 
zur Folge, daß die SPD in beiden Altersgruppen vorn 
liegt. Auch bei der SPD nähern srch die Stimmenanteile 
von Manner und Frauen einander an, allerdings mit 
dem Unterschied, daß die Frauen weiterhin nicht so 
häufig (41 ,6 %) der SPD ihre Strmme geben wie Män­
ner (43,2 %). Faßt man die beiden Geschlechter zu­
sammen und untersucht sie nach Altersgruppen, so 
ergrbt sich - im Rahmen der gegebenen groben Al­
tersgruppeneinteilung - folgendes Bild Die SPD do­
miniert bis 34 Jahre und dre CDU ab 35 Jahre Die SPD 
erhielt in den berden untersten Altersgruppen die 
absolute Mehrheit und die CDU in den anderen Gegen­
über 1975 verschlechterte sich dre CDU in allen Alters­
gruppen und die SPD in der jlingsten und in der von 
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35 bis 44 Jahre. Trotzdem ist im großen und ganzen 
die Tendenz erhalten geblieben, daß die CDU-Stimmen 
mit wachsendem Alter steigen und die der SPD fallen. 
Eine bemerkenswerte Verschiebung hat es in der 
Altersgruppe 25 bis 34 Jahre gegeben. Hier verlor die 
CDU 7,2 Punkte und die SPD gewann fünf Punkte. 
Der Vorsprung der SPD macht dadurch 13,1 Punkte 
aus (1975: 0,9 Punkte). Noch größer rst der Vorsprung 
der SPD in der Altersgruppe 18 bis 24 Jahre (18,7 
Punkte) Bei den über 59jährigen liegt dagegen die 
CDU mit 15,1 Punkten vorn (1975: 17,4 Punkte). Die 
FDP wird zwar nach wie vor häufiger von Männern 
(5,8 %) als von Frauen (5,6 %) gewählt, die Anteile 
haben sich aber fast angeglichen, weil der Rückgang 
gegenüber 1975 bei den Männern etwas größer war. 
Die FDP mußte bis auf die 35- bis 44jährigen Frauen 
in allen Altersgruppen der Männer und Frauen Verluste 
hinnehmen. Sie kam in keiner Altersgruppe auch nur 
annähernd auf einen Anteil von 1 0 %. Vor vier Jahren 
war ihr dies noch bei den jüngsten Wählern gelungen. 
Die Tendenz. daß die Stimmenanteile der FDP mit 
wachsendem Alter sinken. rst im PrinZip erhalten ge­
blieben. 

Im 9. schleswig-holsteinischen Landtag sind die bis­
herigen vier Parteren vertreten. Er setzt sich wre folgt 
zusammen: 

Wahlkreissitze 

Ustens1tze 

Sitze zusammen 

S1tze msgesamt CDU SPD FDP SSW 

44 34 10 

29 3 21 4 

73 37 31 4 

Die CDU konnte trotz ihrer Stimmenverluste32 die 
absolute Mehrheit der Sitze halten. Sie verlor zwar zwei 
Wahlkreise an die SPD, bekam dafür aber zwei Listen­
sitze mehr als 1975. Die SPD erhielt einen Sitz mehr, 
jedoch zu Lasten der FDP. Die Opposition kam also 
auf die gleiche Sitzzahl wie 1975 und das reichte nicht 
flir einen RegierungswechseL Die CDU konnte also wei­
ter regieren. Das Kabinett Dr Stoltenberg wurde aber 
in fast allen Mrnisterien umgebildet3 3 . 
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32) srehe auch: W Dahms, Landtagswahl 1979. rn dreser Zert­
schrrft. 1979, S. 133 

33) srehe Anlage .• Landtagsprasrdenten und Landesregrerun­
gen sert 1 946" 



Anhang 1 

Anzahl der Wahlberechtigten, Wähler und gültigen Stimmen bellandtagswahlen 1947 bis 1979 

Wahl Wahl- Wähler Gültige Von den gültigen Stimmen entfallen auf 
berechtigte Stimmen 

CDU SPD FDP ssw Übrige, darunter 

20. 4. 1947 1 594 794 1113 005 1 073 204 365 534 469 994 53 359 99 500 84 817 KPD: 50 398 

9. 7. 1950a 1 715 604 1 341 780 1 311 042 258 961 360 233 92 466 71 864 527 518 BHE: 306 660 
DP: 125 697 

12. 9. 1954 1 548 832 1 217 519 1 194 288 384 875 396 073 89 415 42 242 281 683 SHB: 61 277 
GB/BHE: 167 320 

28. 9. 1958 1 567 411 1 233 578 1 217 015 540 774 436 966 65 140 34 136 139 999 GB/BHE: 84 262 

23. 9. 1962 1 653 858 1160 115 1 145 996 516 073 449 470 90 310 26 883 63 260 GOP; 48 459 

23. 4. 1967 1 682 328 1 246 003 1 233 108 566 950 486 274 72 589 23 577 83 718 NPD: 72 093 

25. 4. 1971 1 807 818 1 431 760 1 421 034 737 120 582 420 54 099 19 720 27 675 

13. 4. 1975 1 840 596 1 514 646 1 504 683 758 227 603 360 107 042 20 703 15 351 

29. 4 1979 1 893 242 1 576 769 1 568 833 757 664 653 982 90 131 22 293 44 763 

a) CDU, mP und DP bildeten den Deutschen Wahlblock 

- 5 .. -
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Anhang 2 

Auswirkungen der verschiedenen Wahlsysteme 
auf die Sitzverteilung 

Das Landeswahlgesetz bestimmt, aus wie vielen Abge­
ordneten ein Landtag besteht und wie viele direkt 
und wie viele über eine Landesliste in den Landtag 
zu wählen sind. Es sagt ferner, welches Wahlsystem 
gilt, also auf welche Weise aus den abgegebenen 
St1mmen die Zahl der Sitze ermittelt w1rd, die die 
Parteien erhalten. Da sich in der Wirklichkeit zwischen 
zwei Wahlen nicht nur das Wahlgesetz ändern kann, 
sondern auch auf jeden Fall die Stimmenverteilung 
wechselt, läßt sich der Einfluß der Veränderung des 
Wahlsystems anhand von echten Ergebnissen niemals 
rein darstellen. Dazu muß vielmehr eine fiktive Wahl 
ersonnen werden, ein konstantes stark vereinfachtes 
Modell, das man den verschiedenen Wahlsystemen 
unterwirft. Hier wurde folgendes Modell gebildet: Das 
Wahlgebiet besteht aus 12 Wahlkreisen (1950· 
13 Wahlkreise) und es kandidieren vier Parteien Die 
Partei Disteine MinderheitenparteL Es werden 1 00 000 
gült1ge Stimmen abgegeben, die s1ch wie folgt ver­
teilen: 

Anzahl 
m% 

PartelA 

45001 
45,0 

Partel B 

38000 
38.0 

Partel C 

12000 
12.0 

P1rtel D 

4999 
4,99 

Im folgenden wird nun dargelegt, zu welchen ver­
schiedenen Sitzverteilungen die h1er angesprochenen 
vier Wahlgesetze bei gleichen Stimmenzahlen führen. 

Wahlsystembel der Landtagswahl1947 

Die gültigen Stimmen verteilen sich wie folgt : 
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Wahl- PartelA Partel B Partel C Partel 0 
kreis 

lnsges. Landes- lnsges. Landes- lnsges. Landes- lnsges. Landes-
lis1e Iiste llsle Iiste 

I 3500 1000 2500 2500 1500 
2 3500 1000 2500 2500 1000 700 
3 3500 1000 2500 2500 1000 700 
4 3500 1000 2500 2500 1 000 700 

5 3500 1000 2500 2500 1000 700 
6 3500 1000 2500 2500 1000 699 

3500 1000 2500 2500 2000 
8 3500 1000 2500 2500 2000 

9 3500 1 000 2500 2 500 2000 
10 4 001 1 4000 4000 500 
11 3 997 3997 4000 3 500 
12 5 503 5503 7 500 1997 

lnsges. 45 oo 1 18 501 38 000 28 500 12 000 4 999 

Es sind insgesamt 20 Bewerber zu wählen, und zwar 
12 unmittelbar in den Wahlkreisen und 8 über die 
Landeslisten. Unmittelbar gewählt sind d1e Bewerber 
mit den meisten Stimmen im jeweiligen Wahlkreis, 
also 10 der Partel A und 2 der Partei B. Für die Usten­
Sitze kommen ebenfalls nur die Parteien A und B in 
Frage, da nur solche Parteien am Verhältnisausgleich 
teilnehmen, die mindestens einen Direktkandidaten 
durchgebracht haben. Die Landesliste w1rd aus dem 
Stimmenuberschuß (Unterschied zwischen dem erfolg­
reichen und dem höchsten durchgefallenen Bewerber) 
und den Reststimmen (Stimmen der erfolglosen 
Bewerber) in den einzelnen Wahlkreisen gebildet 
(siehe Spalte "Landesliste" der vorstehenden Tabelle). 
Die Landesliste der Partei A umfaßt danach 18 501 
Stimmen und die der Partel B 28 500 Stimmen. Die 
uber die Landesliste zu vergebenden Sitze werden nach 
dem d'Hondt'schen Höchstzahlenverfahren verte1lt: 

Teller PartelA Partela 

Tellunguahl Sitzfolge Teilungszahl Sitzfolge 

18 501 2 28500 1 
2 9250 5 14250 3 
3 6167 7 9500 4 

4625 7125 6 
5 5700 8 



Danach erhält die Partei A 3 Ustensitze und die Partei 
B 5 Ustensitze. Daraus ergibt sich folgende Gesamt-
sitzverteilung: 

PartelA ParteiS Partel C Partel D 

Direkte Sitze 10 2 
Landesliste 3 5 

lasgesamt 13 7 
ln% 65,0 35,0 

Wie leicht zu sehen ist, entspricht die Sitzverteilung 
nicht dem verhältnismäßigen StimmenanteiL Der lautet 
nämlich: 

PartelA ParteiS Partei C Partei D 

Stimmenanteil in % 45,0 38,0 12,0 4,99 

ln diesem System wird der Mehrheitswahl eindeutig 
der Vorrang gegeben und der Verhältnisausgleich 
spielt nur eine untergeordnete Rolle. 

Wahlsystem bei der Landtagswahl1950 

Bei dieser Wahl wird das Gewicht der Mehrheitswahl 
noch verstärkt, und zwar wird das Verhältnis von un­
mittelbaren zu Ustensitzen von 60 zu 40 auf 66,7 zu 
33,3 erhöht. Für die Teilnahme am Verhältnisausgleich 
ist es allerdings nicht mehr erforderlich, einen Direkt­
kandidaten durchzubringen, es genügen 5 % der im 
gesamten Wahlgebiet erhaltenen Stimmen oder ein 
Wahlkreissieger. Außerdem können nur solche Parteien 
am Verhältnisausgleich teilnehmen. die in allen Wahl­
kreisen Bewerber aufgestellt haben. Ausgenommen ist 
davon nur die Minderheitenpartei, in unserem Modell 
also die Partei D. 

Wieder sind 20 Bewerber zu wählen, nunmehr aber 13 
unmittelbar in den Wahlkreisen und 7 über die Landes­
listen. Um das verstärkte Gewicht der Mehrheitswahl 
darstellen zu können. wird in diesem Modell der Wahl­
kreis 12 in zwei Wahlkreise aufgeteilt. Es ergibt sich 
folgendes Bild: 
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Wahl· PartelA ParteiS Partel C Partel D 
kreis 

lnsges. Landes- lnsges. Landes- lnsges. Landes- lnsges. Landes-
Iiste Iiste Iiste Iiste 

3500 1000 2500 2500 1500 
2 3500 1000 2500 2500 1000 700 
3 3500 1000 2500 2500 1000 700 
4 3500 1000 2500 2500 1000 700 
5 3500 1000 2500 2500 1 000 700 

6 3500 1000 2500 2500 1000 699 
7 3500 1000 2500 2500 2000 
8 3500 1000 2500 2500 2000 
9 3500 1 000 2500 2500 2000 

10 4 001 4 000 4000 500 

II 3997 3997 4000 3 500 
12 2750 2750 3750 1000 
13 2753 2753 3750 997 

lnsges. 45 001 18 501 38 000 28 500 12 000 4 999 

Die Partei A stellt demnach 1 0 Wahlkreissieger und 
die Partei B 3. Am Verhältnisausgleich nehmen nur die 
Parteien A und B teil, da die Partei C nicht in allen 
Wahlkreisen kandidiert und die Minderheitenpartei D 
keine 5 % der gültigen Stimmen erhalten hat. Die 
Ustenstimmen der Partei A und B ändern sich nicht 
gegenüber 1947. Da aber nur 7 Ustensitze zu ver­
teilen sind, erhält die Partei B einen Ustensitz weniger. 
Die Gesamtsitzverteilung ändert sich deshalb nicht. Sie 
sieht wie folgt aus: 

Direkle Sitze 
Landesliste 

Insgesamt 

PartelA 

10 
3 

13 

Partei B 

3 
4 

7 

Wahlsystem zur Landtagswahl1954 

Bei dieser Wahl wird der Vollproporz eingeführt, d. h. 
die Landeslistensitze werden nicht mehr getrennt 
berechnet. Aus der Gesamtstimmenzahl wird vielmehr 
die Gesamtzahl der Sitze berechnet und von diesen 
werden die direkt gewonnenen abgezogen. Der Rest 
sind die Ustensitze. Dabei können Überhangmandate 
entstehen. sofern eine Partei mehr Direktsitze gewon­
nen hat, als ihr nach dem verhältnismäßigen Sitz­
anteil zustehen. ln diesem Fall behält die Partei die 
Mehrsitze und die Gesamtsitzzahl erhöht sich ent-
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sprechend. An der Sitzverteilung nehmen nur solche 
Parteien teil, die mindestens einen Sitz direkt gewonnen 
oder 5% der gültigen Stimmen im Wahlgebiet erhalten 
haben. Es sind 20 Bewerber zu wählen, und zwar 12 
unmittelbar in den Wahlkreisen und 8 über die Landes­
listen. Nach dem d'Hondt'schen Höchstzahlenver­
fahren ergibt sich folgende Berechnung (Erklärung der 
in Klammern gesetzten Zahlen siehe System ab 1958) 

Teiler PartelA Partel B Partel C ParteiD 

Tedungs·S.tz· Tetlungs·Sttz· Teilungs· Sttz· Teilungs· Stil· 
zahl folge zahl folge zahl lolge zahl folge 

1 45001 1 38000 2 12000 7 (4 999) (19) 
2 22500 3 19000 4 61100 15 
3 15000 5 12666 6 4000 -
4 11250 8 9500 9 

5 9000 10 7600 11 
6 7 500 12 6333 14 

6428 13 5428 17 
8 5625 16 4750 19(20) 

9 5000 18 4222 -
10 4 500 20(·) 
11 4 091 

Auf die Partei A entfallen danach 1 0 Sitze, auf die 
Partei B 8 Sitze und auf die Partei C 2 Sitze. Da für die 
Partei D, trotz Minderheitenstatus, die 5 %-Klausel 
gilt, bleibt sie unberucksichtigt. Für die Ustensitze 
kommen aber nur die Partei B und C in Frage, da die 
Partei A 10 Sitze direkt gewonnen hat (siehe Tabelle 
1947). Die Sitzverteilung sieht wie folgt aus: 

PartelA Partel B Partel C 

Dtrekte StiZe 10 2 
uslensttze 6 2 

Insgesamt 10 8 2 

mo,; 50,0 40,0 10,0 

Bei der Partei A entspricht also die Gesamtsitzzahl 
den direkt gewonnenen Sitzen, die Partei B erhält zu 
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ihren 2 Direktsitzen 6 Ustensitze und die Partei C 
bekommt 2 Ustensitze. Wenn man nur die bei der Sitz­
verteilung zum Zuge gekommenen Stimmen zugrunde­
legt (1 00 000 minus 4 999 gleich 95 001 ). so ent­
spricht der Sitzanteil, anders als bisher, ziemlich gut 
dem StimmenanteiL 

Der Stimmenanteillautet nämlich in %: 

PartelA 

47,4 

Partell 

40,0 

Partel C 

12,6 

Wahlsystem seit der landtagswahl1958 

Sett dieser Wahl gilt die 5 %-Klausel für die Minder­
heitenpartel nicht mehr. Sie nimmt an der Sitzver­
teilung teil, sofern sie so v1ele Stimmen hat, daß ihre 
Teilungszahl noch zum Zuge kommt. in diesem Modell 
hat sie 4 999 Stimmen und erhält damit den 19 Sitz 
(siehe die in Klammern gesetzten Zahlen in der vor­
stehenden Tabelle mit den d'Hond'schen Zahlen für 
1954). Die Partei A verliert dadurch einen Sitz und 
erhält nur noch 9. Da sie aber 10 Sitze direkt gewonnen 
hat. behält sie diese. Es entsteht ein Überhangmandat 
und die Gesamtsitzzahl erhöht sich auf 21 Es ergibt 
sich folgende Sitzverteilung: 

PartelA Partell Partel C Partel D 

Duekte Sitze 10 2 
Ustensrtze 6 2 

Insgesamt 10 8 2 

in o,; 47,6 33,1 9.5 4,8 
dagegen Sttmmen in l!b 45.0 33.0 12,0 4,99 

Trotz des Überhangmandats für die Partei A entspricht 
die Sitzverteilung ziemlich gut dem verhältnismäßigen 
StimmenanteiL 



Anhang3 

Landtagsprisldenten und Landesreglerungen 1 seit 1946 

Ernemungsperiode Wahlperiode 

1. 2. 1. 2. 

&nalliiJngs-/Wahltag 11. April1946 23. November 1946 20. April1947 9 Juli 1950 

Amtsperiode 11. April1946 - 23. November 1946- 29. April1947- 29. August 1949 - 5 September 1950-
22. November 1946 29. April1947 29. August 1949 5. September 1950 25. Juni 1951 

Landtagsprisidert Dr. Husfefdt. CDU Ratz, SPO Ratz,SPO Ratz, SPO Ratz, SPO 

Minlsterprlsldent Steltzer, CDU Steltzar, CDU lüdem111n, SPO Dielanann, SPO Or BartJam, CDU 

lnnennjrister von Mangold!, CDU lüdemenn, SPO lüdemann, SPO Käber,SPO Or. Dr. Pegel, cou 
Kiber, SPO 

Justizmlrister X Or. Kuhnt, cou Dr. Katz, SPO Or. Katz, SPO 'Mttenburg,OP 

Anlnzmlrister Andresen, CDU Andmen,CDU Or. Schenct, SPO Or. Giilicll, SPO Kraft, BHE 

MimstertilrWrtiCbaft und Verblv Diebnann, SPO Diekmann, SPO Oiabnann, SPO Or. Pnlller, SPO Or. Andersen. FDP 
Or. Praller, SPO 

Mmister tur Emlhrung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Rickers, COU Bundtzen, CDU Arp, SPO 
Dietmann, SPO 

'Mttenburg. DP 

Sollalninistar X X Damm,SPO Damm,SPO Asbach. BHE 

Mmlsterfilr Volkswohlfahrt Pohle, SPO Or. llyba, COU )~ .. ~ Dr. Or. Pegel, CDU 

Mlnlstartüt Gasundhaitswesen Matthews,JGlO Pohle, SPO 

Ministerfllf Aufbau und Artlart Arp,SPO 

KIAIIJsmirister Kuilinski, SPO Kl*linsld, SPO Kuldinsld, SPO 
Dr. Katz. SPO 

Siegei,SPO Dr. Or. Pegel, CDU 

Wahlperlode 

2. 3 4. 5 

Wahllag 12. September 1954 28. September 1958 23. September 11162 

Amtsparlode 25. Juni 1951 !.... 11. Oktober 1954- 7. Januar 1963 -
11. Oktober 1954 7. JlllUif 1983 24.Mai1971 

Landtagspmidert Ratz, SPO Dr. Böttcher, CDU Dr. lllittcher, CDU 
von Heydebrect. CDU 

von Heydabreck, CDU von Heydebreck, CDU 
Dr. Rohloft. CDU 

M~nistelpi1Sident LübQ,COU von Husel, COU von Hasset, COU von Hasse!, COU Or. lamke. COU 

Innenminister Or. Or. Plgel, cou Dr. Dr. Pegel, COU 
~oo Hasset. CDU) 

.lemke,COU 

Dr .lemke, CDU Or. lemke, CDU w . lemke, CDU) 
. Schlegelberger. COU 

Justizminister (Uibke. CDU) Dr.L.mrenz, FDP Or. Lmrenz. FDP Or. L.mrenz. FOP Or.L.mrenz, FDP 
Kraft. GBIBHE (von Hassel, cotJ) 
Or. Scheeler, GBIBHE 

Finanzmunter Killt. 68/BHE llr. Schiefer, GBIBHE Or. Schiefer, COU Dr. Schlegelberger. COU (Or Schlegelberger, CDU) 
llr. Scheeler, GBIBHE (ab 8.9.1958 CDU) Or. Schlegelberger, COU Qualen, FOP 

Minister für WrtJchaft und Verbhr Dr. Andersen, FDP Böhrnsen, COU Böhrnsen, COU Böhmsen, COU BOhmsen,CDU 
(l..übte. COU) 
Böhmsen, CDU 

Mirister filr Ernillrung, Sieh, DP Sieh, COU Sieh, COU Sieh, cou Engelbrecht-Greve, CDU 
lendwirtschlft ood Forsten (ab Hartist 1952 COU) Engelbrecht ·Greve. CDU 

Sozialminister Asbacll, GBIBHE Asbach, GBIBHE 
Or. Ohnesorge, GBIBHE 

Or. Ohnesorge, partellos 
(ab 22.10.1959 CDU) 

Or. Ohnesorga, COU Or. OhneSOfV8, COU 

~smllister Or. Or. Pegel, CDU Or. Lemke, CDU Osterloh, cou Ostet1oh, CDU Osterloh, CDU 
Ostet1oh, cou von Haydebreck. CDU 
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Noch: Landtagspräsidenten und Landesregierungen 1 seit 1946 

noch. Wahlperiode 

6 7. 8. 9. 

Wahltag 23. April1967 25. April! 971 13. April1975 29 April1979 

Amtspenode 24. Mai 1971 - ab II . November 1982 
11. November 1982 

undtagspräsident Or. Rohtoff, CDU Or. lemke, CDU Or. lemke, CDU Dr. Lemke, COU Dr. lemke, COU 

Mmisterprasident Or lemke, CDU Or. Stoltenberg, CDU Or. Stoltenberg, CDU Or. Stoltenberg, COU Dr. Or Barschel, COU 

lnnen1111mster Dr Schlegelberger, COU Tltzck. cou Tltzck. cou ntzck. cou 
Or. Dr. Barschel, COU 

(Ciaussen, COU) 

Justa1111mster Gaul. CDU Dr. Schwarz, COU Dr. Schwarz, COU Claussen, COU Claussen, CDU 
von Heydebreck. CDU 
Dr Schwarz. COU 

fllllnZIIIIIliSter Qualen. FDP Qualen, parterlas Lausen. CDU Dr. Or Barsche!, COU frtzck. COU 
(ab 3.2.1971 parteilos) Lausen. COU Dr Dr. Barsche!, COU ntzck. cou 

Mrmster für Wrtschalt und Vertehr knudsen. CDU Or. Narjes, CDU 
Gaul, CDU Or. Westphal, CDU 
Or. Narjes, COU 

Dr Westphal, CDU Dr. WeS4Jhal, CDU Or. Westphal, cou 

Minrster lur Etnahrung, Engelbrecht-Greve, COU Erigetbrecht-Greve, CDU Aessner, CDU Aessner, CDU Aessner. CDU 
Landwirtschalt und Forsten 

Sollalmmrster Eisenmann, FOP Claussen, COU Claussen. CDU Dr. Braun, CDU Or. Braun, CDU 
(Qualen, FOP 
ab 3.2.1971 parteilos) 

Kultusmimster von Heydebreck, CDU 
Hannemann, CDU 

Dr. Braun, COU Or. Braun, CDU Dr. Bendixen, COU Dr. Bendixen, CDU 

Dr. Braun. CDU 

Mrnrster lur Bundesangelegenhe•ten X X X Or. Schwarz, COU Dr. Schwarz, COU 

t) Bezerchnung der Mmrster nach dem heullgen Stand: der Mmisterprisident hre8 bis 23 August 1946 .Oberprisident•. ernMinisterbis 12. Junl1946 . Vorsitzender des Hauptaus­
schusses lur .. • 

a) Kabmett Lubkeab 28 Juh 1951 

Quelle . Handbuch des Schleswrg·Holsternischen Landtages. a. a 0. Serte 349 II, und 45511. 

Namen rn Klammem bedeuten, daß das Amt geschaltslührend wahrgenommen Wird. 
Mehrere Namen I ur em Amt bedeuten. daß 11 dreser Periode mehrere Personen nachernander das Amt innegehabt haben 

Walter Dahms 
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Erläuterungen 

Dte Quelle tst nur bet Zahlen vermerkt, dte ntcht aus dem Stattsltschen Landesamt stammen 

Der Ausdruck .Kretse· steht veretnfachend fur .Kretse und kretsfrete Stadte• 

Differenzen zwtschen Gesamtzahl und Summe der Tellzahlen entstehen durch 
unabhangige Rundung. allen Rechnungen hegen die ungerundeten Zahlen zugrunde 

Bet GroBenklassen bedeutet zum Beisptel .1 - s·: .1 bis unters·. 
Zahlen tn ( ) haben etngeschrankte Aussagefahigkett 

p - vorläuftge, r - benchttgte, s - geschatzte Zahl, D - Durchschntlt 

Zetchen anstelle von Zahlen in Tabellen bedeuten 

0 wemgerals die Hallte von 1 m der letzten besetzten Stelle, Jedoch mehr als ntchts 
nichts vorhanden 
Zahlenwert unbekannt oder gehetmzuhalten 
Zahlenwert ntcht stcher genug 

x Tabellenfach gesperrt, wetl Aussage ntcht stnnvoll 
Angabe lallt später an 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
35. Jahrpnc Heft 2 Februar 1983 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 
Monats- und Vierteljahreszahlen 

1980 1981 1981 1982 

Monate-
Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov, Dez. 

durchachnitt 

B~ölkerung und Erwerbstätigkeit 

Bevolkeruna am Monatsende 1 000 2 605 2 616 2 619 2 620 2 819 2 620 2 620 .. . ... 
Naturliehe Bevblkerunasbeweauna 

1 307 1 260 aEI!eschlleßun11en 1) Anzahl 1 122 1 166 1 229 773 1 103 ... ... 
• 2) je 1 000 Emw, und 1 Jahr 5,2 6,3 5,5 3,8 5,0 6,1 6,7 ... ... 
•Lebendgl'borene Anzahl 2 045 2 054 2 029 1 911 2 013 2 167 2 111 ... ... 
• Je 1 000 Eln" . und 1 Jahr 9,4 9,4 9,1 8,9 9,0 10,1 9,5 ... .. . 
•Gesto rbene31 (ohnu Totgeborene) Anzahl 2 607 2 661 2 710 2 706 2 924 2 372 2 437 ... ... 
• je 1 000 Elnw. und 1 Jahr 12,0 12,2 12,2 12,6 13,1 11,0 11,0 ... ... 
• darunter lm ersten l.ebenajahr Anzahl 23 23 28 20 27 21 27 . .. ... 
• je 1 000 Lebendgeborene 11,4 11,3 13,8 10,5 13,4 9,7 12,8 ... .. . 
• Oberschuß der Ceborenen (+)oder Gestorbenen(.) Anzahl - 561 - 806 - 681 - 795 - 911 - 205 - 326 ... ... 
• je 1 000 Einw. und 1 Jahr - 2,8 - 2,8 - 3,1 - 3,7 - 4,1 - 1,0 - 1,5 ... ... 

Waode~unaen 

•tlbl.'r die Landesgrenze Zuge>;ogene Anzahl 6 678 6 369 7 069 5 896 5 278 5 638 6 248 ... ... 
•Ober die Landcsgr<'nze F'ortgezOJene Anzahl 5 094 5 104 6 671 5 034 4 723 6 048 5 968 ... ... 
•Wand<rungagcwlnn (+)oder -verluat (-) Anzahl +I 584 + 1 265 + 398 + 862 + 555 - 410 + 280 ... ... 
• 1nn.,rhalb dea l.andvs Umgezogene 4) Anzahl 10 428 10 012 11 251 10 373 9 130 10 214 11 045 ... ... 
\\ anderungartllle Anzahl 22 200 21 485 24 991 21 303 19 131 21 900 23 261 ... ... 

je 1 000 Einw, und 1 Jahr 150 145 163 147 127 149 154 ... ... 

Arbe1lslaee 

•Arbeita1oae 1 000 39 60 68 77 86 89 95 103 111 
darunter *\t:lnn~r 1 000 19 32 36 43 50 51 55 59 66 

Kurzarb.,ller l 000 1,8 8,2 6,8 10,7 13,9 11,9 16,9 21,0 26,7 
doruntt'r 1\llnner l 000 1,1 6,4 5,3 8,6 11,7 8,9 12,6 16,0 21,5 

Offene Stcllen 1 000 11,8 7,9 4,6 4.0 3,5 2,6 2,2 2,1 2,0 

Landwirtschaft 

Vtehbesland 
1 r.ss• I 544

8 
• !Undvieh (vtnachlleßllch KAlber) 1 000 1 544 . pl 564 

darunter • Mllchkllhe 
(ohne Ammen- und Mutterkübel 1 000 520

8 52~a 525 

~ I 
I' 541 

• schtAclne 1 000 1 8078 1 758
8 

I 7 58 p 1 740 
darunt<'r • Zuchtaauen 1 000 1998 188

8 
188 p 191 

darunter *trächtig 1 000 134a 127
8 127 p 131 

Schlachlunaen von Inlandtieren 
• R•nd•r (ohne Kllber) 1 000 St. 41 40 60 45 38 46 59 53 37 
*KAlb~r 1 000 St, l I 1 I 1 I I 

25! 
1 I 

•SchwPine 1 000 St. 259b 244 252 254 293 229 241 I 239 
daruntP.r •Hauasehlaehtungen 1 000 St. 4 4c 4 8 6 2 4 8 6 

"Schlachtmenaen" aus eewerbhchen Schlachluneen 
(ohne Geflllgell 1 000 t 32,2 30,2 37,4 31,7 28,5 32,4 37,1 34,6 29.0 

danmt~r •rund• r (ohne Kllber) 1 000 t 11,6 10,8 17,2 11,7 10,1 13,8 17,4 14,1 9,9 
*Kalber 1 000 t 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
*Schweine 1 000 t 20,5 19,1 20,0 19,9 18,2 18,2 19,3 20,2 18,8 

Oulchschmtthches Schlachl&ewlchl lur 
Rinder (ohne KAlber) kg 285 278 292 269 273 300 301 277 276 
KAlber kg 101 101 108 100 99 106 111 105 99 
Schweinu kg 80 80 80 81 80 80 81 81 81 

Geflueel 
6 Eingelegte Brutder l •ror LegehennenkOken 1 000 127 130 

126 1 
123 149 103 147 158 162 

•CefiilgelOetach 
71 ror ~luthOhnerkilken 1 000 1 099 I 126 1 081 1 088 1 196 1 190 1 086 1 088 1 053 

1 000 kg 927 914 965 872 1 936 941 870 969 980 

•MIIcherzeuauna 1 000 I 205 204 166 169 189 177 189 189 ... 
daruntor • an '\tolkerelen und !IA.ndler geliefert ~ 97 97 94 95, 96 96 1 95 96 ... 

*MllchletalunJ je Kuh und Tag kg 13,0 12,9 10,3 I 10,8 11 ,7 11,2 11,6 12,0 ... 
• ) Dlue Poaluonen werd~n von allen Stalletischen Landealmtern Im "Zahlenapleg~l" veröffentlicht. 
1) nach dem Erelgnlaort 2) nach der Wohngemeinde der :'.Iutter 3) nach der \\ ohngeme1nde des Verstorbenen 4) ohne innerhalb der Gemeinde 
Cmgezogene &) elnachließlich Schlachtfette, Jedoch ohne tnner•1en 6) in Betr1eb~n mtt einem Fassungavvrmögen von 1 000 und mehr Eiern 
7) aua :;~hlaehtungrn inlllndiachen CvOUgela in Schlachtereien mit einer Schlachlkapa:t!Uit von 2 000 und mehr Tieren im Monat 
a) Dezeruber b) Wlnt~rllalbJ•hr 1980/81 • 6 c) Win1erha1bjahr 1981 / 82 • 5 



Noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1980 1981 1981 1982 

Monats-
Okt, Nov, Dez. Sept. Okt. Nov. Dez. durchschnitt 

Produzierendes Gewerbe 

Verarbeitendes Gewerbe 11 

*Besc:häftigt.e (elnschließllch tätiger Inhaber) I 000 183 180 181 180 177 175 173 172 170 
danmter *Arbeiter und gewerbllclt Auszubildende 1 000 130 126 127 126 124 122 120 119 117 

*Geleistete Arbeiterstundeo 1 000 19 117 18 207 19 531 18 737 17 199 18 208 17 677 17 616 16 439 
•Löhne (brutto) Mill. DM 308,4 310,7 309,2 391,2 324,3 302,0 297,5 398,2 318, 1 
*Oehl!lter (brutto) Mill. DM 180,5 191,0 178,7 255,6 212,2 186,7 185, 5 266,7 213,9 

Auftragseingang ausgewllhlter Wirtschartszweige Mill, D~~ 1 395 1 456 1 373 1 -152 2 024 1 328 I 314 1 439 I 423 
aus dem Inland Mlll. DM 1 010 981 97'1 ' 1 04.9 999 922 990 1 068 I 003 
aus dem Ausland Mill. DM 385 475 396 403 1 025 406 324 371 

I 
420 

*Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 1\.till, D:\>1 2 595 2 791 3 031 2 868 2 920 3 007 2 933 2 864 3 433 
lnlandawnsatz Mill. DM 2 174. 2 265 2 482 2 320 2 355 2 434 2 367 2 383 2 672 

•Aua1aodsumsatz M;ll, DM 421 526 548 547 565 573 566 481 761 

*Kohleverbraucb Z) 1 000 t SKE 30 32 31 35 28 20 28 26 25 

0Gasverbrauch3) Mlll, 3 29,3 36,3 40,7 37,7 34,6 33,4 31,2 36,5 34,8 m3 
OStadt- und Kokereigas Mlll. m3 1,1 0,7 0,3 0,3 0,3 0,1 0,1 3,3 3,4 
*Erd- und Erdölgas ~Ull. m 28,2 35,7 40,4 37,4 34,3 33,3 31,2 33,2 31,4 

*llelzölverbrauch 41 1 000 t 105 87 102 88 66 70 77 94 97 
*leichtes Heizöl I 000 t l4 11 11 12 15 8 9 10 11 
>*schweres llelzOl 1 000 t 91 76 91 76 51 62 69 84 86 

*Stromverbrauch 51 Mlll. kWh 225 227 250 225 218 227 233 231 231 

OStromerzeugung (lndustrlelle Eigen.,rzcugung) Mill. kWb 34 33 39 39 46 29 39 40 40 

•Jndl:x dt•r mdustriellen Nettoproduktion 
(landesspczifisc:he fndiz.es werden bis aur weiteres 
nicht mehr berechnet) 

Bauhauptaewerbe~ 1 

*BeachJUtlgt.e (etnschließllcb tätiger Inhaber) Ao~ahl 57 610 54 150 52 958 51 554 49 926 50 421 49 367 48 210 4.6 882 

*Celeistete Arbeitsstunden 1 000 6 582 5 861 6 943 5 648 3 232 6 902 6 284. 5 910 4 167 
daruntl'r rur 
•wohnungsbaut~n 1 000 2 971 2 576 2 983 2 4.61 1 399 2 830 2 595 2 462 1 797 
•gewerbliche und industrielle Bauten I 000 I 179 1 093 1 248 1 043 656 1 396 l 321 1 169 880 
C.Verkehrs- und ö ffentlic he Flauten 1 000 2 264 2 053 2 551 2 024 1 099 2 493 2 207 2 124 1 388 

*Löhne (brutto) Mlll. IJM 119,7 113,2 127,5 138,2 68,0 130,0 120,2 158,9 90,9 

+CehältH (brutto) Mill. DM 18,3 18,9 17,7 26,8 20,5 17,9 17,8 28,1 19,9 

*Uaugewerbllcher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM U7, 5 398,9 433,8 4.94,2 526,6 459,4 423,7 469,7 540,8 
Auitragn•lnga'lg ?) 1\tUll. DM 251, 4 238,9 185,0 149,6 148,4 266,5 179,1 161,8 229,9 

Ausbaugewerbe •• 
ßesc hlHtigtt• Anzahl 8 808 8 891 9 172 9 037 8 869 8 812 8 369 8 223 8 061 

Geleistete Arbeitsstunden l 000 1 067 1 060 1 156 1 097 1 019 1 116 1 004 1 020 935 

Löhne und Gelullter Mlll. DM 19,5 20,4 21,0 23,0 21,8 20, 5 19,0 22,5 20,7 

Auebaugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 5&,9 58.~ 63,4 73,5 89,4 62,6 59,0 89,5 90,4. 

Ollentliehe Energ1evers01gune 
*Stromerzeuguog lbrutto) Mill. kWh 710 1 059 917 1 194 1 414. 608 708 ... ... 
•Stromverbrauc h 
(einschließlich Verluste. 
ohne Pumpstromverbrauch) Mill. kWb 788 806 849 868 971 723 807 ... ... 

*Gaaer:oeugung (brutto) :\llill, m 
3 

4 4 3 3 6 1 2 3 ... 

Handwerk 

Handwerk IMo&zahlen\ 91 

*Beechllftlgt.e (einschließlich tlltiger Inhaber) 4. Vj.81 3,Vj,82 4. Vj,82 

am Ende des Vierteljahres 30, 9, 1976 ~ 100 109,1 1011,6 104,9 103,8 .. . 
*Umutrt (ohne Umsatz8teuer) Vj. -D 1976 ~ 100 135,0 132,9 153,8 131,2 ... 

•) Diese Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern im "Zableoaplegel" veröllentlldht 
1) Betriebe mit im allgeml'ineo 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siebe Statistischen BerichtE 1 1 2) 1 t Steinkohle 111 t SKE • Steinkoble-
Elnhelt (29 308 MJ) 3) 1 000 m3 Gas (Ho l!Gas <Ho 2 35,169 MJ/m8) 11,2 t SKE 4) l t Heizöl, leicht A 1, 46 t SKE, schwer 11,40 t Sl<E 
5) 1 000 kWh Strom Q 0,123 t SKE 6) endltilltige Ergebnisse. Zur Metbode siebe Statistischen Bericht EU 1 7) Nur Betriebe von Unternehmen mit 
20 und mehr Beechl!tigten 8) Zur Methode siebe Statistischen Ber1cht E ill 1 9) ohne bandwerkliehe Nebenbetriebe 



Noch: Monats- und Vierceljahreszahlen 
1980 1981 1981 

Monats-
Okt. Nov. Dez. 

durcl.achnltt 

Bautätigkeit 

Bauaenehtlllaunaen 
•Wohngebllude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 803 685 596 391 488 

darunter mtt 
•1 Wohnung Annhl 743 520 465 276 394 

+2 Wohnungen Anzahl 113 112 75 68 54 
3 825 659 562 448 455 •ll.auminhall 1 000 '"2 

*\Vohntllc.btl 1 000 m 141 11<1 103 78 77 

•Nlc.btwohngebAude (~"rrlchtung neuer GebAude) Anzahl 176 137 142 108 112 
3 669 525 526 397 -114 *Rauminhalt 1 000 m
2 

•Nut&!!Jic:he I 000 m 114 91 98 67 81 

O\\ ohnungell insgesamt (alle Baumall nahmen) Anzahl 1 580 I 347 1 263 985 956 

Handd und Gastgewerbe 

Auslutw 

•Ausfuhr lnag.,aamt 1\Ull. DM 511,4 709,7 679,1 876,2 641,5 

davon Gllter 41 r 
•Ernlhrunga"~rtachaft :\U11. D\t 97,7 131,1 126,4 112,2 115.·1 

ogewabllchcn Wlrtacha(t Mlll. DM 413.7 578,5 552,7 764,0 526,2 

davon 
'"lwhatoffc lllill. DM 10,4 13,3 16,4 17,3 12,8 

•llalbwar<'n i\1111. DM 61,6 73,5 73,7 46,3 62,8 

*l'ertlgwor<'n l>bll. DM 341,7 491,7 462,6 700,5 450,6 
davon 

•Vor\' rzeugru••c Mlll. DM 39,3 51,1 53,0 43,8 55,2 
*Enderz:f'Ugn.laae Mlll. Dl\l 302,3 440,8 409,8 656,; 395,4 

nach ausee.,.lblt"n Verbrauchslindern 

•EO· Llnder M1ll. l>M 236,4° 275,8 267,5 253,9 240,0 

da runter Ofint ma rk MJU. DM 51,2 63,4 56,8 47,7 46,4 
Frankreich 111111. DM 52,4 51,9 51,1 50,6 49,1 

lt:dc rlande MJU. DM 45,9 51,8 43,8 44,0 42,5 
Großbritannien 1\lill. DM 39,2 44,8 51,7 50,8 38,3 

Elnzelhandelwm~tze (Mdnll 1980 t 100 100 103,7 106,6 1or:.s 135,6 

Gastae~~rerbetasätze 1MdlJM} 19801100 100 101,3 92,0 7&,2 84,3 

Fremde11verkehr1n Behetber&un&sstatten 
m1t 9 u!ld mehr Gastebetten " 

•Ani<Onrtc 1 000 211 216 219 118 ~1 

darunter "'von AuslandagllstE'n 1 000 21 22 
221 

1S 10 

•Cbernachtungen I 000 1 217 1 248 I 006 457 366 
darunter Ovon Aualandalll81en I 000 47 43 44 33 22 

Verkehr I 
Seeschtffalvt" 

Giltercmpfanc I 000 l I 205 1 174 1 16-l 1 285 992 
Gatervcrsand 1 000 l 498 567 584 525 595 

B moenschlll ahrt 
OOiltercmpfang I 000 t 202 199 236 183 214 
OOGGterversand 1 000 t 208 189 188 123 129 

Zulassuncen lalllrkneuet Ktaltfabrzeuee Anzahl 9 264 8 751 8 189 7 208 6 834 
darunter Krartrldcr (einac:hlleßlic:b Motorroller) Anzahl 377 416 82 54 51 

~ereonenl<raftwaee.n 3) Antahl 8 047 7 686 7 458 6 684 6 263 
•t.aatkraft• .. gen (elnacbl. mit Spetia1aufbau) Anzahl 536 420 387 302 319 

Strallenverkehrsunlllle 
•Unfalle mll Pereonl'nachaden Anzahl 1 474 1 452 1 549 I 638 1 059 
*GctOtole Personen Anzahl 44 43 45 61 30 
•Verlt-t~te Pereonen Anzahl I 909 I 874 1 978 2 036 1 352 

•) Dleu PoalUonen werden von allen Statlatiac:ben Landealmtern im "Zahlenapteeel11 ver.1!tentlJc:ht 
1) Ab Ol..tobcr 1981 •ualltzllch eJnachlJeßl!c:h Kinderheime und ZelUaeer 
2) ohn E!geneewtc:hte du ala Verkehramlttollm Flhrverkehr traneportierten t:taenbahn- und St.-aBenCah.-zeuge 
3) einac.bliellllc:h Kombinationakraftwaeen 
o) ohne Grlec:h01nland 

1882 

Sept. Okt. No,, Dez. 

539 477 481 350 

352 360 315 229 
102 66 87 54 

603 542 519 466 
104 84 95 79 

156 116 151 79 

673 739 399 564 
108 115 80 82 

1 H5 1072 I 271 I 174 

693,5 838,5 763,1 ... 
127,5 111,3 117,6 ... 
566,0 527,2 845,4 ... 

16,1 15,7 14,6 ... 
49,5 48,4 58,5 ... 

500,4 463,1 572,2 ... 
62,7 66,1 61,3 ... 

437,7 397,0 510,9 ... 
I 
I 

317,0 275,9 288,7 ... 
61,2 54,0 65,8 I ... 
58,8 113,2 50,8 ... 
53,8 56,9 48,5 ... 
37,& 36,5 34,9 ... 
... ... ... .. . 

115,41 ... . .. ... 

282 p 220 p 118 ... 
2(i p 17 " 12 ... 

1 743 p 953 " 411 ... 
46 p 35 p 22 ... 

... ... . .. . .. 

... ... . .. ... 
I 

153 159 15-t 152 
149 1<17 12G 134 

7 SOl I 8 029 6 912 ... 
191 107 43 ... 

6 790 7 380 6 390 ... 
SO·t I 318 284 ... 

1 610 I 1 587 p I 675 p I 505 
ss 1 49 p .f9 p ~8 

2 005 2 037 2 024 1 931 p p 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1980 1981 1981 1982 

Monats- 1 durchschnitt ) Okt. Nov. Dez. S•pt. Okt. Dez. 

Geld und Kredit 

Kredite und Emlaren 21 

*KrediteS) an Nichtbanken tnsge .. mt I so 536 (Stand &m Jahres· h~w. Monataende) ~hU. DM 52 877 58 066 57 173 57 360 58 066 60 466 60 638 61 136 
darunter 

•Kredite 3) an lnllndlachc Nichtbanken MlU. DM 50 863 56 214 55 341 55 519 56 214 58 ~89 58 543 1 58 684 &9 217 

•kurzfristige l'redit<l (bis zu I Jahr) ,\llll. UM 8 893 9 269 9 103 8 9~7 9 269 9 274 9 144 9 035 9 118 
.. n Unternehmen und Privatpersonen M.iU. D\f 8 766 8 906 8 872 8 714 8 906 9 099 8 954 8 803 8 878 
.. n MfenUlche Haushalte Mill. DM 127 363 232 234 303 175 190 232 239 

*mltteltr1atlg" Kred1te (1 bis 4 Jahre) Mlll. DM 6 420 '1 196 6 887 6 942 7 196 7 327 7 369 7 436 7 513 
*an Unternehmen und Privatpersonen Mill. OM 4 027 5129 4 888 4911 5 129 5 568 5 593 5 636 5 675 
.. n orrontllchc llauahalte MW. DM l 393 2 067 1 998 2 030 2 067 1 759 1 776 1 799 I 838 

*langfrlellge Kredite (mehr als 4 Jahr•·) MIU. DM 30 550 39 748 39 351 39 630 39 748 41 888 42 030 42 212 42 587 
•an Unternehmen und Pr1vatperson~n Mill. DM 28 553 30 141 29 890 I 30 014 30 141 31 028 31 171 31 383 31 809 
._" Offt>ntllchc Haushalte Mill. DM 7 997 9 607 9 461 9 616 9 607 10 860 10 859 10 829 10 778 

•Einlngen und oufgcnommcne Kredite31 von N.clltbanken 
(St11nd am Jahres- bzw. Monatsende) MJll. UM 34 50~ 35 935 34 822 3S 249 35 935 36 426 36 769 37 340 38 037 

CISichtclnlag u und Termin dd~r Mlll. OM 20 576 22 242 21 983 22 379 22 242 22 905 23 210 23 731 23 499 

."on Unt rnchmen und Pr1vatper&Ont>n MJll. DM 15 050 16 458 16 388 16 720 16 458 16 947 17 130 17 668 17 386 
-..on Offentliehen Haushalten Mlll. DM 6 526 5 784 6 595 5 659 5 784 5 959 6 079 6 062 6 112 

espar<•IJilagl'n Mlll. DM 13 926 13 693 12 6391 12 869 13 693 13 520 13 549 13 609 14 539 
"'bei Sparkassen 

(Sp&rP.Inlagtn, Sparbriefe, 
9 5451 Namt'naechuldverachrelbungen) \hU. r>M 7 924 10 015 9 S59 10 015 9 973 9 997 10 043 

•<'.ut achl'irt<·n ouf Sparkontt>n I 
(odnNchlll'ß.hch Ztu&gutschrlrll•n) !\!tU. IJM 728 731 646 I 651 875 712 693 748 
I.UJIIRChrlfto II Ullf Sparkonten Mlll. DM 719 815 669 624 783 718 667 691 

Zahlunesschlltenpetten 
Konkurse (erMfnete und mangels Muse abgelehnte) Anzahl 36 45 

661 
60 31 54 G5 70 59 

•Yerglr.ichsverlohrcu Anzahl 0,3 0,4 1 1 

•W<!chsdprotesto (ohne. die b"i der POiit) Anzahl 324 381 409 432 343 4G6 
1\ cchst:'llillmrne Mill. DM 2,0 2,6 3,1 3,8 3,0 3,2 

Steuern VlcrtelJa.hrea-

SteueraulkOftlmenllilch dec Steuerart durcheclm!tt 4. Vj.81 3.VJ.82 4. Vj.82 

'*Gcm<'lnachnftsstf'llem Mill. UM 2 109,0 2 104,1 2 269,3 2 105,5 2 393,9 
tcu rn vom E nkonunen 1\fill. DM 1 521,0 1 484,0 1 651,0 1 516,3 1 787,7 

•Lohrurtcut r 4) Mlll. OM 1 010,7 I 044,9 1 252.~ 1 138,7 1 321,9 
-.erronlact Einkommensteuer Mill. D f 349,3 282.4 250,9 259,3 259,4 
*nlchtv ronlagtc St. uern vom Ertrag li11U. llM 1-1,0 20,0 22,0 

21.0 I 20,3 
....: 'l'erachaftsl<'ller 4) 1\llll. DM 137,2 136,8 125,7 99,8 186.1 

•Stt ucrn vom Umsatz 1\IIU. UM 588,1 620,1 618,3 589,2 606,2 
Ol OlS.ltZ.I5t f!\"'C r Mill. 1)1\J 398,3 419,5 402,5 390.6 386,1 
•t:iatuhru:usat:tst~uer ~1111. 1)~1 189,8 200,6 215.8 198,5 220,1 

•Bunth s•tt Ut!rn :0.1111. lJ\1 127,0 1~1.2 145,9 88,4 I 143,0 
•Zöllt• 1\1111. IHI 0,3 0,2 0,1 0,2 0,1 
O\ ••·ba·auchsteu• rn (ohne lllersteut•r) 1\fiU. UM 116,U 130,5 138,9 81,0 136,7 

*Lilndessteunrn MIU. ll!VI 130,8 128,1 116,8 146,6 129,7 
•Vermögensteu<'r 1\lill. l>M 28,6 2G,O 29,7 29,1 22,2 
Krartrahr:tlllll.&tcucr l\UU. DM 67,8 68,1 54,1 78,0 67,4 

•Bu~rstout:~r MiU. DM 4,3 4.4 4,3 6,1 4,9 

-oemcindeatt~ern 1\lill. D\1 288,3 272,1 270,8 294,6 
'*Grundsteuer A lltlll. DM 7,1 7,2 7,0 1,6 
'*Grundatt'llcl B Mill. DM 50,3 52,5 :I ~9.6 65,8 
'"Ge1urb ateuer nach Ertrag und Kapital (brutto) 1\till. D\1 203,8 193,3 195.5 200,4 

Sleuervt~tellunelllf dte Gel)letsllötperschaften 
OOSteucn:innahrnen dca Bunde>a M1ll. DM 1 132,6 I 154,2 1 256,6 1 087,7 1 209,2 

•Ant !I an den StOo!Ucrn vom Ewkomm< n ~Ull. D\t 5:12,0 569.7 640,0 578,8 6D5,6 
•Anteil an den Steuern vom Umsatz AUU. 0:\1 397,0 418,6 417,3 397,7 409,2 
•Anteil an der Gewerbesteuerumlage l\Ull. DM 26,6 24,9 53,, 22,8 51.4 

CISteuereinnahmen dea Landca lltill. D\t 1 190,4 1 178,9 I 273,2 1 207.3 I 382,6 
•Anteil an den Steuern vom Einkommen li!JU. DM 714,7 895,4 766,8 704,7 834,5 
•Anteil an den Steu~rn vom Umsatz llfill. DM 318,4 334,7 336,4 333,2 366,9 
*•\ntell an der Gew• rb<.'att'Uerumlage :o.uu. U:\1 26,6 24.9 53,-l 22,8 51,4 

•Steuer<.'innahmen der Gcmeind~>n 
und Gemeindeverbinde :\Ull. UM 456,4 440,1 830,4 437,6 I 
~ewerbutPuer 

5 nach Ertrag und Kapital (netto) 1 l\UU. UM 150,5 143,6 88,6 154,7 
•Anteil an der 1.ohn- und 
\'eranlaitcn Einkommensteuer Mill. UM 221,3 217,8 466,6 168,7 

Fu.Onoten nlchat11 Seite 



noch : Mona[S- und Vieneljahrc.:szahlen 
1980 1981 1981 1982 

Durc:lulehni tt Okt. I Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez. 

I 

Preise 
I 

PrmmdeuiHern 1m Buodesteblel 1976 - 100 
EJnfuhrprelae 125,3 142,9 14",4 143,3 143,3 146,0 146,9 147,1 ... 
Aua{uhrprt-Jae 

G) 
115,1 121,3 122,7 122,8 123,1 127,2 127,0 127,0 ... 

\orundatoCCprelae 120,4 133,6 136,1 135,6 196,0 138,6 139,0 139,1 ... 
Erzeugerpr• 1se 6 gcw< rblleher Produkte ) 

6 
117,1 126,2 129,0 129,5 129,8 134,4 134,0 134,8 ... 

landwirt•ehaftlleher Produkte ) 99,3 104,6 108,4 110,3 111,4 109,0 p 109,0 p 110,2 ... 
•Prelalndcx CQr \1 obngebAud<', ;'>eubau, 

ß&ul lstungen om Geblludc 134,1 142,0 ·I 143,7 ... . 
nkauCapreiac 1andw1rtachartlich~r 

Betriebsmittel (AUB&I'benlndexl 6) ll2,7 121,9 124,4 124,5 124,8 127,0 127,8 p128,3 ... 
n:tolhnnd 1sprelse 116,1 122,2 123,5 124,3 124,7 129,4 129,8 130,3 130,4 

•Preisindex der Lebenshaltung aller pnvateo Haushalte 117,0 123,9 125,8 126,4 126.8 131,6 182,0 132,3 132,6 
darunter COr 

•Nahrungs- und OenuOmlttd 112,7 118,2 119,0 I 119,8 120,3 126,2 125,9 126,2 128,6 
IOoldung, Schuhe 120,8 126,8 128,8 129,5 129,7 133,6 133,9 134,5 134,6 

Wob:nuJlismlctM~ 115,4 120,4 122,2 122,6 123,0 127,6 128,1 128,7 129,2 
Elektrlzltlit, Gaa, Bnnnato!fe 137,6 157,8 163,8 166,0 166,4 172,9 177,4 177,9 174,8 
Obrlge Waren und D•enatlelatungen 
Cilr die llauahaltafOhrung 116,7 123,7 124,8 126,1 126,7 129,3 129,7 130_3 130,9 

Löhne und Gehälter 
- Elfektlvverthenslt• •n DM - I 

Arbt1le1 1n lndustue und Hoch uod Tltlbau 
Bruttowoc:he.nverd.lcnst'" 

~lebe Arb !ter 609 633 642 646 
daruni r •Facharbeiter 644 668 676 677 

*weiblich Arbelter ~00 420 426 436 
darunter *IIIUsarbelter 385 402 406 421 

Bruttostund• nvcrdicnate 
-.n~tch Arb ltcr l4,3S 15,08 15,30 15,76 

darunter •Facharbeiter 15,14 15,87 16,10 16,47 
*weiblich• Arbe t<r 9,99 10,55 10,69 . . 11,11 

daruni r IUlCaarbeller 9,60 10,14 10,23 10,77 

Bezahlte \\ochenarbclta~clt 
mlnnllche Arb lter (Stunden) 42,4 42,0 41,9 41,0 
weiblich Arbi' ter (Stund• n) 40,1 39,7 39.8 39,0 

Angestellle, Bruttomonalsverdlensle 
1n lnduatrle und Hoch- und TteCbau 

KaufiJIJinnlache Angestellte 
otmlnnllch 3 319 J 508 3 561 3 731 
"weiblich 2 272 2 405 2 443 2 551 

Technisch Angestellte 
emannl•ch 3 526 3 684 3 735 3 867 
•weiblich 2 192 2 318 2 352 2 458 

!JI Handel, Kredit und Versicherungen 
KauCmlnnlache Angestellte 

emlnnllch 2 863 3 025 3 086 . 3 218 
*weiblich 1 943 2 062 2 098 2 225 

Tcchnlachc Angestellte 
mAnnlieh 2 955 3 013 3 017 3 161 
weiblich (2 211) (2 2701 

in lnduatrle und !lande! zusammen 
KauCIJIJinnlachc Angestellte 

mAnnlieh 3 008 3 178 3 237 3 360 
weiblich 2 035 2 158 2 194 2 318 

Technische Aneeatellte 

I mAnnlieh 3 490 3 642 3 6881 3 830 
wdbllch 2 192 2 316 2 352 2 455 

•! Oicae Poalllonen werden von allen Statistischen Landesämtern Jm "Zahlenep1egel11 veröffcnUicht 
1) Bestandezahlen bei Kredite und Einlageo: Stand 31. 12, 21 Die Angaben umfassen die in Schleswlg-Holateln geleg~nen Nled~rlaall\lngPn der zur 
monatlichen ßllanzatatlatll< berlchtPnden Kredillnstltute; ohno. Landeuentralbnnk, ohne d1e Krt'dltgenoasenachaftcn (RalfCc11en), dert'n Bllanzsumme 
am 31. 12. 1972 w"nlgcr als lO l\1111. Dl\1 betrug. sowie ohne die l'oatacheck- und PostaparkassenAmter 3) elnachlteOUch durchlllufender Krt.>dlto 
4) n:>c.b DerOcks!chttgung d11r Einnahmen uod Auagaben aua der Zerlegung 5) nach Abzug der Gewerbesteuerumlage 
6) ohn€ Umsatz-(Mehrw<rt-)ef~uer 



Jahreszahlen B 
Erscheint im monaUichen Wecl>Bel mit A 

Wohnungswesen Ausfuhr Fec>denverkehr2) 

zum Bau 
fertiggestellte von 

AnkDnfte tlbernachtungen 
Jahr 

Wobnungen I) .Bestand 
in 

in Gütern 
genelunigte ins-

EG-
Länder der 

im sozialen 
an gesamt der gewerb- von 

Wohnungen ins- Wohnungs- Wobnungen Länder EFTA liehen ins- Auslands- 1na- Auslands-
1) gesamt bau Wirtschaft 

gesamt gäsle gesamt 
gästen 

in 1 000 in 1 000 in.,. in 1 000 Mill. DM in 1 000 

1977 16 18 10 1 057 6 092 2 298 808 5 186 3 007 231 24 069 494 
1978 20 15 7 1 072 5 246 2 267 747 4 S24 2 942 246 23 181 505 
1979 19 17 8 1 089 5 607 2 530 724. 4 655 2 886 255 21 823 ~49 

1980 18 19 7 1 107 6 137 2 837 863 4 964 2 978 2S8 22 748 522 
1981 16 18 10 .. . 8 515 3 309 1 209 6 942 2 590 262 14. 971 611 

SU'aßem•etkehrsu.n!älle Spar- Sozlslhllie 
Kfz- irestand am 1. 7. n'lit einlagen5) Kriegs-

Personenschaden opfer-
am türsorge ins .. laufende Hilfe zum 

Jahr 31. 12. 
gesamt Lebensunterhalt 

ins- Kraf1- Plnv 3) Lk" !l) 
gesamt räder U.oflille Getötete Verletzte in Aufwatld Aufwand Empfänger Aufwand 

Mill. DM in iD !n 
in 1 000 MU1. DM Mill. DM in 1 000 Mill. DM 

1977 979 ll 838 49 18 720 728 24 620 12 652 513,6 169,9 63.,8 36,0 
1978 1 035 14 889 51 18 587 633 24 330 13 437 559,6 163,2 62,2 39,2 
1979 1 094. 16 940 54 16 815 522 21 930 13 802 597,7 196,8 60,5 44,3 
1980 l lZ9 zu 96Q 56 17 684 523 22 904 13 928 658.3 213,2 61,0 49,7 
1901 I J.l9 24 983 56 17 427 521 22 492 13 693 735,9 242,1 ... 54,7 

Steuel"n
61 Neuvet·schu.ldung 7 ) 

Steuereinnahmen Stet1e1·n vom Einkommen 
Gewerbe- der Gemeinden und 

nach dar Steuerverteilung Steuern steuer Gt!cmeindeverbände 8) 
Jahr Ve:rbrauch- nach des 

VOIIl veranlagte steuern Ertrag JJandes Kredit-
des I des I der Um satt ins- Lohn- UIS-

Bundes .Landea G~meLDden gesamt steuer Einkommen- und gesamt 
merkt-

stcu~r Kapital mittel 

Mill. DM 

1977 a oss 3 816 1 466 l 487 4 607 2 822 l 403 481 655 6 613 2 491 l 940 
1978 3 948 4 086 1 516 1 778 4 775 2 849 l 474 498 668 7 317 2 544 2 003 
1979 -1 311 i -121 1 544 2 004 5 116 3 01)2 1 549 523 753 7 8G5 2 592 2 044 
1980 ~ ~30 4 16:! 1 S25 2 352 5 382 3 443 1 397 468 815 9 065 2 557a 1 98la 
!~81 4 617 4. 7:12 1 760 2 480 5 2!12 3 570 1 129 522 773 10 145 2 671

3 2 066a 

Preistndlzes im Bundesgeb1et Löhne und Gehälter 

der lO) Industriearbeiter 
11

) 
Angestellte 

öffentlicher Dienst 
Erzeuger-.-reise B) Lebenshaltung 

in industriell) und Handel 

,fahr 
fUr 19760100 

Bruttowoch~>nlohn l3rultomonatsgehalt Bruttomonatageh;l]i 12) 
Wohn-

gewerb- landwiM.- gebäude kau!roänrusche techn. 
lieber sc.haitlicl>er Nahrungs- Angestellte Angest. 

Beamte Angestellte 
Männer Frauen A 9 BAT \'In Produkte Produkte 19769100 1ns- und 

(Inspektor) (BIIroktaft) gesamt Genull- M:ltnner Frauen Männer 
mittel 

19764100 1976 J! 100 DM 

1977 102,7 98,9 104,9 103,7 104,9 515 340 2 495 1 681 2 905 2 590 1 919 
1878 103,9 95,5 111.a 106,5 106,4 544 361 2 664 1 786 3 070 2 704 2 003 
1979 108,9 96,9 121,1 110,9 108,2 577 877 2 808 1 893 3 2G7 2811 2 082 
1980 117,1 99,3 134,~ 117,0 112,7 609 400 3 008 2 035 3 490 2 985 2 210 
1981 128,2 104,8 142,0 123,9 118,2 6S3 420 3 178 2 158 3 642 3 lll 2 302 

1) Errichtung neuer Gebäude 2) Bis 1980: in 156 .Beric:htsgeme:lnden, Fremdenverkehrsjahre (jeweils 1.10. bis 30. 9. ) 1981: in Schleswig-Holstem, 
nur BellerbergungssUitten mit 9 und mehr Gästebetten, Kalenderjahr 3) einachließllch Kombinationskraftwagen 4) einschließlich n'lit Spezialau!bau 
5) ohne Postspareinlagen 6) Quelle: Der Finanzminister des Landes Schleswig-Holstein 7) ohne Kassenkredite 8) ohne Schulden der Elgen-
b~triebe 9) ohn~ Umsat?.-(Mebrwert-)steuer l(l) !\Ir alle privaten Haushalte ll) einsc:bließllch Hoch- und Tiefbau 12) Endgehalt. Die Angaben 
gelten filr Verheirat&te mit einem Kind 
a) ohne Schulden der Krankenhäuser 



Kreiszahlen 
Bevölkerungsveränderung 

Straßenverkehraun!llle mit 
Bevölkerung am 30. September 1982 P~raonen.chaden Im Dezember 1982 

Im September 1982 (vorlAurlge 2ah1enl 

KREISFREIE STADT Verlnderung geeenober (bcrachuß Wande- Bevölke-
der run1a- runga-

Kreis Vorjahr.,&- Geborenen gewinn zunahme Getötete21 
lnageaamt Vormonat 

monat 11 oder oder oder 
t.;n!llle Verletzte 

Gestorbenen -verluat -abnahme 
1n .,. C-1 C-1 (-1 I 

FLENSBURG 86 811 - 0,1 - 1,0 - 29 - 77 - 106 40 I 2 51 

KlEI, 248 453 - 0,1 - 0,4 - 66 - 175 - 241 128 5 151 

LlJBECK 218 065 - 0,1 - 0,8 - GI - 240 - 301 115 3 137 

NEl \I(NSTER 79 877 + 0,0 - 0,2 - 14 24 10 67 I 75 

Dithmarschen 131 058 - 0,0 + 0,1 - 30 - 34 - 64 89 5 120 

Hzgt. I..auenburg 157 489 + 0,0 + 0,3 - 12 75 63 90 4 117 

.Nord! riesland 162 235 - 0.2 - 0,2 - 6 - 355 - 361 89 1 132 

Ostholsteln 194 137 - 0,1 + 0,4 - 38 - 62 - 100 109 4 152 

Plnneberi 260 948 - 0,0 + 0,0 - 1 - 57 - 58 145 6 180 

Plön 116 486 + 0,1 + 0,2 - 23 116 93 54 2 69 

Rcndcburg- Ecke rn!Orcle 246 984 + 0,0 + 0,2 19 44 63 164 7 202 

Schl~awlg- Flenaburg 183 037 + 0,0 + 0,3 25 9 34 101 3 131 

Segeberg :!12 981 + 0,1 + 0,5 42 97 139 142 10 196 

Steinburg 128 1122 - 0,0 - 0,3 - 17 12 - 5 82 3 100 

Stormarn 193 052 + 0,1 I + 0,7 6 213 219 90 2 118 

Schleswl - llolateln g 2 620 155 - o.o I + 0,0 - 20S - 410 - 61S 1 SOS 58 1 931 

Verarbenendes ~'llerbe31 Kraft!abrzeugb.,atand 
am 1. Juli 1982 

KREISFUEIE STADT 
t:msotz 41 Pk" S) 

Kreis B<-1r1ebe Beachl!tJgtc im 
am am u.~ mber 1nssesamt je I 000 

31. 12. 1982 31. 12. 1982 1982 Anzahl 
!'.1111. 0111 

Elnwohn~r 

FLEJIOsRliRG 77 8 626 237 33 012 29 597 340 

KIEL 140 25 827 ~69 93 998 8•1 621 339 

Lt'BF:CK 153 23 416 404 80 910 72 720 333 

!\EUMUNSTER H 9 601 92 33 645 29 864 374 

Dllhmarachen 80 6 677 321 6S 526 52 714 402 

llzgt. Lauenburg 97 8 209 108 71 ISO 61 188 389 

Nordfrlealand 59 2 938 83 75 806 61 097 877 

Ostholstein 90 5 599 93 81 926 70 009 361 

Pinneberg 197 20 760 311 116 802 101 854 I 390 

Plön 48 2 618 34 54 808 46 168 397 

Hendaburg-Eckernförde 128 10 U8 334 113 661 94 904 I 385 

Schleawtg-Flenaburg 89 4 816 130 87 849 71 225 390 

Segebcrg 173 14 336 223 111 644 95 927 452 

Stetnburg 99 10 538 242 59 745 48 724 379 

Stormarn 147 15 570 351 88 801 77 907 ~05 

Schleawtg- Holetein 1 651 169 979 3 433 1 169 283 998 519 381 

1) nach dem Gehletutand vom 30. 9. 1982 2) einachlleßlich der mnerha1b von 30 Tagen an den Unfallfolgen verotorbenen Peraonen 
SI Betr.eb .. mit im allgemeinen 20 und mehr Deachaftigten 41 ohne Umaatuteuer SI einschließlich Kombtnatlonakraftwagen 

Anmerkung: Ein auatübrliche Tabelle mit Kreiazahlen, dle von allen Statlltlachen Landuämtern gebracht werden, erachelnt 1n lle!t 5, u. 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung 

Arbeltamarkt •VIehbestAndo am 30. Juni 1982 

VerAnderung offene Schweine 
Rindvieh am 3.6.1982 

geg.,nQber Arbcilaloau Kurzarbeiter 
Stellen insgesamt I Land Monatemitte Milchkilbe am 

ln 1 000 vz Vorjahres- 30, J I. 1982 Nov. 1982 am am 
hageaamt (elru~chl. 

1970 atand 30. 11, 1982 3. 8. 1982 Zugi<Qhc) 

ln.,. in 1 000 

Schleawle-Holstein 2 619,4 + s,o + 0,1 103 21 2,1 1 834 1 619 j 513 

Harnbure 1 630,4 - 9,1 • 0,6 62 15 2,0 11 15 3 
N1ederaachaPn 7 261,6 + 2,5 + 0,0 286 155 5, 7 7 150 3 297 1 088 
Bremen 689,0 . 4, 7 - 0,4 32 13 0,7 8 22 I 4 
.Nordrhe10-Wealfa1en 17 010,4 + 0,6 - 0,2 635 286 12,7 5 677 1 995 617 
!lcaaen 5 608,3 • 4,2 + 0,1 158 86 6,2 1 278 886 284 

IU!cinland·Pfa1z 3 639,0 - 0,2 • 0,1 111 37 3,6 669 654 223 
Baden- WOrtlernberg 9 281,1 + 4,3 • 0,1 213 193 11,9 2 199 I 819 680 
Bayern 10 961,3 + 4,6 • 0,2 321 173 13,6 4 212 4 991 1 980 
Saarland 1 060,4 - 5,3 - 0,-t 42 I 39 0,7 48 73 26 
Berhn (Wut) 1 879,1 - 11,5 • 0,6 77 16 2,3 4 I 0 

Bundeegeblt!t 61 637,9 • 1,6 - 0,0 2 038 I I 033 61,5 23 091 15 372 6 419 

Verarbeitend••• Grwerbe
1

) BauhAuptgewerbe 41 'n ohnungaw esen 
im September 1982 

ßuchJHtlgte 
Umsat:o

21 Beachlftigte zum Bau 
r.and Im Oktober 1982 am 30. September 1982 eenehmlgte \\ ohnune"n am 

31. Oktober 

! 1982 Ausland•-
je I 000 je lU ouo in 1 000 Mill. I>M 1UU8htZ. in I 000 Anzahl 

I 

'""" 
Einwohner Einwollnur 

Schleawlc-Holeteln 173 2 933 19 50 19 1445 5, 5 

llamburc 158 6 835 11 27 17 347 2,1 
Nl<"der&achaen 672 10 434 27 137 19 3 268 4, 5 
Bremen 84 I 573 27 13 19 1:14 2,2 
Nordrbcln· \\ eatfalen 2054 30 767 26 269 16 7 624 4,5 
llcucn 62i 8 109 27 98 17 2 762 4, 9 

Rhclnland- Pfalz 37C 6 346 36 70 19 1 654 4, 5 
Baden- 'n Orttemb"rl: 1 403 19 120 29 194 21 4 928 5, 3 
Hayern I 313 16 903 29 252 23 5 669 5, 2 
Surland 149 2 092 31 20 19 403 3,8 
ßcrlin (\\ cst) 166 3 091 12 34 18 499 2,7 

Bundeallebiet 7 175 108 202 26 I 163 19 28 753 4,7 

•Kfz- BestandS) Straß .. nv~t·kehraunf:lll~ 71 &stand 
Steuereinnahmen 

am I. Juli 1982 mit Personenschaden Im Oktob<·r I 982 an 
Spar-

8 

Pkw61 

UnfJille I Getötete 

I 
einlagen ) des I des 1 der 

!.and am Landes Bundes Gemeinden 
Ins- Verun- 31. 10. 

eesamt Anzabl I l" I 000 
Verletzte 

glOcktc 1982 
im 3. Vlertl!lJahr 1982 

l 

I 
je 100 in DM 

!Einwohner Unflllle je 
1n 1 000 Einwohner in 0!\f je Einwohner ! 

Schleswlg-llolateln 1 ts9 i 999 381 1 5871 49 2 037 131 5 173 473 421 ... 
Harnburg 635 570 350 965 20 I 241 131 8 599 800 3 529 ... 
;\ledcruclulen 3 309 2 798 385 3 899 154 5 008 132 6 478 471 481 ... 
Bremen 267 240 348 -144 10 522 120 7 210 554 1 108 ... 
NordrheUl- Westfalen 7 357 6 560 386 8 295 212 10 532 130 7 384 538 832 ... 
Heaaen 2 671 2 312 412 2 876 90 3 730 133 8 037 549 725 ... 
Rhe•nland-Pfalz I 790 1 500 412 1 789 I 

6~ 2 378 136 7 385 482 564 ... 
Baden-wa rttembere 4 450 3 774 407 4 394 I 133 5 887 137 7 876 575 77 I ... 
Bayern 5 272 4 292 392 5 776 275 7 636 137 8 159 550 1144 ... 
Saarland 478 426 402 533 21 696 

I 
135 7 093 468 491 ... 

Berlltl (Wut) 658 582 310 I 171 15 I 405 121 7 098 430 1 217 ... 
Bundeageblet 28 158

8 
24 1058 391 31 729 1 041 41 072 133 7471 535 I 786 .. . 

•l An dieur Stelle erecheinen abwechselnd Angab~n Ober ViehbeatAnde, Cetre!de- und Kartoffelernte, Kfz-Bealand und Bruttotnlandaprodukt 

1) Betrtebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschlftigten 2) ohne Urneatzsteuer 
4) Vor!Jiuflge Werte 5) ohne Bundeepoat und Bundesbahn 6) e!nachließllch Kombinatiooakrartwagen 7) Schleaw•g-Holateln endi!llU~;e. Obrlge 
Llinder vorlluflee Zahlen 8) ohne Poetspareinlagen 

a) Llnder ohne, Bundeagebtet emacbließllcb Bundeapoat und Bundeabahn c;e~~..,drt •• 5,.,,,,.,d> .. L...t. ... , Sd>l .. ~frllol•,.•• 
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